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Barak, Karl Bauer, Fritzi Brauner, Hein-
rich Dürmayer, Heinrich Fritz, Wilhelm
Hofer, Hans Hubmann, Fritz Jensen, Wil-
helm Kristufek und Hermann Peczenik).

Das Tschapajew-Bataillon kämpfte
acht Monate lang an den vordersten
Frontlinien ohne nennenswerte Ruhe-
pausen. Es war an heftigen Kämpfen bei
Teruel, an der Málaga-Front, in der
 Sierra Nevada und an der Córdoba-Front
bei Pozoblanco sowie zuletzt an der
Schlacht von Brunete beteiligt, in der das
Bataillon aufgerieben wurde. „In diesen
acht Monaten Frontdienst hat das Batail-
lon ungeheure Strapazen ertragen
 müssen. Aber weder die großen Verl -
uste, die dauernden Transporte von einer
Front nach der anderen, die Schwierig-
keiten der Versorgung, die Gluthitze des
 Südens noch die Kälte der schnee -
bedeckten Gipfel der Sierra Nevada
konnten die Kampfkraft der 21 Nationen
schwächen.“4 Das Sturmbataillon erlang-
te als ständig im Kampfeinsatz stehende
Truppe einen bis heute währenden legen-
dären Ruhm.

MG-Kompanie „Georg Weissel“

Das Tschapajew-Bataillon bestand aus
vier Kompanien, drei Infanteriekompani-
en und einer Maschinengewehrkompa-
nie. In Summe gehörten dem Bataillon
etwa 700 Freiwillige an. Die erste Kom-
panie bestand vor allem aus deutschen
Freiwilligen und Schweizern, die zweite
aus Polen, die dritte Kompanie war ge-
mischt. Die meisten Österreicher waren
in der Maschinengewehrkompanie, die
im Juni 1937 den Namen „Georg
 Weissel“ erhielt – im Andenken an den
Floridsdorfer Schutzbundführer, der am
15. Februar 1934 als Kommandant der
Wiener Berufsfeuerwehr in den Februar-
kämpfern zum Tode verurteilt und hin-
gerichtet worden war. Damit wurde auch
der Tatsache Rechnung getragen, dass
die meisten österreichischen Spanien-
freiwilligen Februarkämpfer und frühere
Schutzbündler mit Kampferfahrung

zendivision fiel. Sein Andenken wurde
in einem Roman und einem Film festge-
halten, die in der Sowjetunion große
 Popularität erlangten. Henri Vuillemin
wiederum war ein kommunistischer
 Arbeiter, der 1934 während einer anti -
faschistischen Demonstration in Paris
von der Polizei erschossen wurde.

Während die übrigen Interbrigaden
und deren Bataillone in der Regel aus
Angehörigen weniger Nationalitäten be-
standen, war das Tschapajew-Bataillon
die internationalste aller Einheiten. Es
umfasste Angehörige von 21 Nationen,
womit es selbst in den Reihen der Inter-
nationalen Brigaden eine einzigartige Er-
scheinung war: „21 Nationen in einem
Bataillon, ein richtiges Sprachenbaby-
lon, das zu einer militärischen Einheit
zusammengeschweißt werden mußte“,
charakterisierte der Politkommissar des
Bataillons, Ewald Munschke (in Spanien
„Ewald Fischer“), die Ausgangsbedin-
gungen der Einheit. Die Schwierigkeiten
seien überwunden worden „durch die
größtmögliche Rücksichtnahme auf die
nationalen Eigenheiten […] und durch
eine vorbildliche Kameradschaft“.2 Die
Mehrzahl der Interbrigadisten im Tscha-
pajew-Bataillon waren Kommunisten,
der kleinere Teil waren Sozialisten und
Parteilose.

Als „Bataillon der 21 Nationen“ ging
das Tschapajew-Bataillon vor allem in-
folge einer von Alfred Kantorowicz her-
ausgegeben Publikation ein, die bereits
im März 1938 in Spanien erschien.3 Der
Schriftsteller Kantorowicz diente ab Juni
1937 als Informationsoffizier im Batail-
lon und sammelte Berichte seiner Kame-
raden über die Einsätze an der Front.
 Zuvor war er für die deutsche und fran-
zösische Ausgabe der Frontzeitung der
Interbrigaden mit dem Titel Le Volontai-
re de la Liberté (bzw. El Voluntario de la
 Libertad) verantwortlich gewesen. Kan-
torowicz gelang es, Berichte von 78 Frei-
willigen aus 13 Nationen zu sammeln,
darunter zehn ÖsterreicherInnen (Anton

N
ach dem Putsch der faschis -
tischen Generäle im Juli 1936
eilten tausende Freiwillige aus

aller Welt dem republikanischen Spanien
zu Hilfe. Um diesen Zustrom zu organi-
sieren, beschloss die Kommunistische
Internationale, eigene internationale Ein-
heiten im Rahmen der Republikanischen
Volksarmee zu bilden. Im September
1936 erging ein Aufruf der Komintern
zur Gründung der Internationalen Bri-
gaden. Bereits Anfang November 1936,
unmittelbar nach deren Formierung, wa-
ren die 11. und 12. Internationale Bri-
gade in Madrid bei der Verteidigung der
Universitätsstadt im Einsatz, unter ihnen
auch das Bataillon Edgar André und das
Thälmann-Bataillon, die vor allem aus
deutschen und österreichischen Frei -
willigen bestanden.

Am 11. November 1936 wurde in Alb-
acete, wo sich die militärische Basis der
Internationalen Brigaden befand, im
Rahmen der 13. Internationalen Brigade
das Tschapajew-Bataillon aufgestellt.1

Die Geschichte dieser Brigade unter-
scheidet sich in den ersten Monaten ihres
Bestehens von jener der weiteren Inter-
nationalen Brigaden. Während die 11.
und 12. Brigade bis August 1937 an der
Verteidigung Madrids beteiligt waren,
kämpfte die 13. Internationale Brigade
bis Ende Juni desselben Jahres an Fron-
ten fern von Madrid, bevor sie im Juli
gemeinsam mit den anderen Brigaden
bei der Schlacht um Brunete an der Zen-
tralfront zum Einsatz kam.

Die 13. Internationale Brigade bestand
aus vier Bataillonen: dem Tschapajew-
Bataillon, dem mehrheitlich französisch-
sprachigen Bataillon „Henri Vuillemin“
und zwei spanischen Bataillonen. Das
8. Bataillon der Internationalen Brigaden
(und 49. der republikanischen Volks -
armee) wurde im Dezember 1936 nach
Wassili Tschapajew benannt, dem legen-
dären Volkshelden der russischen Revo-
lution, der im September 1919 im Bür-
gerkrieg als Kommandeur einer Schüt-

Österreichische Freiwillige
im Tschapajew-Bataillon
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 waren. Die Anregung zur Benennung der
MG-Kompanie nach einem österreichi-
schen Februarkämpfer ging auf Franz
Dahlem zurück, der in seiner Funktion
als Vertreter des Zentralkomitees der
KPD im Juni 1937 das Bataillon im
Frontabschnitt Peñarroya besuchte.

Die MG-Kompanie hatte für jedes Ma-
schinengewehr ein eigenes Lastauto und
eine Mannschaft von je zwölf Mann.5

Bewaffnet war es mit veralteten Colt-
Maschinengewehren, die sich für den
Bewegungskrieg als ungeeignet erwie-
sen. Die Einheit galt als „eine der diszi-
pliniertesten Kompagnien“ und als „Bei-
spiel für den überparteilichen antifaschi-
stischen Internationalismus im Kampfe
gegen den Faschismus“.6 Neben den mi-
litärischen Einsätzen fanden kontinuier-
lich kleine Versammlungen statt: „In den
Gräben und Unterständen diskutierten
wir unermüdlich über die verschieden-
sten Fragen, die die reiche Praxis des
Kampfes aufwarf, begonnen mit den mi-
litärischen und Disziplinfragen, geendet
bei den Problemen der Weltpolitik“, fas-
ste Hermann Peczenik zeitgenössisch die
politische Arbeit in der MG-Kompanie
zusammen.7 Ein Element der politischen
Aufklärung und Schulung waren Front-
zeitungen: In den acht Monaten seines
Bestehens erschienen 67 Ausgaben der
Bataillonszeitung Der kämpfende Anti -
faschist, daneben gab es Kompaniezei-
tungen wie etwa den Treibriemen der
MG-Kompanie.8

Waren zeitweilig etwa 60 Prozent der
MG-Kompanieangehörigen Österrei-
cher, so waren es nach sieben Monaten
im Kampf immer noch 40 Prozent.9 In
Summe lassen sich auf Basis der im Spa-

(„Julius Schacht“), die ebenso der KPÖ
angehörten. Stancl, der nach der Ver-
wundung Gankos im April 1937 die
Führung übernahm, wurde im Mai 1937
wegen Tapferkeit vor dem Feinde vom
Leutnant zum Kapitän befördert.13

Während Stancls Erkrankung führte eini-
ge Zeit sein Stellvertreter Barak die
Kompanie.14 Karl Bauer war Kompanie-
führer der 2. Kompanie. Auch er wurde
im Mai 1937 vom Leutnant zum Kapitän
befördert.15 Als Mraz als Politkommissar
von der MG-Kompanie zur 3. Kompanie
wechselte,16 wurde Heinrich Fritz im Fe-
bruar 1937 in Requena zu seinem Nach-
folger gewählt. Seiner Erinnerung zufol-
ge war Fritz damit einer der wenigen ge-
wählten Kommissare in den Interbri-
gaden.17 Hermann Peczenik war
zunächst Parteisekretär der MG-Kompa-
nie und ab Mai 1937 als Nachfolger von
Mraz Politkommissar der 3. Kompanie.18

Sturmangriffe auf Teruel

Wenige Tage nach der Aufstellung des
Tschapajew-Bataillons wurden dessen
Angehörigen mit Lastkraftwagen (Cami-
ons) zur militärischen Ausbildung nach
Tarazona de la Mancha, einer etwa 40
Kilometer von Albacete entfernt liegen-
den Kleingemeinde, gebracht. Nach zwei
Wochen, am 4. Dezember 1936, wurde
das Bataillon zur Küstensicherung nach
Valencia abkommandiert, nachdem die
faschistische Luftwaffe den Flottenstütz-
punkt Cartagena bombardiert hatte und
eine Landung italienischer Truppen be-
fürchtet wurde. Bis 18. Dezember war
das Tschapajew-Bataillon zur Bewa-
chung einer Panzerformation in der
 Kaserne Almirante am Stadtrand von
Valencia einquartiert.19

Die Feuertaufe des Tschapajew-Batail-
lons erfolgte zur Jahreswende 1936/37
beim Angriff auf Teruel, wo ein Jahr
später, von Dezember 1937 bis Februar
1938, eine der Hauptschlachten des Bür-
gerkriegs stattfand. Teruel liegt etwa 300
Kilometer von Madrid und 140 Kilome-
ter von Valencia entfernt – von Bergen
umgeben – auf einer Hochebene. In den
1930er Jahren zählte die strategisch
wichtige Stadt etwa 30.000 Einwohne-
rInnen. Der im Dezember 1936 gestarte-
te Angriff der Volksarmee auf das von
faschistischen Truppen besetzte Teruel
hatte den Zweck, die Front vor Madrid
zu entlasten und feindliche Kräfte von
der schwer bedrohten Hauptstadt ab -
zuziehen.

Am 19. Dezember 1936 erhielt die
vom Deutschen Wilhelm Zaisser („Ge-
neral José Gómez“) kommandierte

nienarchiv des DÖW vorhandenen Per-
sonendossiers österreichischer Freiwilli-
ger, die in das von Hans Landauer und
Erich Hackl herausgegebene „Lexikon
der österreichischen Spanienkämpfer“
eingeflossen sind,10 etwa 110 Österrei-
cher ermitteln, die zumindest zeitweilig
im Tschapajew-Bataillon kämpften.
Auch eine 1938 in Spanien herausgege-
bene Broschüre über die österreichischen
Interbrigadisten nennt „an die hundert
Österreicher, die in dem ruhmreichen
,Tschapajew-Bataillon‘, zusammen -
gefasst hauptsächlich in der M.G.K. im
Kampfe standen“.11 Als der Mann-
schaftsstand nach den verlustreichen
Kämpfen an der Córdoba-Front Anfang
Juni auf 389 Mann sank, befanden sich
unter diesen noch 41 Österreicher (neben
79 Deutschen, 67 Polen, 59 Spaniern, 20
Schweizern und 20 Freiwilligen aus
Palästina).12 Die überwiegende Mehrzahl
der österreichischen Freiwilligen im
Tschapajew-Bataillon kam direkt aus
Österreich nach Spanien, 26 waren ehe-
malige Schutzbündler, die aus dem so-
wjetischen Exil nach Spanien gelangten.
Diese waren nach den Februarkämpfen
des Jahres 1934 in die Tschechoslowakei
und von dort weiter in die Sowjetunion
geflüchtet. Von dort gingen sie 1936/37
mit Einverständnis der KPÖ und der So-
wjetbehörden nach Spanien.

Kommandanten der MG-Kompanie
waren nacheinander die österreichischen
Kommunisten Friedrich Ganko (in Spa-
nien „Julius Adler“), Leopold Stancl
(„Karl Rimbach“) und Anton Barak
(„Paul Wenzel“), Politkommissare dieser
Kompanie waren Lorenz Mraz („Leo(n)
Wurzel“) und nach ihm Heinrich Fritz

Parade des Tschapajew-Bataillons in Requena im Februar 1937.
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und kam im August 1938 mit einem
 Invalidentransport in die Sowjetunion.

An der Málaga-Front

Am 27. Jänner 1937 – nach wochen-
langem Stellungskrieg – wurde die
13. Internationale Brigade von der Front
bei Teruel abgezogen. Das Tschapajew-
Bataillon wurde nach Requena in der
Provinz Valencia verlegt, wo es mit neu
angekommenen Freiwilligen, darunter
zahlreiche Österreicher, aufgefüllt und
reorganisiert wurde. Die Ruhestellung
sollte jedoch nur wenige Tage dauern.
Bereits am 11. Februar wurde die Bri-
gade erneut in Marsch gesetzt, nachdem
Málaga im Süden Spaniens in die Hände
der Aufständischen gefallen war. Die
 faschistischen Generäle hatten bereits zu
Jahresbeginn 1937 mit den Vorbereitun-
gen für eine militärische Offensive in
Andalusien begonnen, um die strategisch
wichtige Hafenstadt einzunehmen und
eine zweite Hauptfront neben den Kämp-
fen im Zentrum des Landes zu schaffen.
Am 3. Februar 1937 begann die Offen -
sive gegen Málaga, bei der auch italieni-
sche Truppen zum Einsatz kamen. Sie-
ben Tage befand sich die Stadt in der
Hand der Faschisten.

Nach langer Fahrt auf Camions traf das
Tschapajew-Bataillon am 13. Februar
1937 in der Hafenstadt Almería ein, wo-
hin etwa 200.000 Menschen aus Málaga
geflüchtet waren. In einer zeitgenössi-
schen Broschüre gab Otto Brunner seine
Eindrücke über die gewaltigen Flücht-
lingsströme wieder: „Gehetzte Männer,
die ihr nacktes Leben gerettet hatten,

schreiende Frauen und Kinder, die dem
Erschöpfungstode nahe waren. Dieser
Flüchtlingsstrom war von den faschis -
tischen Fliegern mehrmals bombardiert
und mit Maschinengewehren beschossen
worden. Aus den Augen aller sprach das
Grauen und die Todesangst vor den
 faschistischen Mördern.“23 Aus den Rei-
hen der Flüchtlinge wurden etwa 250
spanische Antifaschisten in das Bataillon
aufgenommen, wodurch die Einheit auf
etwa 870 Mann anwuchs. Kurz darauf
wurde das an der Küste gelegene Dorf
Calahonda kampflos besetzt und befe-
stigt. Im 13 Kilometer entfernt liegenden
Motril kam die Front zum Stehen.

In den Bergen der Sierra Nevada

Am 20. Februar 1937 – nach wenigen
Tagen an der Málaga-Front – begann der
neuerliche Kampfeinsatz des Bataillons
in der Sierra Nevada an der Granada-
Front, wo winterliche Bedingungen herr-
schten. Die Maschinengewehre mussten
mit Maultieren auf die Berge in mehr als
3000 Metern Höhe transportiert werden.
In den folgenden Tagen wurden die
Höhen von Pitres und weitere Gebirgs-
dörfer besetzt. Danach wurden die Öster-
reicher, die im Rahmen der MG-Kom -
panie eingesetzt waren, auf einer Linie
von 30 Kilometer entlang des gesamten
Frontabschnittes auf die einzelnen Kom-
panien aufgeteilt, um die eroberten Dör-
fer zu verteidigen.

„In den Bergstellungen, bei grimmiger
Kälte, hatte ich hunderte Male die Gele-
genheit, mich von der engen Kamerad-
schaft mit unseren spanischen Brüdern

13. Internationale Brigade den Ab-
marschbefehl nach Alfambra, einem ca.
30 Kilometer nördlich von Teruel liegen-
den Bergdorf. Hier lag das Tschapajew-
Bataillon bis 26. Dezember in Alarm -
bereitschaft versetzt und traf letzte Vor-
bereitungen auf den Einsatz. Tags darauf
wurde der erste Sturmangriff auf die Fe-
stung Teruel gestartet. Etwa 90 Prozent
der Interbrigadisten des Bataillons, die
nicht schon im Ersten Weltkrieg als Sol-
daten gedient hatten, waren bis zu die-
sem Zeitpunkt noch nie in einem Gefecht
gestanden. In den ersten sechs Tagen der
Schlacht wurden insgesamt sieben
Sturmangriffe durchgeführt, darauf folg-
ten vier Wochen Stellungskrieg. Die
Stadt konnte zwar nicht eingenommen
werden, aber Franco war gezwungen, be-
deutende Kräfte von der Madrider Front
nach Teruel abzuziehen.

Ende Dezember 1936, während der
Kämpfe um Teruel, wurde der Schweizer
Otto Brunner Kommandant des Tschapa-
jew-Bataillons. Brunner hatte bis zu sei-
nem Einsatz in Spanien dem Politbüro
der Kommunistischen Partei der
Schweiz angehört und war in den
 Wochen zuvor zunächst Politkommissar
des Bataillons.20 Insgesamt ließen bei
den Sturmangriffen auf Teruel etwa 80
Kämpfer des Bataillons ihr Leben, 200
wurden verwundet.21 Von den öster-
reichischen Freiwilligen fielen Wilhelm
Distelberger, Gustav Handstanger, Hans
Hutmacher, Otto Koch, Walter Matou-
schek, Friedrich Seidler und Max Stark.

Am 2. Jänner 1937 wurde der Wiener
Franz Luda, der Fahnenträger des Tscha-
pajew-Bataillons, beim Sturmangriff auf
den Monte Santa Bárbara schwer ver-
wundet. Er blieb bei Minusgraden zwi-
schen den Linien liegen, tauchte aber,
von den Kameraden als gefallen ge-
glaubt, vier Tage später vor den Schüt-
zengräben auf. So lange hatte er ge-
braucht, um sich 600 Meter zurückzu-
schleppen. Die Beine waren erfroren und
das rechte Bein von Granatsplittern zer-
rissen. Wenige Wochen später mussten
beide Beine im Spitalszentrum der Inter-
brigaden in Benicàssim amputiert wer-
den. Als Ernst Busch in Benicàssim
 einen Liederabend gab, kam er vor sei-
nem Auftritt an das Krankenbett von
 Luda: „[…] wir saßen an seinem Bett
und machten einen Liederabend ganz für
ihn, der schöner war als der offizielle“,
berichtet die österreichische Ärztin Fritzi
Brauner,22 die im Sanitätsdienst der
 Internationalen Brigaden arbeitete. Luda
wurde im August 1937 zur Spitals -
behandlung nach Frankreich evakuiert

Österreichische Angehörige des Tschapajew-Bataillons vor der Verlegung in die
Sierra Nevada im Februar 1937, v.l.: Heinrich Winter, N.N., N.N., Anton Barak, Fried -
rich Ganko, Heinrich Fritz (verdeckt), Alfred Raab.
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zu überzeugen. Wenn wir bei Schnee-
sturm und Nebel einander jede Viertel-
stunde ablösen mussten, um nicht zu er-
frieren, dachte ich an manche Bergtour
in unserer Heimat und im Kaukasus
zurück, wo ebenfalls jeder alles für den
Kameraden hergab“, umriss Hans Grie-
baum die in den Bergen der Sierra Neva-
da währende Solidarität.24 Am 16. März
1937 wurde der Wiener Kommunist Karl
Foka, während er Wachdienst am
 Maschinengewehr hatte, von den Faschis -
ten erschossen und darauf am Friedhof
von Pitres begraben. Am 27. März 1937,
nach sechs Wochen in Eis und Schnee,
wurde das Tschapajew-Bataillon ab-
gelöst. Die Stellung in der Sierra Nevada
wurde von einem spanischen Bataillon
der 6. Brigade bezogen.

An der Front von Pozoblanco

Nach dem Einsatz im Hochgebirge
wurde das Tschapajew-Bataillon ohne
Ruhepause an die Córdoba-Front in den
Raum Pozoblanco verlegt, wo die repu-
blikanische Armee angesichts der dro-
henden Einnahme der Quecksilberminen
von Almadén durch die Franco-Truppen
eine Offensive startete. Am 4. April
1937 gelang es dem Bataillon, die Dörfer
Valsequillo und tags darauf La Granjuela
einzunehmen. Dabei konnten u.a. zwei
Maxim-Maschinengewehre erbeutet
werden. Etwa 30 Männer ließen bei die-
sen Angriffen ihr Leben, darunter auch
die Österreicher Franz Bauer, Engelbert
Ebner, Heinrich Eisenberg, Oskar Freis-
muth, Johann Sauerwein und der erst 20-
jährige Wiener Tischlergehilfe Josef
Willinger, viele wurden verwundet. Dem
Kommandanten der Maschinengewehr-

kompanie Fritz Ganko wurden beim An-
griff auf Valsequillo zwei Finger der
rechten Hand weggeschossen.25 Er war
danach frontdienstunfähig und arbeitete
in der österreichischen Kaderabteilung in
Albacete.26 Die Verluste des Bataillons
mussten durch spanische Soldaten aus-
geglichen werden. Georg Freisinger aus
Hallein geriet am 13. April 1937 bei Po-
zoblanco in Franco-Gefangenschaft und
wurde im Jänner 1938 von einem
Kriegsgericht in Córdoba zum Tode ver-
urteilt. Er wurde am 7. März 1938 von
einem Franco-Peloton erschossen.

Bis Ende Juni 1937, zwölf Wochen
lang, stand das Bataillon ohne Unterbre-
chung in vorderster Linie im Stellungs-
kampf, wobei es mehr als 100 faschisti-
schen Luftangriffen ausgesetzt war und
unter MG-Feuerbeschuss stand: „Drei
Monate lagen diese Freiwilligen in den
vordersten Linien der Höhen Peñarroya
und Fuente Ovejuna. Drei Monate in
 einer wasserarmen Fiebergegend unter
der fürchterlich heißen Sonne Südspani-
ens, zerfressen von Scharen Ungeziefer,
von Flöhen, Läusen, Wespen, Skorpio-
nen usw. Es brauchte eine hohe Moral,
um diese Zeit überstehen zu können, es
brauchte dazu nicht nur militärische Dis-
ziplin, sondern auch eine tiefe Überzeu-
gung und einen eisernen Willen.“27

Wie Alfred Kantorowicz in seinem
Buch über das Tschapajew-Bataillon
festhielt, entwickelte sich in diesen
 Wochen des kräftezehrenden Stellungs-
kriegs das Diktum vom „vergessenen
Bataillon“, das ohne Unterbrechung und
ohne Aussicht auf Urlaub und Ablösung
im Kampf stand. Im Unterschied zu den
anderen Interbrigaden war die 13. Bri-

gade isoliert „vom politischen Kraft -
zentrum“28 Madrid. „Wir sahen niemand
anders als uns. Für uns gab es kein Mad-
rid mit seinen Straßen und Geschäften
und Kaffeehäusern und Frauen und Bä-
dern und Kinos und mächtigen Impulsen
politischen Lebens. Zu uns kamen […]
keine Pressevertreter, keine Delegatio-
nen, mit uns veranstaltete niemand […]
Tanz abende“, resümierte Kantorowicz
Anfang Dezember 1937.29 Während die
Spanienfreiwilligen, die sich an der Zen-
trumsfront um die Verteidigung von
Madrid verdient gemacht hatten, interna-
tionale Aufmerksamkeit genossen und
auch Ruhepausen in Anspruch nehmen
konnten, führten die Kämpfer des Tscha-
pajew-Bataillons opferreiche Kämpfe
vor Teruel und Málaga, lagen in den
schneereichen Bergen der Sierra Nevada
und in der wasserarmen Landschaft vor
Peñarroya, ohne „daß ihre Opfer, ihre
Leiden, ihr stillschweigender Heldenmut
Widerhall und Zeugnis“ gefunden hät-
ten. Es bestand die Gefahr, dass „ihre
Taten […] verwehen“ und „ihre Toten
[…] vergessen“ werden würden.30

Brunete-Offensive

Am 28. Juni 1937 wurde die 13. Inter-
nationale Brigade – und damit auch das
Tschapajew-Bataillon – von der Süd-
front an die Zentralfront vor Madrid ver-
legt. Wieder ging es – nach Monaten des
ununterbrochenen Kampfes – nicht in
die verdiente Ruhestellung oder in die
Reserve, sondern das Bataillon wurde
bereits am 6. Juli erneut an die Front ge-
schickt. Etwa 70 Mann, darunter einige
Österreicher, wurden während der Be-
reitschaftsstellung bei Torrelodones der
Einheit neu zugeteilt. Bis 25. Juli war
das Tschapajew-Bataillon gemeinsam
mit den weiteren Internationalen Bri-
gaden bei der Schlacht um Brunete, einer
großen republikanischen Offensive vor
Madrid, im Einsatz, u.a. bei der Erstür-
mung der Festung Villanueva de la
Cañada am 6. Juli und der Höhen von
Romanillos von 9. bis 12. Juli 1937. Die
anfänglichen Sturmangriffe gingen am
13. Juli in den Stellungkampf zur Vertei-
digung des eroberten Terrains über, bis
sich die faschistischen Gegenangriffe
steigerten.

Nach der Verwundung des Komman-
danten Otto Brunner übernahm mit Karl
Bauer, bis dahin Kompanieführer der
2. Kompanie, ein Österreicher das Kom-
mando über das Tschapajew-Bataillon.
Bauer hatte, bevor er im Februar 1937
nach Spanien ging und dort die Offi-
ziersschule besuchte, sieben Jahre in der

Karl Kafka (vorne) und Franz Tesar, die beiden Waffenmeister des Tschapajew-
 Bataillons, beim Einschießen eines Maschinengewehrs.



Saint-Cyprien, Gurs und Le Vernet fest-
gehalten. Nach der Besetzung Frank-
reichs durch Hitler-Deutschland wurden
die meisten der dort internierten Öster-
reicher der Gestapo übergeben, die sie
1940/41 nach Dachau und andere Kon-
zentrationslager verschickte. Unter ihnen
befanden sich 41 frühere Angehörige des
Tschapajew-Bataillons. Damit wurde
mehr als die Hälfte jener Kämpfer des
Bataillons, die den Spanienkrieg überlebt
hatten, in einem KZ inhaftiert. Sieben
dieser 41 wurden in den deutschen
 Lagern ermordet bzw. starben infolge
der Haftbedingungen. In Auschwitz er-
mordet wurden Theodor Kusche und
Hermann Peczenik, Karl Sequens starb
in Dora-Mittelbau, Josef Gruber und
 Josef Luckner überlebten Dachau nicht.
Stefan Jakits und Johann Rührl kamen
als Dachauer KZ-Häftlinge im Außen-
kommando Friedrichshafen bei alliierten
Fliegerangriffen ums Leben.

Interbrigadisten des Tschapajew-
 Bataillons setzten den antifaschistischen
Kampf in anderen militärischen Forma-
tionen fort, etwa Hans Griebaum, Hugo
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Fremdenlegion in Nordafrika und
 Indochina gedient, verfügte also über
 militärische Erfahrung.31 In der Nacht
vom 23. auf den 24. Juli 1937 wurde das
Bataillon, dem fast keine Offiziere mehr
geblieben waren, abgelöst und in Reser-
vestellung zurückgezogen. Am 30. Juli
bezog es Quartier in Torrelodones. Infol-
ge schwerer Verluste bestand das Batail-
lon zuletzt nur noch auf dem Papier. Ge-
fallen waren bei der Brunete-Offensive
u.a. die Österreicher Karl Kafka, Alois
Kindler, Hans Krasser, Franz Morawetz,
Heinrich Riederer, Paul Salzer, Erwin
Stadler und Andreas Tscherwenka. Am
4. August 1937 musste das Tschapajew-
Bataillon, das völlig aufgerieben worden
war, aufgelöst werden.

Nach der Brunete-Schlacht wurde die
13. Internationale Brigade als vornehm-
lich polnische Brigade („Dąbrowski-Bri-
gade“) völlig neu formiert. Die wenigen
noch kampffähigen Freiwilligen weiterer
Nationen wurden – nach dem Sprach-
gruppenprinzip – anderen internationa-
len Einheiten zugeteilt. Das Tschapajew-
Bataillon, das „Bataillon der 21 Natio-
nen“, hörte damit als militärische Einheit
zu bestehen auf. Während das französi-
sche Bataillon „Henri Vuillemin“ in die
14. Internationale Brigade integriert wur-
de, wechselten die österreichischen Frei-
willigen in ihrer überwiegenden Mehr-
heit in das im Juni 1937 im Rahmen der
11. Brigade neu formierte Bataillon
„12. Februar“. Österreichische Freiwilli-
ge, die im Tschapajew-Bataillon
gekämpft hatten, waren auch im Februar-
Bataillon in führenden Positionen aktiv.
Karl Bauer war bis Oktober 1937 Kom-
mandant des Bataillons, Lorenz Mraz bis
September desselben Jahres dessen
 Politkommissar. Heinrich Dürmayer
wiederum wurde im August 1937 Polit-
kommissar der Wachkompanie in der
Hauptkaserne der Internationalen Bri-
gaden in Albacete, Hermann Peczenik
war Politkommissar der 1. Kompanie des
Ausbildungsbataillons in Madrigueras.

Kampf gegen den
internationalen Faschismus

22 österreichische Freiwillige waren
während ihres Kampfeinsatzes im
Tschapajew-Bataillon gefallen, zwölf
weitere ließen – nach der Auflösung des
Bataillons – in anderen Einheiten ihr
 Leben im Kampf gegen den Franco-
 Faschismus. Georg Freisinger kam – wie
erwähnt – in der Franco-Gefangenschaft
zu Tode, Anton Hloupi starb am 21. No-
vember 1937 in Torralba de Aragón an
Typhus. Ludwig Lang, Gustav Pfeifer,

Ferdinand Schaller und Johan Wöginger
fielen im Jänner 1938 bei Teruel, Karl
Harand ließ im März 1938 sein Leben
bei Batea, Karl Hartl im selben Monat
bei Belchite. Friedrich Fassl, Franz
 Johann Reider und Franz Weigl fielen im
Juli 1938 bei der Ebro-Offensive. Alois
Trojan starb am 16. Dezember 1938,
knapp drei Monate nach der Demobili-
sierung der Internationalen Brigaden, in
Vic an  Typhus.

Während Freiwillige aus demokratisch
regierten Ländern in ihre Heimatländer
zurückkehren konnten, saßen die Öster-
reicherInnen, deren Heimatland seit dem
„Anschluss“ im März 1938 Teil des
Deutschen Reiches war, in Spanien fest.
Am 9. Februar 1939, nach dem Fall Ka-
taloniens, überschritten die österreichi-
schen Spanienfreiwilligen die Grenze
nach Frankreich. 18 frühere Kämpfer des
Tschapajew-Bataillons konnten in die
Sowjetunion ausreisen.32 Für die weite-
ren Österreicher begann nun der bittere
Weg durch die französischen und deut-
schen Lager und Gefängnisse. Zunächst
wurden sie in den Internierungslagern

Angehörige der Maschinengewehrkompanie „Georg Weissel“ des Tschapajew-
 Bataillons in Valsequillo im April 1937, stehend Leopold Stancl (1.v.r.), Hermann
Peczenik (2.v.r.), Josef Willinger (3.v.r.), sitzend: Eduard Riha (1.v.l.), Alfred Raab
(1.v.r.), in der Bildmitte Ernst Kuntschik.
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Müller und Josef Pfeiffer als Partisanen
der 1944 gebildeten „Kampfgruppe Stei-
ermark“ oder Abraham Berger, Laurenz
Hiebl und Leopold Stancl bei den öster-
reichischen Freiheitsbataillonen in Slo-
wenien, wo Hiebl und Stancl Bataillons-
kommandanten waren. Hugo Müller
wurde am 23. November 1944 in der
Nähe von Deutschlandsberg bei einem
Gefecht getötet. Karl Kriz ging zunächst
zur Fremdenlegion und war dann Soldat
in der US-Armee. Franz Kienbichl hin-
gegen, der 1939 in Eigenregie aus Frank-
reich zurückgekehrt war, stellte sich in
Wien der Gestapo als Spitzel zur Ver -
fügung. Er wurde 1943 zur Wehrmacht
eingezogen und kehrte erst 1955 aus der
sowjetischen Kriegsgefangenschaft nach
Österreich zurück.

Neben den genannten KZ-Opfern und
dem im Partisanenkampf gefallenen
 Hugo Müller erlebten sieben weitere In-
terbrigadisten des Tschapajew-Batail-
lons die Befreiung im Jahr 1945 nicht:
Karl Bauer, der frühere Kommandant
des Bataillons, gilt seit seiner Haft bei
der Gestapo in Karlsruhe 1941 als ver-
schollen. Josef Goldberger und Josef
Vytlacil fielen in der Sowjetunion den
deutschen Invasoren zum Opfer. Lorenz
Mraz und Franz Tesar ließen ihr Leben
als sowjetische Kundschafter: Mraz bei
einem Flugzeugabsturz im Allgäu, Tesar
wurde in Shanghai auf Befehl der Deut-
schen von den Japanern auf offener
Straße verhaftet und ist seither verschol-
len. Anton Barak beging Anfang 1945 –
nach einem gescheiterten Einsatz als
Fallschirmkundschafter – Suizid in einem
sowjetischen Gefängnis. Auch Alfred
Raab setzte seinem Leben im April 1943
im schwedischen Exil selbst ein Ende.

In der wissenschaftlichen Literatur
über österreichische Freiwillige im Spa-
nischen Bürgerkrieg und in Erinnerungs-
berichten nimmt das Tschapajew-Batail-
lon einen verhältnismäßig geringen
Raum ein. Anders verhält es sich mit der
visuellen Dokumentation, sind doch
überdurchschnittliche viele Fotos über-
liefert über den Einsatz der Österreicher
an der Südfront in der ersten Jahreshälfte
1937. Diese Bilder sind in die vom Inter-
brigadisten Josef Gradl angelegte Samm-
lung eingeflossen und sind in großer
Zahl auch in einem Fotoalbum erhalten,
das der Interbrigadist Franz Tesar nach
seinem Einsatz in Spanien im sowjeti-
schen Exil angelegt hat.33 Das DÖW
wird im November einen Bildband über
österreichische Freiwillige im Spani-
schen Bürgerkrieg herausbringen, in dem
zahlreiche Fotos österreichischer Inter-

brigadisten im Tschapajew-Bataillon
Platz finden werden.34
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fügte über mobile Spitäler und LKWs
mit Operationssälen an der Front,
 Spitalszüge, Spitäler im Hinterland und
über Erholungs- und Rehabilitationszen-
tren. Hervorzuheben ist, dass in den
Spitälern auch spanische Verwundete
medizinisch versorgt wurden.

Grundlagen für die Einrichtung des
SSI waren die Hilfe mit Ambulanzen,
Medikamenten usw. aus dem Ausland,
die über das Pariser Komitee organisiert
wurde, sowie die finanzielle und materi-
elle Unterstützung durch die spanische
Regierung, Spenden der internationalen
Freiwilligen und durch die Internationale
Rote Hilfe. Erster Leiter des Sanitäts-
diensts war der deutsche Arzt Rudolf
Neumann. Er wurde Anfang 1937 nach
Paris entsandt, um dort die Centrale
 Sanitaire Internationale zu organisieren,
von der die internationale Unterstützung
mit medizinischen Geräten und Medika-
menten koordiniert wurde. Sein Nachfol-
ger als Leiter des Sanitätsdiensts war der
bulgarische Arzt Tsvetán Kristanov (in
Spanien „Oscar Telge“).

75 ÖsterreicherInnen

Für insgesamt 75 ÖsterreicherInnen
konnte eine Tätigkeit im Sanitätsdienst
nachgewiesen werden. Von den 49 im
SSI tätigen Männern waren – neben den
bereits erwähnten Österreichern – weite-
re zehn promovierte Ärzte: Emanuel
Edel, Walter Freudmann, Friedrich
Hautmann, Hans Kaiser, Heinrich Kent,
Hans Landesberg, Karl Langer, Heinrich
Rittermann, Hans Serelman und Kurt
Wallis. Hinzu kamen mit Michael Stern-
berg, Max Vylídal und Walter Wachs
drei Medizinstudenten. Der Grazer Che-
miker Ferdinand Bilger leitete in Albace-
te eine zum SSI gehörende Abteilung für
Hygiene und Desinfektion. Kurt Wallis
war im Kinderhilfswerk des Gesund-
heitsministeriums der Spanischen Repu-
blik tätig, das nicht dem SSI zugeordnet
war. Die übrigen nicht medizinisch Aus-
gebildeten waren als Sanitäter, Bahren-
träger und Ambulanzfahrer an der Front
sowie im administrativen Bereich der
Spitäler des Sanitätsdienstes eingesetzt.

Insgesamt waren in Spanien 34 öster-
reichische Frauen im Einsatz, 26 von ih-
nen waren im Internationalen Sanitäts-
dienst tätig. 17 dieser 26 Frauen verfüg-
ten über eine medizinische Ausbildung
oder Erfahrung, darunter vier Ärztinnen:

Spanien, die militärischen Einheiten der
Interbrigaden als Frontärzte zugeteilt
wurden. Unter ihnen befand sich Walter
Fischer, der aus dem sowjetischen Exil
nach Spanien kam und als Brigadearzt
der 11. Internationalen Brigade (sowie
später als Chefarzt der 15. Brigade) ar-
beitete. Der Wiener Ignaz Bauer hatte
sein Medizinstudium abgeschlossen,
aber nicht promoviert. Er war Frontarzt
in der 13. Internationalen Brigade und
wirkte danach in den Spitälern Mahora,
Mataró und Santa Coloma de Farners.

Max und Marie Langer (Manovil) ge-
langten über ein von der englischen
 Labour Party organisiertes medizinisches
Team, das in Österreich um Unterstüt-
zung vor allem mit Chirurgen angesucht
hatte, nach Spanien. Bei den Kämpfen
zur Verteidigung Madrids waren beide –
Max als Chirurg, Marie als Anästhesistin
– im Frontspital Colmenar eingesetzt.
Später dann waren beide im Spital der
 Interbrigaden in Murcia tätig, Max als
Chefarzt und Leiter der orthopädischen
Abteilung. In letzterer Funktion wurde
Max Langer schon gegen Ende des Spa-
nienkriegs beauftragt, nach Frankreich zu
fahren, um Prothesen zu besorgen. Es
kam zu keiner Rückkehr mehr nach Spa-
nien, Max und Marie Langer konnten
letztendlich nach Argentinien emigrieren.

Der Wiener Arzt Fritz Jensen befand
sich bereits im Spätsommer 1936 in Spa-
nien und war dort Chefarzt der 13. Inter-
nationalen Brigade und 1938 während der
Ebro-Kämpfe der 42. Division. Nach dem
Vorrücken der Franco-Truppen leitete er
als Verantwortlicher für das Spitals- und
Erholungszentrum Benicàssim die Evaku-
ierung ins nördliche Katalonien.

Gründung des Internationalen
Sanitätsdienstes

Die Unterbringung der in den Kämp-
fen um Madrid und im Aragón Verwun-
deten der Internationalen Brigaden in
spanischen Spitälern war aufgrund der
Verständigungsschwierigkeiten nicht nur
ein medizinisches, sondern auch psychi-
sches Problem in der Behandlung der oft
schwerverletzten Kämpfer. Es wurden
daher Überlegungen angestellt, dass es
notwendig wäre, einen Sanitätsdienst für
die internationalen Freiwilligen zu orga-
nisieren. Im Jänner 1937 wurde in Alba-
cete der Servicio Sanitario Internacional
(SSI) gegründet. Der Sanitätsdienst ver-

D
er Internationale Sanitätsdienst –
Servicio Sanitario Internacional
– war eine eigene Einheit der

 Internationalen Brigaden, in der jene Frei-
willigen zusammengefasst waren, denen
die Erstversorgung an der Front, der
Transport in die von den Interbrigaden
eingerichteten Spitalszentren sowie die
medizinische Betreuung der Verwundeten
und erkrankten Interbrigadisten oblag.

Zwei österreichische Ärzte befanden
sich bereits vor der Gründung der Inter-
nationalen Brigaden in Spanien und lei-
steten nach Beginn des Bürgerkriegs me-
dizinische Unterstützung auf Seiten der
Republik. Der in Ternopol geborene Arzt
Osias Sigall hatte in Prag studiert und
kam Anfang der 1920er nach Linz, um
dort um die Eröffnung einer ärztlichen
Praxis anzusuchen. Dies wurde ihm aber
nicht ermöglicht, da sein Studienab-
schluss von der Universität Wien auf-
grund eines fehlenden Abkommens zwi-
schen Österreich und der Tschechoslo-
wakei nicht anerkannt wurde. Er ging
dann nach Barcelona und stellte sich
gleich nach dem Franco-Putsch der Au-
tonomieregierung Kataloniens als Arzt
in Milizeinheiten zur Verfügung. Danach
war Sigall Chefarzt im Range eines Ma-
jors im Feldspital in Caspe. Nach der
Niederlage der Spanischen Republik be-
fand er sich im Demobilisierungslager
Almussafes. Über sein weiteres Schick-
sal gibt es keine eindeutigen Belege.
Möglicherweise gelang ihm die Emigra-
tion nach Peru, wo er als Lepraarzt tätig
gewesen sein soll. Andere Hinweise deu-
ten auf eine Deportation in das Konzen-
trationslager Bergen-Belsen hin.

Der aus Wien-Hietzing stammende
Mediziner Ernst Amann war bereits
 Ende August 1936 nach Spanien gekom-
men, wo er der erste Arzt der Centuria
Thälmann war. Nach der Gründung der
Internationalen Brigaden war er Front-
arzt im 3. Bataillon der 11. Internationa-
len Brigade sowie Spitalsarzt in Benicàs-
sim und Vic. Nach dem Ende des Spani-
enkriegs gelang ihm die Emigration nach
Mexiko, von wo er 1957 gemeinsam mit
seiner späteren Ehefrau – der deutschen
Ärztin Ursula Meyer, die ebenfalls in
Spanien war – in die DDR übersiedelte.

Nach der Gründung der Internationa-
len Brigaden im Oktober 1936 gingen im
November und Dezember weitere öster-
reichische Ärzte und eine Ärztin nach

ÖsterreicherInnen im Internationalen Sanitätsdienst
Irene fIlIp
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spielten aber auch Debatten zur politi-
schen Lage eine nicht unbedeutende Rol-
le. Anna Peczenik, die in einem Spitals-
zug an der Aragón-Front tätig war und
dann als Krankenschwester dem Spital in
Murcia zugeteilt war, ergriff die Initiati-
ve und organisierte Vorträge zu aktuel-
len und gesellschaftspolitischen Themen.

Benicàssim

Der deutsche Arzt Günter Bodek „ent-
deckte“ im Dezember 1936 den an der
Mittelmeerküste gelegenen Badeort
 Benicàssim. Die Ferienvillen des Bür-
gertums aus Valencia waren von ihren
Besitzern verlassen worden, da der Ort in
der republikanischen Zone lag. Bodek
brachte beim Generalstab in Albacete den
Antrag ein, die verlassenen Villen als Er-
holungszentrum für die internationalen
Freiwilligen zu nutzen. Im März 1937
wurden die ersten zehn Häuser bezogen.

Ab Mai 1937 wurde auch ein Spital
eingerichtet. Im vormaligen Hotel „Vor-
amar“ befanden sich die Zentralküche
und auch ein Operationssaal. Die öster-
reichische Kinderärztin Fritzi Brauner
assistierte dem tschechischen Chirurgen
Bedřich Kisch – Bruder des Schriftstel-
lers Egon Erwin Kisch – bei Operatio-
nen. Weitere medizinische Einrichtun-
gen waren ein zahnärztlicher Dienst, ein
TBC-Pavillon und auch einer für Infek -
tionskrankheiten. Im Jahr 1937 wurden

war und ein schon
durch Jahre erprob-
tes System bestand,
wußten aber ebenso-
wenig wie die Unge-
schulten, wie man ein
Spital im Bürgerkrieg
organisieren sollte,
wo es an allem fehlte,
alles immer in Bewe-
gung war und von den
Ereignissen an der
Front abhing. Das
war ein Neuland, auf
dem fortwährend ver-
sucht, geändert, orga-
nisiert und reorgani-
siert werden mußte.
Initiativen jagten ein-
ander, irgend etwas
wurde als Lösung ge-
funden und bald wie-
der verworfen und von
neuem mit dem Su-
chen begonnen. [...]
kurz, der größte Vor-
zug, aber auch der
größte Mangel war
das Improvisieren.“

Auch die Ärztin Anja Hammermann
war in Murcia eingesetzt und berichtet in
ihren im Spanienarchiv im DÖW schrift-
lich aufliegenden Erinnerungen über
ähnliche Erfahrungen: „Ich verheimliche
meine Verblüffung darüber nicht, dass
ich mich nach vielen Jahren als Kin-
derärztin plötzlich in eine  Militärärztin
verwandelt sah. […] Die Kranken dort
waren alle Kriegsverwundete. Deshalb
musste ich einen neuen Beruf erlernen,
den einer Chirurgin. […] Ich  habe auch
gelernt bestimmte Operationen zu
 machen, die normalerweise von Chirur-
gen durchgeführt werden, und Erfahrung
gewonnen, infizierte Frakturen zu be-
handeln. […] Auch kümmerte ich mich
um Bluttransfusionen, die den Verwun-
deten direkt gegeben wurden. Spender
waren das Spitalspersonal und Verwun-
dete auf dem Weg der Besserung.“

Letztendlich konnte sie aber auch ihre
berufliche Erfahrung als Kinderärztin
einsetzen: „Für die Kinder haben wir
 eine Ambulanz eingerichtet, in der ich
den kleinen Kranken Ratschläge gegen
die Mangelernährung, Infektionskrank-
heiten und Augenkrankheiten gab. Es
gab nämlich einen großen Mangel an
Ärzten für die Zivilbevölkerung, und es
war ein großer Gewinn für die benach-
teiligten Kinder, die hier medizinische
Hilfe bekommen konnten.“ Neben der
ärztlichen Versorgung der Verwundeten

die Kinderärztinnen Franziska („Fritzi“)
Brauner und Anja Hammermann, die
schon erwähnte Anästhesistin und Psy-
choanalytikerin Marie Langer-Manovil
und die Zahnärztin Rachel Wachs. Anna
Edel war Dentistin, Renée Dürmayer lei-
tete als Pharmazeutin die Zentralapothe-
ke in Albacete, Edith Kent war Medizin-
studentin. Ausgebildete Krankenschwes -
tern waren Gertrude Greisinger, Auguste
Guttmann, Eva Korčak, Rudolfine Köst-
ler und Theresia Ortner. Paula Draxler
hatte einschlägige berufliche Erfahrung
beim Arbeiter-Samariter-Bund in Wien
sammeln können. Die Schriftstellerin
Auguste („Gusti“) Jirku hatte im Ersten
Weltkrieg als Krankenpflegerin in einem
Wiener Spital gearbeitet.

Hinzu kommen noch Stefanie Bauer,
Liselotte („Goldy“) Matthèy-Guenet und
Anny Moldauer als Röntgenschwestern
sowie Lilian Kenton, die als Masseurin
und Physiotherapeutin im Rehabilita -
tionszentrum der Interbrigaden in Valde-
ganga arbeitete. Die übrigen acht im SSI
aktiven Frauen – Juliane Baranyai, Mela-
nie („Mela“) Ernst, Elisabeth („Lisa“)
Gavrič, Adele Greth, Ruth Tassoni, Dora
Kaiser-Quinton, Anna Peczenik und
 Gisela („Gundl“) Herrnstadt-Steinmetz –
hatten sehr unterschiedliche Berufsaus-
bildungen und absolvierten meist vor
ihrem Einsatz in Spanien – zum Teil in
Paris – einen Krankenpflegekurs.

Spital Murcia

Eingesetzt waren die Österreicherinnen
zum überwiegenden Teil in Spitalszen-
tren der Internationalen Brigaden wie
 etwa in Benicàssim, Benissa, Murcia,
 Mataró, S’Agaró an der Mittelmeerküste,
in Albacete und Vic, aber auch in kleine-
ren Spitälern und Frontlazaretten. Mur-
cia war mit vier Spitälern eine der größ-
ten Einrichtungen des Sanitätsdienstes.
Das Hauptspital war in der Universität
untergebracht. Eine der österreichischen
Krankenschwestern war Lisa Gavrič.
Von Beruf Modistin, hatte sie vor ihrem
Weggang nach Spanien einen Kranken-
pflegekurs gemacht. In ihrem autobiogra-
phischen Roman „Die Straße der Wirk-
lichkeit“ schildert sie die Probleme der
medizinischen Betreuung unter Kriegsbe-
dingungen: „Die größte Schwierigkeit,
überhaupt zu einer Organisation der
 Arbeit zu kommen, war das Fehlen von
Fachkenntnissen. Ärzte und geschulte
Krankenschwestern gab es nur wenige,
und auch diese hatten nur Erfahrungen
aus ihrer Tätigkeit unter normalen, ge-
ordneten Verhältnissen. Sie waren si-
cher, wenn alles Notwendige vorhanden

Die Krankenschwestern Paula Draxler und Gundl Steinmetz,
die Pharmazeutin Renée Dürmayer und die Röntgen -
assistentin Liselotte („Goldy“) Matthèy-Guenet (von links).
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mit ihrem Baby nicht mehr als Kranken-
schwester arbeiten konnte, betreute sie
den von ihr für die Dorfbevölkerung or-
ganisierten Kindergarten „Solidaridad“.

Der Lokalhistoriker Robert Llopis
widmet sich seit vielen Jahren der Er -
forschung der Interbrigadisten in Benissa
und konnte gemeinsam mit dem lokalen
Kulturverein zahlreiche Erinnerungspro-
jekte realisieren. So trägt eine kleine
Parkfläche neben der Hauptstraße den
Namen „Parc dels Internacionals“ und ist
auch Ort für ein Denkmal, das den
dreizackigen Stern der Internationalen
Brigaden darstellt. Der Platz neben dem
Franziskanerkonvent, auf dem sich ein
Kinderspielplatz befindet, wurde nach
Dora und Hans Kaiser benannt.

Nach einem kurzen Einsatz im nahege-
legenen Dénia war Dora Kaiser ab Mai
1938 als Krankenschwester im Spital
Vic in Katalonien tätig. Hans Kaiser ar-
beitete als Arzt des 12.-Februar-Batail-
lons an der Ebro-Front. Beide konnten
nach Ende des Spanienkriegs nach Groß-
britannien emigrieren.

Zeitschrift des Sanitätsdienstes

Ayuda Médica Internacional (AMI,
 Internationale Medizinische Hilfe) war
 eine für die Mitarbeiter des SSI heraus-
gegebene Zeitschrift, für deren Redak -
tion Auguste (Gusti) Jirku verantwort-
lich war. Sie war eigentlich Journalistin
und Schriftstellerin, hatte aber im Ersten
Weltkrieg Erfahrung als Krankenschwe-
ster in Wiener Kriegsspitälern gesam-
melt und war ab Februar 1937 im
 Sanitätsdienst der Spitäler in Albacete,
Valencia und Murcia.

Über ihre Tätigkeit in Murcia berichtet
sie in ihrem unter dem Namen Gusti
Stridsberg veröffentlichten autobiogra-
phischen Roman „Menschen, Mächte
und ich“: „Vier Spitäler der Internatio-
nalen Brigaden, von Ärzten und Ärztin-
nen aller Nationalitäten geleitet, nahmen
ungefähr 1800 Verwundete auf. […] Nie-
mals früher, niemals später habe ich so
viele Idealisten, Menschen mit brennen-
der Liebe zum Menschen, vereinigt ge -
sehen, wie im Internationalen Sanitäts-
dienst. […] Ich wurde dem größten chir-
urgischen Spital zugewiesen, das im
Hause der Universität untergebracht
war. […] Meine Arbeit war auf den Ope-
rationssaal konzentriert. Ich gab Narko-
sen. […] Aber meine heimliche, private
Arbeit, von der lange Zeit niemand wuß-
te, war eine andere: zwischen zwei Uhr
und vier Uhr morgens stand ich leise auf,
um Nurse Elizabeth nicht zu wecken, und
ging durch die Säle. Während dieser

7.575 Verwundete und Kranke in den zu
Beginn zehn Villen und letztendlich bis
auf etwa 50 erweiterten Gebäuden des
 Küstenorts behandelt.

Fritzi Brauner betreute neben ihrer
Tätigkeit als Ärztin mit ihrem Mann
 Alfred ein Heim für spanische Waisen-
kinder. Das Zentrum verfügte auch über
ein Kulturhaus mit Bibliothek. Schrift-
steller wie Ernest Hemingway, Egon
 Erwin Kisch, Erich Weinert und Willi
Bredel hielten sich zeitweilig in Benicàs-
sim auf, Ernst Busch und Paul Robeson
sangen dort für die Verwundeten.

Ab Herbst 1937 kam es vermehrt zu
faschistischen Bombardements in der
Region von Benicàssim und in weiterer
Folge auch vom Meer aus zu Angriffen
durch italienische Schiffe. Mit dem
Vorrücken der Franco-Truppen musste
schließlich die Evakuierung vorbereitet
werden. Fritz Jensen, der zu dieser Zeit
Leiter des Spitalszentrums war, organi-
sierte von Mitte März bis Anfang April
1938 den Transport der Verwundeten. In
insgesamt vier Spitalszügen wurden 800
zum Teil schwer Verletzte nach Barcelo-
na gebracht. Der Internationale Sanitäts-
dienst war bereits von Albacete nach Bar-
celona verlegt worden und richtete im
nördlichen Katalonien mit den ebenfalls
evakuierten ÄrztInnen und Krankenpfle-
gerInnen des SSI Spitäler für die Aufnah-
me der internationalen Kämpfer ein.

Die Villen von Benicàssim waren zur
Zeit ihrer Nutzung durch die Interbri-
gaden nach führenden Vertretern der in-
ternationalen Arbeiterbewegung umbe-
nannt worden. Guillem Casañ Ferrer ist
es zu verdanken, dass seine Forschungen
heute Grundlage für das öffentliche Ge-
denken an die Anwesenheit der interna-
tional Freiwilligen sind. An der Strand-
promenade sind erklärende Tafeln zur
Geschichte der einstigen Villen und ihrer
Nutzung während des Spanienkriegs wie
auch ein Gedenkstein aufgestellt.

Benissa

In diesem ebenfalls auf einer Anhöhe
an der Mittelmeerküste nördlich von Ali-
cante gelegenen Ort wurde im Franziska-
nerkloster ein Spitals- und Rehabilitati-
onszentrum eingerichtet. Geleitet wurde
es ab September 1937 vom Wiener Arzt
Hans Kaiser, der davor an der Südfront
eingesetzt war und nach einer Typhus-
Erkrankung im Spital des SSI in Murcia
behandelt wurde. Mit seiner Frau Dora,
die dort Oberschwester war, wurde er
nach Benissa versetzt, wo im Februar
1938 die gemeinsame Tochter Juanita
geboren wurde. Nachdem Dora Kaiser

Stunden hatten oft die Injektionen des
Abends und die Schlafmittel zu wirken
aufgehört, und die Verwundeten erwach-
ten in Schmerzen und ängstigten sich.
Wer wüßte nicht, wie quälend die Ge-
spenster der Nacht sind? Wie jedes Pro-
blem ins Unendliche wächst? Wie der
Körper den Offensiven des Schmerzes
ausgeliefert ist in seiner Verlassenheit?
Es war erstaunlich, wieviel einige Worte
im rechten Augenblick bedeuten konnten.
Manchmal durfte ich den Schwerverwun-
deten eine extra Morphiuminjektion ge-
ben, das war nicht leicht, denn unsere
Apothekerin bewachte streng den sehr
begrenzten Vorrat. Es waren seltsame
Gespräche während jener Nächte, Ge-
spräche mit französischen Arbeitern, die
sich nach der Familie sehnten, mit jun-
gen Spaniern – Sechzehnjährigen –, die
um ihre Eltern und Geschwister in den
faschistischen Provinzen bangten und ge-
flüchtet waren, um gegen Franco zu
kämpfen; mit deutschen und österreichi-
schen Intellektuellen, die nachts von
ihren Problemen gequält wurden; mit
 Juden, die lieber im Kampf als in Kon-
zentrationslagern sterben wollten. Wenn
ich gegen fünf Uhr morgens meine Runde
 beendet hatte, schlich ich in mein Zimmer
zurück, wo Nurse Elizabeth friedlich
schlief, und warf mich aufs Bett.“

Nach einer Erkrankung an septischer
Angina konnte Gusti Jirku ihre Tätigkeit
als Krankenschwester nicht fortsetzen,
und man erinnerte sich ihrer journalisti-
schen Fähigkeiten. Für die Reportagen in
der Zeitschrift AMI interviewte sie nicht
nur MitarbeiterInnen des Sanitätsdien-
stes in den Spitälern, sondern verfasste
auch Berichte über den medizinischen
Dienst an der Front. In ihrem vorhin er-
wähnten Roman erzählt sie, wie sie mit
dem jugoslawischen General Ćopić und
Egon Erwin Kisch an der Jarama-Front
ihre ersten Bombenflugzeuge erlebte:

„Fürchtest du dich nicht?“ fragte
Ćopić, als wir in unsere Schützengräben
hinunterstiegen, um die jugoslawischen
Freiwilligen zu begrüßen. „Nein ich
fürchte mich gar nicht“, sagte ich, „aber
ich möchte wissen, was dieses seltsame
Pfeifen bedeutet, wie das Schwirren von
Insekten, z-z-z immerzu?“ „Das sind
 Kugeln, Franzi!“ „Gewehrkugeln?“ Ich
spürte plötzlich ein bohrendes Unbeha-
gen in der Magengegend. Bevor ich den-
ken konnte, hatte Ćopić mich und sich sel-
ber zu Boden geworfen. „Junkers“, mur-
melte er lakonisch. Von weit her hörte ich
zum ersten Mal den dumpfen Donner auf-
schlagender Bomben. „Sie fliegen Rich-
tung Valencia – steh auf!“ Ich stand auf,
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schüttelte den Staub aus meinem Mantel
und zündete mir eine Zigarette an.

Die Einnahme Valencias durch die
Franco-Truppen bedeutete das Ende der
dort gedruckten Zeitung AMI. Jirku war
auch Herausgeberin der in Spanien 1938
erschienenen Bücher „Kampf dem Tode.
Die Arbeit des Sanitätsdienstes der Inter-
nationalen Brigaden“ und „Wir kämpfen
mit! Antifaschistische Frauen vieler Na-
tionen berichten aus Spanien“. Im Juni
1938 wurde ihr von Dr. Franek (Francis-
zek Krieger), dem Leiter des Sanitäts-
diensts der 45. Division, mitgeteilt, dass
die Internationale Hilfe umorganisiert
werden müsse und ausländische Frontärz-
te, chirurgisches Frontpersonal und Ope-
rationsschwestern in Spanien bleiben soll-
ten. Auf geheimen Wegen wurde Gusti
Jirku über die Pyrenäen nach Frankreich
gebracht. Dort schrieb sie Feuilletons für
die „Pariser Tageszeitung“ und emigrierte
1939 nach Schweden.

Letzte Einsätze des SSI

Die Mehrzahl der Ärzte und Sanitäter
waren während der Ebro-Kämpfe mi-
litärischen Einheiten der Internationalen
Brigaden zugeteilt. Der Wiener Arzt
Heinrich Kent war Leiter des nördlich
von Barcelona gelegenen Spitals in Ma-
taró, wo auch die Ärztinnen Fritzi Brau-
ner und Anja Hammermann, der Arzt
 Ignaz Bauer sowie die Krankenschwe-
stern Steffi Bauer, Paula Draxler und
 Lisa Gavrič ihre letzte Wirkungsstätte im
Internationalen Sanitätsdienst hatten. Be-
legt ist, dass die Krankenschwestern
Dora Kaiser und Goldy Matthèy-Guenet
im Spital in Vic, Gusti Guttmann in 
S’Agaró waren, wo auch Walter Freud-
mann nach mehreren Einsätzen als Front -
arzt seine letzte Station in Spanien hatte.

Mit dem Rückzug der Internationalen
Brigaden von der Front im September
1938 wurden die Frauen nach Frankreich
evakuiert. Für die meisten Männer führte
nach den Demobilisierungslagern in
 Katalonien der Weg vorerst in die fran-
zösischen Internierungslager, im besten
Fall in die Emigration.

Widerstand und Exil 
nach Spanien

Fritz Jensen konnte im Jänner 1939
nach Frankreich gelangen und über Paris
nach Großbritannien. Im Mai 1939 orga-
nisierte er den Einsatz einer Gruppe ehe-
maliger Ärzte und Ärztinnen des Interna-
tionalen  Sanitätsdienstes – der auch Wal-
ter Freudmann, Heinrich Kent und seine
spätere Frau Edith angehörten –, die in
China ihren Kampf beim Chinesischen
Roten Kreuz im Befreiungskrieg gegen
die japanischen Besatzer fortsetzten. Jen-
sen kehrte 1948 nach Wien zurück und
war zeitweilig Leiter des Kulturreferats
der KPÖ. Ab 1953 war er Korrespondent
der Volksstimme in China und kam im
April 1955 auf dem Flug zur Bandung-
Konferenz bei einem Bombenanschlag
ums Leben.

Emanuel Edel war in den französi-
schen Internierungslagern in Gurs und
Le Vernet, wurde dann in das Spezialge-
fängnis von Castres überstellt, von wo er
flüchten konnte. Unter dem Decknamen
Roger Dumaine reihte er sich in die fran-
zösische Widerstandsbewegung FTPF
(Francs-Tireurs et Partisans Français)
ein. Nach der Befreiung Frankreichs war
er bis Kriegsende im Österreichischen
Freiheitsbataillon in Jugoslawien. Goldy
Matthèy-Guenet, die Schweizer Staats-
bürgerin war, ging mit der CSS (Centra-
le Sanitaire Suisse), einer humanitären

Schweizer Hilfsorganisation, zur Partisa-
nenarmee nach Jugoslawien.

Lisa Gavrič und Anni Peczenik kehr-
ten mit falschen Papieren ausgestattet
nach Österreich zurück und wurden als
französische Fremdarbeiterinnen getarnt
im antifaschistischen Widerstand aktiv.
Mela Ernst und Paula Draxler waren in
Frankreich und Gundl Steinmetz in Bel-
gien in der Widerstandsbewegung. Alle
diese fünf ehemaligen Krankenschwe-
stern des SSI wurden im Zuge dieser Ak-
tivitäten verhaftet. Draxler wurde in Pa-
ris verhaftet und kam beim Verhör durch
die Gestapo ums Leben. Peczenik wurde
im Zuge ihrer Kuriertätigkeit zwischen
Wien und Paris verhaftet, ins Konzentra-
tionslager Ravensbrück verbracht und im
Dezember 1944 im KZ Buchenwald er-
mordet. Gavrič und Ernst überlebten ihre
Verhaftung und Einlieferung ins KZ
 Ravensbrück. Steinmetz, die in Brüssel im
Widerstand war, wurde aufgedeckt und
bei einem Fluchtversuch von einem Gesta-
pobeamten angeschossen. Unter falschem
Namen in ein Spital in Bonn eingeliefert,
verlor die Gestapo ihre Spur, und sie
konnte 1945 nach Wien zurückkehren.
Gusti Guttmann wurde in mehreren Inter-
nierungslagern in Frankreich festgehalten
und im Mai 1944 nach Auschwitz depor-
tiert, wo sie ermordet wurde.
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Der Arzt Hans Kaiser aus Wien mit spanischen Kindern in Benissa.
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R
und 1.400 ÖsterreicherInnen gin-
gen in den Jahren 1936 bis 1939
nach Spanien, um dort für die

Freiheit der Spanischen Republik, für die
Demokratie und gegen Franco bzw. den
Faschismus zu kämpfen. Dabei handelte
es sich im Verhältnis zur EinwohnerIn-
nenzahl des Landes um das größte natio-
nale Kontingent.

Selina Maria Patrasso hat 2015 an der
Universität Graz eine Diplomarbeit über
die oberösterreichischen Spanienkämp-
fer vorgelegt. Sie stützte sich bei ihren
Recherchen auf das 2003 von Hans Lan-
dauer herausgegebene „Lexikon der
österreichischen Spanienkämpfer“. Laut
ihrer Auswertung der darin enthaltenen
Kurzbiographien wurden von den öster-
reichischen Spanienkämpfern insgesamt
83 in Oberösterreich geboren. Von die-
sen 83 übersiedelten 23 in Orte bzw.
Städte außerhalb von Oberösterreich. Zu
den verbliebenen 60 Personen kommen
laut Patrasso acht hinzu, die außerhalb
des Bundeslands geboren worden waren,
aber im Laufe der Zeit nach Oberöster-
reich zogen. Insgesamt waren es somit
laut  Patrasso 68 Freiwillige aus Ober -
österreich, die 1936 in diesem Bundes-
land lebten und in den folgenden Jahren
an der Seite der Spanischen Republik
kämpften. Es gibt zu dieser Zahl jedoch
eine kleine Abweichung: Josef Mitter,
der im Lexikon als oberösterreichischer
Freiwilliger angeführt wird und deshalb
von Patrasso in ihre Auswertung ein -
bezogen wurde, wurde später aus der
 aktualisierten Online-Ausgabe des Lexi-
kons gestrichen, weil er kein Spani-
enkämpfer war. In Summe kämpften also
67 Oberösterreicher in Spanien.

Bei den oberösterreichischen Spani-
enkämpfern handelt es sich ausschließ-
lich um Männer, es war also keine
Oberösterreicherin zur Zeit des Bürger-
kriegs in Spanien. Aus ganz Österreich
gingen insgesamt 34 Frauen nach Spani-
en und waren dort im Sanitätsdienst oder
anderen Bereichen tätig. Zumindest ein
Versuch von zwei Oberösterreicherin-
nen, nach Spanien zu gelangen, ist be-
kannt – und zwar von Gisela Taurer
(später verheiratete Tschofenig) und von
Margarethe Gröblinger. Sie gelangten je-
doch nicht nach Spanien, sondern blie-
ben für einige Zeit in Frankreich, wo sie

dass während der Kämpfe in Spanien im
Rahmen der Internationalen Brigaden ein
österreichisches Bataillon mit dem sym-
bolträchtigen Namen „12. Februar“ ge-
gründet wurde.

Die Wege nach Spanien waren oft sehr
schwierig und abenteuerlich. Nach der
Gründung der Internationalen Brigaden
wurde die Ausreise der österreichischen
Spanienkämpfer von der illegalen KPÖ
bzw. von ihrer Schleuserorganisation ge-
regelt. Generell war die Ausreise nach
Spanien, um am dortigen Bürgerkrieg
teilzunehmen, gesetzlich verboten, da es
sich dabei um einen „Eintritt in den
 Militärdienst einer fremden Macht“ han-
delte. Wenn man beim Versuch auszurei-
sen aufgegriffen wurde, wurde man ver-
haftet und angezeigt, den Spanienkämp-
fern, die bereits in Spanien waren, wurde
die Staatsbürgerschaft entzogen. Nicht
wenige wählten daher von Vorarlberg
aus den Weg über das Gebirge in die
Schweiz und weiter nach Frankreich.

Aus Österreich reisten 27 Oberöster-
reicher nach Spanien. Aus der Sowjet-
union gingen insgesamt 30 Oberösterrei-
cher nach Spanien. Die restlichen kamen
über andere Wege zu den Internationalen
Brigaden. Nach der Niederlage der Spa-
nischen Republik gingen die meisten der
überlebenden Spanienkämpfer über die
Grenze nach Frankreich. 16 Oberöster-
reicher waren in Spanien gefallen. Die
Überlebenden wurden in Frankreich un-
ter sehr schlechten Bedingungen inter-
niert. Die meisten wurden 1940/41 der
Gestapo übergeben und kamen in die
Konzentrationslager, vor allem nach
Dachau. Zwei oberösterreichische Spani-
enkämpfer starben in einem KZ. Weitere
fielen an den Fronten des Zweiten Welt-
kriegs. Insgesamt überlebten 23 ober -
österreichische Spanienkämpfer den
Bürgerkrieg und den Zweiten Weltkrieg
nicht. Das war rund ein Drittel aller
oberösterreichischen Spanienkämpfer.
Jene, die in Frankreich untertauchen
konnten oder in die Sowjetunion gelang-
ten, setzten den Kampf gegen den
 Faschismus fort.

Einer der bekanntesten oberöster-
reichischen Spanienkämpfer ist Hugo
Müller. Er war Februarkämpfer in Linz
und flüchtete nach den Kämpfen in die
Tschechoslowakei und von dort in die

ein Jahr lang als Gouvernanten in Lyon
arbeiteten.

Die kollektivbiografische Auswertung
von Selina Maria Patrasso hat ergeben,
dass die meisten oberösterreichischen
Spanienkämpfer zwischen 20 und 30
Jahre alt waren, als sie nach Spanien ka-
men. Die Ältesten unter ihnen waren
Theodor Schlögl mit 41 sowie Johann
Brandthaler und Jakob Fränkel mit 42
Jahren. Der jüngste oberösterreichische
Spanienkämpfer war Erwin Steyrer mit
erst 20 Jahren. Das Alter ist hier auch in
militärischer Hinsicht relevant: Auf-
grund ihres jungen Alters verfügten die
meisten oberösterreichischen (und allge-
mein österreichischen) Spanienkämpfer
über keine militärische oder Kampfer-
fahrung aus dem Ersten Weltkrieg. Mi-
litärische Ausbildung oder Erfahrung
hatten jedoch einige durch die Tätigkeit
im Schutzbund, durch den Einsatz im
 Februar 1934 oder durch Schulung im
Exil in der Sowjetunion.

Die meisten Spanienkämpfer kamen
aus Linz und aus Steyr. Ein Großteil der
österreichischen Freiwilligen stammte
somit aus den Hochburgen der Arbeiter-
bewegung. Die Berufe der oberöster-
reichischen Spanienkämpfer waren sehr
unterschiedlich, jedoch waren fast alle
Arbeiter oder übten einen Handwerksbe-
ruf aus. Sie arbeiteten als Tischler,
Schuhmacher, Spengler, Schlosser, Mau-
rer, Elektrotechniker, Dreher, Hilfsarbei-
ter, Friseur, Kellner, Bäcker, Mechaniker
usw. Akademiker oder Studenten befan-
den sich überhaupt nicht unter den Spa-
nienkämpfern aus Oberösterreich. Vom
sozialen Profil her gesehen, waren die
oberösterreichischen Spanienkämpfer re-
präsentativ für jenes der österreichischen
Freiwilligen insgesamt.

Viele der Freiwilligen, auch aus
Oberösterreich, waren vor ihrer Zeit in
Spanien aus politischen Gründen in Haft,
einige mussten nach dem Februar 1934
in das vor allem tschechoslowakische
oder sowjetische Exil gehen. Die öster-
reichischen Freiwilligen sahen in Spani-
en vor allem die Möglichkeit, den eu-
ropäischen Faschismus zu bekämpfen.
Die Lage in Österreich – auch die soziale
Lage – war mehr als trist, die Niederlage
der Februarkämpfe war sehr präsent.
Wie sehr, lässt sich auch daran erkennen,

Von der Donau an den Ebro
Oberösterreicher im Kampf gegen Franco

florIan SchwannInger



Sowjetunion. Er traf im November 1936
in Spanien ein und war zunächst im
Tschapajew-Bataillon und danach im
 Februar-Bataillon im Einsatz, zuletzt im
Rang eines Majors. Im Februar 1939 be-
fehligte Müller im „zweiten Einsatz“ die
österreichischen Freiwilligen. Er konnte
1939 in die Sowjetunion zurückkehren,
meldete sich 1941 nach dem deutschen
Überfall freiwillig zur Roten Armee und
war 1944 im Rahmen der „Kampfgruppe
Steiermark“ im Einsatz. Er ließ am
23. November 1944 bei einem Gefecht
mit der SS sein Leben.

Wie Müller gehörte auch der Linzer
Franz Willinger der KPÖ an und flüchte-
te nach den Februarkämpfen in die
 Sowjetunion. Er kämpfte ab 1937 im
Rang eines Leutnants in der 11. Interna-
tionalen Brigade in der Gruppe der Guer-
rilleros. Nach dem Zusammenbruch der
Spanischen Republik wurde er 1939 in
verschiedenen französischen Internie-
rungslagern inhaftiert. Im April 1941 an
die Gestapo ausgeliefert, kam Willinger
in das KZ Dachau, wo er aktiv in der ille-
galen Lagerorganisation tätig war. Nach
der Befreiung war er von 1945 bis 1951
Bezirksobmann der KPÖ Linz und da-
nach Personalchef in einem USIA-
 Betrieb. Nach 1955 betrieb er eine Tra-
fik. Willinger war auch Obmann des
ober österreichischen KZ-Verbands.

Der Linzer Alois Grünberger flüchtete
1934 über die Tschechoslowakei in die
Sowjetunion. Ab Mai 1937 war er Teil
der Internationalen Brigaden und Pio-
nierleutnant. Nach der Niederlage mus-
ste er wie viele andere in die französi-
schen Internierungslager und diente spä-
ter in einer „Prestataire“-Kompanie, die
beim Straßenbau eingesetzt war. Im
 August 1941 kam er ins KZ Dachau und
wurde im Juli 1944 zur Strafeinheit Dir-
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 Ende des Bürgerkriegs kam er 1939 in
die französischen Anhaltelager Saint-
Cyprien, Gurs und Argelès-sur-Mer.
Plieseis versuchte 1941 ins Salzkammer-
gut zurückzukehren, wurde jedoch von
den deutschen Behörden verhaftet und
ins Polizeigefängnis nach Linz überstellt.
Von dort kam er ins KZ Dachau. Im Sep-
tember 1943 gelang ihm die Flucht aus
dem Außenkommando Hallein. Bis zur
Befreiung war Plieseis als Partisan in
den Bergen des Salz kammergutes unter-
wegs und konnte nicht mehr gefasst wer-
den. 1945 war Josef Plieseis zuständig
für Sicherheitsfragen im Raum Bad Ischl
Später arbeitete er als Gemeindebedien-
steter in Ischl und war auch Gemeinderat
für die KPÖ. Seine Erlebnisse in Spanien
und im Widerstand wurden 1946 mit dem
Titel „Vom Ebro zum Dachstein“ publi-
ziert und 1971 in der DDR mit dem Titel
„Partisan der Berge“ neu veröffentlicht.

Der Kommunist Franz Jaritsch kam
ebenso wie Plieseis aus Bad Ischl. Er
ging im Juni 1937 gemeinsam mit Josef
Plieseis von Österreich nach Spanien, wo
er der 2. Artilleriegruppe zugeteilt wur-
de. Nach dem Bürgerkrieg kam er in die
französischen Lager Saint-Cyprien,
Gurs,  Argelès und Mont-Louis und im
Mai 1941 ins KZ Dachau. Jaritsch starb
dort am 27. April 1942 im Alter von 38
Jahren an Flecktyphus.

Johann („Hans“) Wagner aus Steyr
wurde nach den Februarkämpfen im Jahr
1934 zu acht Monaten Gefängnis verur-
teilt. Nach der Entlassung aus der Haft
trat er der KPÖ bei und ging im Februar
1937 nach Spanien. Wagner fiel am 22.
August 1938 in der Ebro-Schlacht. Ne-
ben ihm fielen in Spanien noch die Ober -
österreicher Wilhelm Distelberger, Adolf
Holzbauer, Johann Wieser, Gottfried
Greilhuber und Hans Hietler. In Steyr-
Münichholz wurde eine Straße nach
Hans Wagner benannt.

Der Automonteur Franz Brandstätter
war Funktionär der KPÖ und besuchte
1935 die Lenin-Schule in Moskau. Ab
April 1938 kämpfte er in Spanien und war
dort im Stab der 11. Brigade tätig. In Gurs
gehörte er der illegalen Lagerleitung der
KPÖ an. Ab 8. September 1941 befand
sich Brandstätter im KZ Dachau. Nach
der Befreiung war er Sekretär der KPÖ
Steyr-West. Er starb bereits im Jahr 1945
bei einem Autounfall in Micheldorf.

Vortrag im Rahmen der Veranstaltung
des KZ-Verbands OÖ/VdA „90 Jahre
Spanischer Bürgerkrieg. 90 Jahre Inter-
nationale Brigaden“ im Volkshaus Linz-
Keferfeld am 16. September 2026.

lewanger eingezogen. Kurz darauf lief
Grünberger in Rumänien zur Roten Ar-
mee über. Er sprang als Aufklärer mit
dem Fallschirm über dem Mühlviertel ab
und baute dort eine Funkstation auf.
Nach der Befreiung war Grünberger bis
1955 Polizeidirektor von Urfahr. Auch
danach blieb er im Linzer Polizeidienst
tätig. Grünberger engagierte sich im KZ-
Verband Oberösterreich, wo er über län-
gere Zeit als Obmann fungierte.

Einer jener Oberösterreicher, die in
Spanien fielen, ist der Paschinger Frie-
drich (Fritz) Gröblinger. Der aktive Fe-
bruarkämpfer kam im Juni 1937 aus der
Sowjetunion nach Spanien. Dort diente
er als Sergeant bei den Panzerwagen.
Aufgrund einer Verwundung musste er
im November 1937 ins Spital in Benicàs-
sim. Seit 12. März 1938 gilt Gröblinger
als vermisst (bei Hijar).

Matthias Hitzenberger aus Gschwandt
bei Gmunden wurde im Februar 1936
wegen kommunistischer Betätigung fest-
genommen und kam für sieben Monate
in das Anhaltelager Wöllersdorf. Im Jän-
ner 1937 ging er nach Spanien. Dort
diente er im 14. Armeekorps bei der
Gruppe der Guerrilleros im Rang eines
Leutnants. 1939 musste er wie die meis -
ten anderen über die Grenze nach Frank-
reich gehen und wurde in Saint-Cyprien
und Gurs festgehalten. Er kam in der
Folge zu einer Prestataire-Kompanie. Ab
März 1941 befand sich Hitzenberger im
KZ Dachau. Nach 1945 fungierte er als
Bezirksleiter der KPÖ in Gmunden. Er
war Angestellter und Betriebsrat bei der
OKA (dem Vorläufer der Energie AG).

Josef Plieseis war 1934 Februarkämp-
fer in Ebensee und schloss sich im Juni
1937 den Internationalen Brigaden an. In
Spanien kämpfte er als Partisan hinter
der Front im Feindesland. Nach dem

Eine Gruppe Guerrilleros, ganz vorne rechts der Oberösterreicher Franz Willinger.
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Damit legte er den Grundstein seiner
kommenden Karriere nach dem Sieg der
Alliierten über den Hitler-Faschismus.
Anfang 1946 kam Hollitscher als einer
der ersten Zivilisten zurück nach Wien.
Dort war er nicht nur an der Neugrün-
dung der WPV unter Leitung des Ver-
wahrlostenanalytikers August Aichhorn
beteiligt. Hollitscher hielt überdies Kurse
zur Biologie in der WPV und beteiligte
sich kurzzeitig an der Popularisierung
der Psychoanalyse, sowie der Ausbil-
dung von Analytikern im befreiten Wien.
Neben seiner psychoanalytischen Arbeit
war Hollitscher auch politisch und wis-
senschaftlich tätig. Als „Konsulent für
Wissenschaft“ im „Amt für Kultur und
Volksbildung der Gemeinde Wien“ ar-
beitete er im Rathaus beispielsweise die
ersten Pläne der Wiener Volkshochschu-
len aus.3 Von 1946 bis 1949 wirkte er
außerdem als Vorsitzender der Abteilung
für Wissenschaftstheorie und Psycholo-
gie am Wiener Institut für Wissenschaft
und Kunst. Seine Zeit in Wien jedoch
sollte nur kurz währen.

Das erste Jahr in Berlin

Erste Überlegungen, Hollitscher von
Wien aus in die DDR zu entsenden, um
dort im Hochschulwesen tätig zu wer-
den, dürften um den Jahreswechsel
1948/49 herum aufgekommen sein. Es
ist ein auf März 1949 datiertes Schreiben
Ernst Fischers an die Berliner Humboldt-
Universität überliefert, welches als
„Charakteristik von Dr. Walter Hollit-
scher“ übertitelt wurde. Darin beschreibt
Fischer Hollitscher nicht nur in geradezu
panegyrischem Duktus als kaum zu
überschätzenden Wissenschafter und
Parteigenossen, sondern moniert ebenso
den Verlust seines Amtes als Staatsse-
kretär für Unterricht, über welches er ur-
sprünglich gedachte, Hollitscher als
Nachfolger seines Lehrers Moritz
Schlick an die Universität Wien zu beru-
fen.4 Am 6. April 1949 kam es an der
Philosophischen Fakultät der Berliner
Humboldt-Universität zu dem Fakultäts-
beschluss, Hollitscher eine „einjährige
Gastprofessur mit vollem Lehrauftrag
für ‚Naturphilosophie‘ zu erteilen“.5

Empfohlen wurde Hollitscher vom De-
kan der Philosophischen Fakultät, Alfred

A
ls Walter Hollitscher am 18. Au-
gust 1953 am Flugplatz Berlin-
Schönefeld mit seiner Frau Vio-

letta eine Propellermaschine bestieg und
damit die Deutsche Demokratische Re-
publik Richtung Österreich verließ, la-
gen ein abrupt beendeter vierjähriger
Aufenthalt sowie ein Höhepunkt seiner
wissenschaftlichen Karriere hinter ihm.
Der 1911 in Wien geborene Hollitscher
blickte mit seinen 42 Jahren bereits auf
ein bewegtes Leben zurück. Nachdem
seine jüdisch-bürgerliche Familie im
Verlauf des Ersten Weltkriegs zusehends
verarmte, wuchs Hollitscher zunächst in
Prag auf, ging jedoch für das Studium
zurück nach Wien. Dort studierte er
 unter anderem bei Otto Neurath und
 Moritz Schlick Philosophie, Biologie
 sowie Medizin und schloss sich, wenn
auch wenig aktiv, der KPÖ sowie weit-
läufig dem Wiener Kreis um Neurath an.
Überdies erhielt Hollitscher durch ge-
schicktes Netzwerken eine von Anna
Freud persönlich finanzierte Ausbildung
zum  Psychoanalytiker, als auch eine An-
stellung am Bibliographischen Institut
der Wiener Psychoanalytischen Vereini-
gung (WPV).1

Nach dem „Anschluss“ Österreichs an
Nazi-Deutschland unmittelbar ob seiner
Herkunft in seinem Leben bedroht, floh
Hollitscher durch Vermittlung Anna
Freuds über die Schweiz nach London,
wo er nicht nur weiter in seiner Tätigkeit
als Bibliograph – diesmal für die British
Psychoanalytical Society – brillierte,
sondern seine Ausbildung zum Psycho-
analytiker beendete. Nebst klinischer
Tätigkeit als Psychotherapeut für Kriegs-
heimkehrer war Hollitscher in dieser Zeit
eine zentrale Figur des vor allem von
Kommunisten geführten Austrian Centre,
einer Vereinigung von ÖsterreicherInnen
im britischen Exil. Außerhalb des Auf-
baus eines extensiven politischen Netz-
werkes, profilierte sich Hollitscher in sei-
ner Londoner Zeit als Polyhistor, als Uni-
versalgelehrter also, der es vermochte,
komplexe Inhalte feuilletonistisch für
breite Massen zusammenzufassen. Da-
von zeugen nicht nur unzählige Artikel in
der Exilpresse, sondern auch Vorträge,
die er für das Austrian Centre sowie den
Freien Deutschen Kulturbund hielt.2

Meusel, einem Bekannten Hollitschers
aus dem Londoner Exil.6 Ein offizielles
Schreiben mit Fragen zu terminlichen
Vorstellungen folgte am 18. Juli 1949,
und das Schreiben über die offizielle Be-
rufung wurde mit 6. August 1949 ge-
zeichnet. Darin ist ersichtlich, dass Hol-
litscher seine Vorlesungen vom 1. Okto-
ber 1949 bis zum 1. Oktober 1950 zu
halten gedachte.7 Wohnhaft war Hollit-
scher in dieser Zeit mit seiner Frau Vio-
letta in einer Wohnung in Berlin-Trep-
tow, am Dammweg 35. Seine Vorlesun-
gen beschäftigten sich mit dem umfäng-
lichen Themengebiet der „Dialektik der
Natur“. Es handelte sich dabei um Hollit-
schers Versuch, formale Logik im Sinne
des Wiener Kreises, Dialektik und Na-
turwissenschaften auf der Höhe der Zeit
in einen philosophisch-wissenschaftli-
chen Gesamtzusammenhang zu setzen.
Ähnliche thematische Schwerpunkte las-
sen sich auch in seinen anderen Texten
aus dieser Zeit erkennen, haben ihre
Grundlage in seiner Ausbildung und be-
gleiteten ihn über sein gesamtes Œuvre
hinweg. Eine Synthese verschiedener
 Inhalte, denen man zu Beginn in der
DDR noch offen gegenüberstand.

Aufkeimende Konflikte

Das erste Jahr dürfte insgesamt gütlich
verlaufen sein, und so wurde Hollitscher
am 10. August 1950 zum Professor für
den Lehrstuhl für Philosophie der Philo-
sophischen Fakultät der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin ernannt – seine ein-
jährige Befristung endete damit. Er fand
sich nun also in der Nachfolge von Hegel
und hatte eine gewichtige Stelle im Wis-
senschaftsbetrieb der gerade erst im Vor-
jahr – als Reaktion auf die Ausrufung der
BRD – gegründeten DDR inne. Damit
einher jedoch gingen bereits erste
Schwierigkeiten und Reibereien mit an-
deren Persönlichkeiten dieses Betriebs.
Seine „Vorlesungen zur Dialektik der
Natur“ lagen im Dezember 1950 bereits
ein halbes Jahr lang im Satz vor, als am
23. Dezember 1950 von 10 Uhr bis 18.30
Uhr im „Club der Kulturschaffenden“ in
der Berliner Jägerstraße 2/3 eine „philo-
sophische Diskussion“8 um den Gehalt
von Hollitschers geplanter Publikation
tagte. Insgesamt 25 Personen aus Wis-

„GM Mizzi“
Walter Hollitschers Berliner Jahre im Lichte seiner Akten beim MfS der DDR

chrIStIan KaSerer
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senschaft und Politik der DDR beschäf-
tigten sich in dessen Beisein mit den
Vorlesungen und bekrittelten jene in to-
to.9 Hollitschers Stil wäre zu schwerfäl-
lig und unverständlich für die Massen, er
würde nicht marxistisch-leninistisch,
nicht dialektisch argumentieren und wä-
re noch ganz im „Einfluss des Wiener
Kreises und der englischen Wissen-
schaftler-Linken“10 gefangen. Die Dis-
kussion, welche einen völligen Verriss
von Hollitschers Weltanschauung dar-
stellte, fand ihre Conclusio darin, dass
seine Vorlesungen nicht gedruckt wer-
den dürften, und man kam darin überein,
dass diese Debatte einen Anfangspunkt
darstelle, Hollitscher ideologisch auf den
richtigen Weg zu bringen. Insbesondere
Robert Havemann, Chemiker, Wider-
standskämpfer und wirkmächtige Person
im Wissenschaftsbetrieb der DDR und
persönlich mit Hollitscher bekannt, be-
stand darauf, die Debatte so verstanden
zu wissen.11

Nicht nur war dieses Zusammentreffen
eine Zäsur in der bis dahin recht frikti-
onsfrei verlaufenden Karriere Hollit-
schers, sondern auch der Beginn zuneh-
mender Gängelungen seiner Arbeiten.
Sein erstmals 1949 beim ostdeutschen
Aufbau-Verlag erschienenes Buch „…
wissenschaftlich betrachtet…“, eine
Sammlung kürzerer und längerer Essays
zu wissenschaftlichen Entwicklungen,
erfuhr 1951 eine zweite Auflage. Diese
wurde umfassend von Robert Havemann
im November 1951 in der SED-Zeit-
schrift Einheit verrissen.12 Havemann
warf in seinem mehrseitigen Text dem
Autor Positivismus vor und meinte, die-
ser würde weit hinter aktuelle Erkennt-
nisse der UdSSR und DDR zurückfallen.
Gerade auch die Ausbildung Hollitschers
als Psychoanalytiker und seine kritische
Würdigung Freuds wurden von Have-
mann als Exempel genutzt, um aufzuzei-
gen, dass der Autor offenbar nichts von
aktuellen Entwicklungen im Osten –
 etwa dem Pawlow-Kongress 1950 in der
Sowjetunion – verstehe.

Trotz solcher Angriffe hielt man
zunächst an Hollitscher fest, und es er-
folgte am 8. Februar 1952 die Umwand-
lung seines Lehrstuhls für Philosophie in
den „Lehrstuhl für Logik und Erkennt-
nistheorie“. Es ist zu konstatieren, dass
die Kritik an ihm zu dieser Zeit weiter
anwuchs. Der Philosoph und Journalist
Wolfgang Harich etwa schrieb über Hol-
litscher in einem Brief an das Mitglied
des Politbüros der SED Fred Oelßner:
„Der Ordinarius für Philosophie an der
Berliner Humboldt-Universität, also der

Mann auf dem Lehrstuhl Fichtes und He-
gels, ist Prof. Hollitscher. Hollitscher hat
das Niveau eines Feuilletonschreibers,
der die Leser der Sonntagsausgabe mit
Belehrungen über ‚Das Leben im Was-
sertropfen‘ und dergleichen erfreuen
kann. Von der Geschichte der Philoso-
phie, speziell der klassischen deutschen
Philosophie, versteht dieser Mann
nichts.“13 Von mehreren Seiten und auf
unterschiedlichen Ebenen wurde Druck
auf Hollitscher ausgeübt, sich ideolo-
gisch stärker in die Standards der DDR
einzufügen. Die mehr oder weniger gut
gemeinten Ratschläge beherzigte Hollit-
scher, und so holte er auf der am 15. und
16. Jänner 1953 veranstalteten Pawlow-
Tagung in Leipzig zu einem Rundum-
schlag gegen sein früheres, psychoanaly-
tisches Leben aus und kritisierte Freud
nach allen Registern,14 auch, wie es
heißt, „unter der Gürtellinie“.15

Inhaftierung und 
Kontakt zum MfS

Anfang März 1953 kam es, völlig
überraschend, zur Inhaftierung Walter
Hollitschers, ohne Mitteilung seines Ver-
bleibs an das nächste Umfeld. Die inter-
national renommierte Kinderärztin Inge-
borg Rapoport, eine Freundin Hollit-
schers, schilderte die Vorgänge Jahrzehn-
te später wie folgt: „Plötzlich wurde Wal-
ter verhaftet. Weder er noch [seine Ehe-
frau] Violetta haben je etwas über diese
Zeit, die Ursachen und Umstände seiner
Verhaftung verlauten lassen. Wir hatten
den Eindruck, Walter säße in Karlshorst,
bei der Zentrale der sowjetischen Besat-
zungsmacht. Ein anderer Freund und
Schüler Hollitschers meinte, man habe
ihn nach Moskau gebracht. Walter konn-
te offensichtlich nichts Ehrenrühriges
nachgewiesen werden. Er kam nach kur-
zer Zeit wieder frei, verlor aber seine
Professur an der Humboldt-Universität,
musste die DDR verlassen und in seine
Heimatstadt Wien zurückkehren, wo ihn
schwierige finanzielle Verhältnisse er-
warteten.“16

Rapoport vermutete überdies eine In-
volvierung Robert Havemanns in Anbe-
tracht der ideologischen und persönli-
chen Differenzen beider. Ein solcher
Verdacht lässt sich mit Blick auf die la-
konisch gehaltenen Akten des Ministeri-
ums für Staatssicherheit der DDR über
Walter Hollitscher nicht eindeutig be-
stätigen. Auch die von Rapoport angege-
bene kurze Zeitdauer seiner Inhaftierung
kann nicht bestätigt werden. Das bisher
sich vor allem aus Gerüchten ergebende
Bild des Verschwindens Walter Hollit-

schers muss durch den hier ausgewerte-
ten MfS-Akt teilweise revidiert werden.
Dieser mag durch spätere Eingriffe un-
vollständig sein, teilweise abrupt inmit-
ten eines Berichts durch fehlende Blätter
abbrechen, erlaubt jedoch aufgrund der
erhaltenen Schriftstücke, darunter Ge-
sprächsvermerke, operative Einschätzun-
gen, finanzielle Aufzeichnungen und
einzelne von Hollitscher unterzeichnete
Schriftstücke, ein neues Bild der Vor-
gänge zu zeichnen.

Hollitscher war von März bis Juli 1953
inhaftiert. Seine Verhaftung kam
zunächst ob seiner Kontakte zur „Szlans-
ki-Bande in der CSR“,17 wie im Akt zu
lesen ist, zustande. Der Slánský-Prozess
war ein Schauprozess in der Tschecho-
slowakei, durchgeführt im November
1952, bei welchem hochrangige Mitglie-
der der Kommunistischen Partei der
Tschechoslowakei und auch Regierungs-
mitglieder bezichtigt wurden, einer Ver-
schwörung anzugehören. Mehrere
 Todesurteile wurden ausgesprochen und
auch vollstreckt. Hollitscher gab im Ver-
hör an, in seiner Londoner Exil-Zeit mit
Personen verkehrt zu haben, welche im
Slánský-Prozess – wenn auch lediglich
peripher – genannt wurden. Namentlich
wird hier mehrfach Peter Smolka, ein
NKWD-Agent, genannt.18 Ein Befund,
der sich mit Blick auf Hollitschers Lon-
doner Adressbuch bestätigen lässt.19

Der erste Kontakt mit dem Ministeri-
um für Staatssicherheit (MfS) der DDR
fand am 2. Juli 1953 statt20 – vier Monate
nach der Verhaftung Hollitschers. Auf-
grund der lückenhaft überlieferten Akten
ist diese mehrmonatige Phase der Inhaf-
tierung nicht mehr gesichert zu rekon-
struieren. Es ist jedoch festzustellen,
dass Hollitschers Kontakte zu Personen,
welche „für imperialistische Geheim-
dienste tätig waren“,21 wiederholt Inhalt
von Verhören waren. Der Besuch am
2. Juli hatte den Zweck zu eruieren, ob
Hollitscher als „Geheimer Mitarbeiter“
(GM) in Frage käme. Dazu heißt es in
 einer Zusammenfassung der bisherigen
Vorgänge in den MfS-Akten: „Am
2.7.1953 wurde H. in seiner Verwahrung
aufgesucht, um von ihm einen unmittel-
baren Eindruck zu bekommen und fest-
zustellen, ob er zu Anwerbung als GM
geeignet ist. Über unsere vorgesehene
Absicht wurde nicht gesprochen.“22

Im Gespräch mit Mitarbeitern des MfS
wurde Hollitscher auch erstmals darüber
informiert, dass eine Strafverfolgung
aufgrund seiner Londoner Kontakte zu
Smolka nicht möglich sei. Man habe je-
doch seine eingereichten Lebensläufe
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tikpunkte an seiner
universitären Lehre
denken. Für Hollit-
scher dürfte es evi-
dent gewesen sein,
dass seine Zeit in der
DDR damit jäh ende-
te. Über seinen psy-
chischen Zustand und
der sich daraus erge-
benden Möglichkeit,
ihn zu einer Zusam-
menarbeit mit dem
MfS zu bewegen,
heißt es im bereits zi-
tierten Bericht resü-
mierend: „Während
dieser Unterredung
machte H. infolge sei-
ner aufgedeckten, un-
würdigen Vergangen-
heit einen unterwürfi-
gen, betteligen, wein-
erlichen Eindruck.
Von seiner sonstigen
Eitelkeit und seinem selbstsicheren Auf-
treten war keine Spur. Dieses etwas wi-
derlich wirkende unterwürfige Wesen,
schien mir aber auch etwas heuchlerisch
und daher bettelhaft zu sein. Ich glaube,
dass er dieses Wesen bald nicht mehr zur
Schau tragen wird, wenn nicht mehr von
seiner Vergangenheit die Rede ist, und
wissen wird, dass wir niemandem ge-
genüber darüber etwas verlauten lassen.
Nach Rückkehr in seine normale
Gemütsverfassung wird H. aufgrund sei-
ner überdurchschnittlichen Intelligenz,
Klugheit und allseitigen Beziehungen
vollwertig geeignet sein, als GM für uns
zu arbeiten.“26

Diese Charakteristik diente nicht einer
neutralen biographischen Bestandsauf-
nahme. Sie bündelte politische, wissen-
schaftliche und charakterliche Vorwürfe
zu einem Gesamtbild persönlicher Unzu-
verlässigkeit. Zugleich musste der Be-
richt Hollitscher als hinreichend intelli-
gent und vernetzt darstellen, um seine
geplante operative Verwendung zu be-
gründen. Es ist bemerkenswert, wie die-
se Charakterisierung ihn zur persona non
grata des Wissenschaftsbetriebs der
DDR zu machen versucht, ihn jedoch
gleichzeitig zum passenden MfS-Mit -
arbeiter erhebt. Aufgelöst wird diese ver-
meintliche Widersprüchlichkeit durch
die vom MfS betonte nahezu bedin-
gungslose Hingabe zum Kommunismus.
Hollitscher wird Sicherheitsrisiko und
Ressource zugleich.

Der Versuch einer Anwerbung Hollit-
schers als „Geheimer Mitarbeiter“ (GM)

überprüft und dabei diverse Ungereimt-
heiten nachgewiesen. So soll Hollitscher
nicht nur seine berufliche Vergangenheit
beschönigt, sondern überdies den Zeit-
raum seiner Parteimitgliedschaft merk-
lich ausgedehnt haben. Vorwürfe, die
sich wegen der nicht überlieferten Doku-
mente heute nicht mehr überprüfen las-
sen. In der bereits zitierten Zusammen-
fassung heißt es über das ihm zur Last
gelegte: „Um seine Parteivergangenheit
zu beschönigen, als alter Kommunist zu
erscheinen, sich das Vertrauen der Partei
und mit deren Hilfe eine Stellung als
Universitätsprofessor zu erschleichen,
hat er Fälschungen in seinen Lebensläu-
fen und Fragebögen begangen. Entgegen
den Tatsachen hat er angegeben, dass er
ab 1923 dem Kommunistischen Jugend-
verbande Österreichs und seit 1928 ohne
Unterbrechung der KPÖ angehört habe.
Statt die materialistische Philosophie
gründlich und richtig zu lehren, waren zu
allen Zeiten seine Vorlesungen auf Uni-
versitäten mit feindlichen positivistischen
Auffassungen durchsetzt und hat damit
Verwirrung in den Köpfen der Studenten
hervorgerufen. H. ist jüdisch bürgerlicher
Herkunft, eitel, im höchsten Maße leicht-
fertig und großsprecherisch, wie er über
sich selbst gesprochen hat, indem er auf
einige Fälle solcher Art verwies, wie z.B.
Dolmetscher Churchills gewesen zu sein
oder mit bedeutenden Wissenschaftlern
zusammengearbeitet zu haben, obgleich
er nur Hilfsdienste für solche geleistet
hat.“23 Aufgrund dessen käme, so heißt es
weiter, eine „Strafverfolgung nur wegen
folgender Rechtsverletzungen“ in Frage:
„1. Fragebogenfälschung 2. Fälschung
des Lebenslaufes 3. Dadurch Einschlei-
chen in öffentliche Ämter der DDR 
4. Missbrauch dieser Ämter 5. Aufforde-
rungen an dritte Personen, über Hollit-
scher falsche Angaben zu machen.“24

Auch Hollitschers Zukunft war Thema
der Unterredung am 2. Juli: „Auf Be-
schluss des ZK wird auf eine Strafverfol-
gung verzichtet und H. von der Abtei-
lung II des MfS am 8.7.1953 entlassen,
wobei ihm erklärt wird, dass er nach
Österreich ausgewiesen ist und mit Be-
schleunigung seine Abreise zu betreiben
hat.“25 Im Zentrum der Vorwürfe stan-
den also nach viermonatiger Inhaftierung
nicht mehr seine Kontakte zur Spionage-
welt in seinen Londoner Jahren, sondern
seine angebliche Tendenz, die eigenen
wissenschaftlichen wie politischen Lei-
stungen zu überhöhen, und der wissen-
schafts- und ideengeschichtliche Hinter-
grund Hollitschers. Gerade letzteres lässt
unweigerlich an die bereits zitierten Kri-

für das MfS fand, wie geplant, am 8. Juli
1953 statt und verlief – unter diesen Um-
ständen wenig überraschend – erfolg-
reich. So wurde ihm „erklärt, dass von
einer strafrechtlichen Verfolgung auf
Grund seiner Selbst-Erkenntnis Abstand
genommen wird. Zur Bewährung und
Wiedergutmachung wird er an einem be-
sonderen Frontabschnitt eingesetzt, wel-
ches ihm nicht gestattet, eine führende
Parteifunktion zunächst einzunehmen.
H. erklärte bei dieser Unterredung sich
selbst bereit, alles tun zu wollen, um sich
zu bewähren. H. hat in seiner Vergan-
genheit Verbindungen und Verkehr mit
Personen geführt, die für imperialistische
Geheimdienste tätig waren. Seine Auf -
gabe ist nunmehr, die näheren Beziehun-
gen und Verbindungen dieser Personen
aufzuklären. Da Wien ein wichtiges Aus-
gangszentrum der imperialistischen
Spionagedienste nach den volksdemo-
kratischen Ländern und der Sowjet-
 Union ist, hat er nach Wien zurück -
zukehren und dort mit der Erfüllung sei-
ner Aufgabe zu beginnen.“27

Etwaige Fragen im Zusammenhang
mit seinem Verschwinden habe Hollit-
scher wie folgt zu beantworten: „Ich
 habe mich für einige Zeit zwecks Bear-
beitung einer wichtigen wissenschaftli-
chen Arbeit in Leipzig aufgehalten, die
interner Natur und für die Partei ist.“28

Überdies solle er seine Abreise nach
 Wien in diesem Zusammenhang be-
kanntgeben. Die Ausweisung Hollit-
schers indes dürfte nicht erst mit dieser
Unterredung festgestanden haben, auch

Walter Hollitscher (1911–1986)
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wenn er erst im Juli davon erfuhr. Bereits
vom 20. März 1953 ist eine Notiz des
Dekans Dr. Ruben überliefert, welche
über das Ausscheiden Hollitschers aus
dem Universitätsbetrieb, sowie seiner
Rückkehr nach Wien informierte.29 Eine
offizielle Bestätigung der Universität er-
folgte am 1. April, und Hollitschers Ver-
träge wurden mit dem 15. April 1953
aufgelöst. Es ist übrigens festzuhalten,
dass eine Beurteilung Hollitschers durch
die Personalabteilung der Humboldt-
Universität Berlin bereits am 16. März
1953 – also vor der angeblich selbst aus-
gesprochenen Kündigung – ausgefertigt
wurde, wahrscheinlich zur Klärung von
Hollitschers am Institut hinterlassenem
Eindruck durch entsprechende Ermitt-
lungsbehörden.

Die am 8. Juli geführte Besprechung
Hollitschers mit zwei Mitarbeitern des
MfS klärte ihn nicht nur über seine künf-
tigen geheimdienstlichen Tätigkeiten,
sondern weiters über Sicherheitsvorkeh-
rungen und festgelegte Abläufe, wie das
Schreiben unverfänglicher Briefe an eine
Ostberliner Adresse zum Zwecke der
Bekanntgabe seiner Wohnadresse, auf.
Anweisungen sollte er über Schreiben
des Akademie-Verlags an ihn erhalten.
Außerdem entschied sich Hollitscher bei
diesem Gespräch dafür, künftig zur
Wahrung seiner Anonymität das Pseu -
donym „Mizzi“30 zu führen und bat um
Erlaubnis, zur Sicherung des häuslichen
Friedens, seine Ehefrau Violetta über die
Vorgänge informieren zu dürfen. Mit der
Unterzeichnung einer Verschwiegen-
heitsverpflichtung wurde er aus der Haft
entlassen.

Die Tätigkeit 
des GM „Mizzi“ in Wien

Walter Hollitschers kommende Wo-
chen in der DDR standen ganz im Zei-
chen der forcierten Ausreise zurück nach
Wien. Treffen mit dem MfS fanden im
Abstand von vier Tagen in seiner Ostber-
liner Wohnung statt. Dabei ging es zu-
vorderst um Belange, seine Ausweisung
betreffend. So ersuchte Hollitscher am
17. Juli darum, ihm 5.000 Deutsche
Mark in Österreichische Schilling umzu-
wechseln, um die Übersiedlung „meiner
großen Bibliothek und meines Mobiliars
und eine normale Etablierung in Wien“
realisieren zu können. Ein schriftlicher
Antrag folgte am nächsten Tag.31 Finan-
zielle Belange stellten für Hollitscher in
den Tagen bis zur Übersiedlung ein an-
dauerndes Besorgnis dar. Sein letztes
Gehalt hatte er im Mai erhalten und so
bat er, wie es in einem Gesprächsproto-

Ausreise aus der DDR, sind nur äußerst
bruchstückhaft erhalten und behandeln
einerseits sein Verhältnis zur KPÖ. Dazu
heißt es, er habe auf Nachfrage dem Ge-
neralsekretär der KPÖ, Friedl Fürnberg,
Auskunft über seine Rückkehr nach
 Wien gegeben und dabei als Gründe das
Ende seines Vertrags mit der Humboldt-
Universität Berlin, als auch seine Kon-
takte zu Peter Smolka genannt, welche er
– so Hollitschers Angabe gegenüber
Fürnberg – selbständig bekanntgegeben
habe. Eine Stellungnahme des ZK der
SED an das ZK der KPÖ habe umgehend
zur Bestätigung dieser Sache zu erfol-
gen, zumal entsprechende Auskunftser-
suchen von Seiten der KPÖ bereits
mehrfach angefordert worden seien.
Außerdem habe man ihn damit beauf-
tragt, Redakteur des KPÖ-nahen Periodi-
kums Tagebuch zu werden.

Abgesehen von persönlichen Anlie-
gen, berichtete Hollitscher andererseits
über Begegnungen mit vermeintlich in
Spionageaktivitäten verwickelten oder
für solche relevante Personen. Genannt
wird in einem Bericht in den MfS-Akten
dabei eine englische Migrantin namens
„Gräfin Zeppelin“, deren nähere Be-
schreibung jedoch aufgrund fehlender
Seiten abrupt abbricht.41 Erhalten blie-
ben jedoch zwei kurze Zusammenfas-
sungen des Gesprächsinhalts, aus denen
allerdings nicht hervorgeht, was Anga-
ben Hollitschers und was Auswahl, Zu-
spitzungen oder Interpretationen des
MfS sind. Dort wird die Gräfin, die er
bereits in seinem Londoner Exil kennen-
lernte,42 im Zusammenhang amerikani-
scher Spionagetätigkeiten genannt. Wei-
ters namentlich erwähnt wird Christian
Broda, den man bereits in Berlin als
mögliches Ziel ausgemacht hatte. Er
sollte nach diesem ersten Treffen von
Hollitscher mit dem MfS künftig genau-
er daraufhin beobachtet werden, „welche
Absichten [er] hat zur Erneuerung der
Arbeiterbewegung in Österreich“ und
wer seine „Hintermänner“ für ein sol-
ches Unterfangen wären. Festzuhalten ist
dabei, dass Hollitscher zunächst damit
beauftragt wurde, Informationen über
Broda zu sammeln, ohne mit diesem den
bestehenden, losen Kontakt forciert zu
intensivieren.43

Als dritten Punkt nennt die Zusam-
menfassung nebst Persönlichem und den
beiden unter Beobachtung stehenden
Personen, die Berliner Außenminister-
konferenz von 1954. Hierzu sollte Hollit-
scher auch über seine Kontakte zur Grä-
fin Zeppelin und Christian Broda mög-
lichst viele Informationen sammeln und

koll heißt, am 24. Juli darum, ihm eine
Nachzahlung seines Gehalts zu ermögli-
chen.32 Eine Entscheidung darüber ist
nicht bekannt, doch wurden ihm am
5. August Barmittel in Höhe von 2.500
Deutschen Mark ausgehändigt.33

Bezeugt ist außerdem Hollitschers –
wahrscheinlich, mit Blick auf Tantie-
men, auch pekuniär motivierter – Einsatz
dafür, die Streichung seines Namens aus
bereits fertiggestellten, kollektiv verfas-
sten wissenschaftlichen Texten zu ver-
hindern, mit der Begründung, etwaige
Gerüchte über ihn und sein überraschen-
des Verschwinden dadurch verhindern
zu können. Überdies erbat er, seine kühl
gehaltene Beurteilung durch die Perso-
nalabteilung der Humboldt-Universität
positiver zu formulieren.34 Ein letztes re-
guläres Treffen mit Mitarbeitern des MfS
in der DDR fand am 17. August 1953
statt, bei welchem auch Hollitschers Ehe-
frau Violetta in Kenntnis gesetzt und zum
Schweigen darüber verpflichtet wurde.35

Weiters unterhielt man sich, wie aus ei-
ner Aktennotiz hervorgeht, über mögli-
che Ziele der Spionage in Wien, darunter
auch der SPÖ-Politiker und Jurist Chris -
tian Broda.36 Broda dürfte mit Hollitscher
über seinen Bruder Engelbert Broda be-
kannt geworden sein. Mit jenem arbeitete
Hollitscher in London im Rahmen einer
Broschüre über österreichische Wissen-
schafter zusammen.37

Außerdem wurden Walter und Violetta
Hollitscher von Mitarbeitern des MfS in
ein mit dem Pseudonym „Objekt See“38

versehenes Gebäude gebracht, wo sie ih-
re letzte Nacht in der DDR zubrachten.
„Am 18.8.1953 wurden sie von uns [dem
MfS] mit ihrem Gepäck zum Flughafen
Schönfeld [sic!] gebracht, von wo sie mit
einem Flugzeug, das von Kopenhagen
kam, 14.40 Uhr über Prag nach Wien ge-
flogen sind.“39 Ein erstes Treffen in
 Wien fand am 18. November 1953 mit
zwei Mitarbeitern des MfS statt. Als
Treffpunkt wurde das von der sowjeti-
schen Besatzung sowie der KPÖ unter-
stützte Neue Theater in der Scala ge-
wählt. Nach Sicherstellung, dass man
nicht beobachtet wurde, verlegte man
das Gespräch in ein Café des nahen Süd-
bahnhofs, welcher sich auf dem Areal
des heutigen Wiener Hauptbahnhofs be-
fand, und vereinbarte für den Folgetag
ein weiteres Treffen im Café Budapest.
Dort übergab „Mizzi seinen schriftlichen
Bericht“40 und man besprach bisherige
und künftige Aktivitäten.

Die schriftlich fixierten Äußerungen
Hollitschers zu seinen ersten drei Mona-
ten in Wien, seit seiner erzwungenen
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sterium für Staatssicherheit endete ab-
rupt am 6. April 1954. Gründe dafür sind
nicht angegeben, doch kann vermutet
werden, dass man in Berlin mit dem Ge-
halt der gesammelten Informationen –
zum Gros handelte es sich dabei um vage
Gerüchte und triviale persönliche Details
– nicht zufrieden war, und sie in keinem
Verhältnis zum finanziellen Aufwand
standen. Freilich lassen sich auch andere
Erklärungen, etwa eine Aufdeckung sei-
ner Tätigkeiten, heranziehen. Walter
Hollitscher reiste in den kommenden
Jahren für Vorträge und Kongresse
mehrfach in die DDR und war ab 1965
einmal jährlich an der Leipziger Karl-
Marx-Universität als Gastprofessor tätig.
Am 16. Mai 1971 erhielt er zu seinem
60. Geburtstag die Ehrendoktorwürde
Dr. phil. h.c. von der Humboldt-Univer-
sität zu Berlin verliehen.

Ausblick

Die Leipziger Gastprofessur sowie die
Verleihung der Ehrendoktorwürde wur-
den in der Forschung oft als späte Wie-
dergutmachung für die Art und Weise,
wie mit ihm umgegangen wurde, gele-
sen.51 Insgesamt ergibt sich der Eindruck,
dass sich Hollitschers turbulente Berliner
Zeit aus einer Verkettung zeittypischer
Umstände zusammensetzte. Bezeichnend
für diese Phase ist die Melange aus einem
Klima des Aufbruchs durch die noch jun-
ge, hoffnungsschwangere Gründung der
DDR als sozialistischer deutscher Staat
auf der einen, sowie eine dichte Atmos-
phäre der Denunziation und Geheimnis-
krämerei auf der anderen Seite. Nicht nur
ist dies Folge eines in der  Sowjetunion
trainierten und nun in Führungsfunktio-
nen zurückgekehrten  Apparats, sondern
auch Ergebnis einer Phase, in welcher
westliche Stellen tatsächlich offen darü-
ber sprachen, die „Zone“ – wie man die
DDR nannte – möglichst schnell liquidie-
ren zu wollen. Vorsicht und daraus sich
ergebene Ansätze zur  Paranoia, gepaart
mit Aufbruchsstimmung und einsetzen-
dem Karrierismus erzeugten ein wechsel-
volles Gemenge.

Darüber hinaus ist auf subjektiver Sei-
te gewiss auch Hollitschers Auftreten ein
zu nennender Faktor. Die vom MfS mo-
nierte ostentiöse Art Hollitschers wurde
bereits von den Wiener Psychoanalyti-
kern bekrittelt.52 Im Register zeitgenössi-
schen Sprachgebrauchs würde man ihm
heute wohl eher Namedropping denn
Großsprecherei vorwerfen, und freilich
sind solche Einschätzungen rein situati-
ver Natur, denn in Retrospektive objek-
tiv feststellbar. Diese ihm unterstellte Ei-

genschaft jedoch, in Verbindung mit sei-
nem wissenschaftlich-ideologischen Hin-
tergrund, der nicht marxistisch-leninisti-
scher Natur war, dürfte nicht nur Neider,
sondern auch Zweifler auf ihn aufmerk-
sam gemacht haben. So ist es auch be-
greiflich, weshalb – nachdem die, mögli-
cherweise sogar auf Hollitschers eigene
freimütige Erzählungen zurückgehenden
Vorwürfe im Bezug zum Slánský-Pro-
zess, nicht fruchteten – man zur Demon-
tage auf Hollitschers angeblich positivi-
stische Weltanschauung zurückgriff.

Nebst dem persönlichen Schicksal
Hollitschers, das in dieser biographi-
schen Mikrostudie aufgearbeitet wurde,
wäre es ein lohnenswertes Unterfangen
zu untersuchen, inwiefern die Ereignisse
mit einer politisch gewollten Disziplinie-
rung des Wissenschaftsbetriebs der DDR
in Zusammenhang gebracht werden kön-
nen.53 Zur Rolle der Pawlow-Tagung
1953 und Hollitschers Auftreten dabei
als kurze Zeit noch wirkmächtige Figur
und dessen Folgen für die institutionelle
Psychoanalyse in der DDR, bestehen be-
reits entsprechende Untersuchungen.54

Fest steht jedenfalls, dass die Ereignisse
in Berlin prägend waren, für Hollitschers
künftige ideologische, wie auch wissen-
schaftliche Ausrichtung. Das folgende
Jahrzehnt war in seinem Schaffen jene
Phase, in welcher er sich am entschie-
densten von seiner vorangegangenen
Ausbildung im Umfeld des Wiener Krei-
ses und der freudschen Psychoanalyse
distanzierte und zuweilen in geradezu
polemischem Duktus in seinen Schriften
dagegen agitierte.

Anmerkungen:
1/ Vgl. Christian Kaserer: „Marxist through and
through“ Walter Hollitschers Londoner Exil zwi-
schen „British Psychoanalytical Society“ und
„Austrian Centre“, in: Mitteilungen der Alfred
Klahr Gesellschaft, 32. Jg. (2025), Nr. 3, S. 9–12.
2/ Vgl. ebd.
3/ Vgl. Walter Hollitscher: Autobiographisches,
in: Josef Schleifstein/Ernst Wimmer (Hg.): Plä-
doyers für einen wissenschaftlichen Humanis-
mus. Wien: Globus-Verlag 1981, S. 163–169,
hier S. 165.
4/ Vgl. Brief von Ernst Fischer an die Humboldt-
Universität Berlin, betitelt als „Charakterisik von
Dr. Walter Hollitscher“ im Nachlass von Walter
Hollitscher (Zentrales Parteiarchiv der KPÖ).
5/ ZPA der KPÖ, NL Walter Hollitscher, Schrei-
ben des Dekans Alfred Meusel, 23.4.1949.
6/ Hollitscher: Autobiographisches, S. 164.
7/ ZPA der KPÖ, NL Walter Hollitscher.
8/ Walter Hollitscher: Vorlesungen zur Dialektik
der Natur, hg. von Josef Rhemann. Marburg:
Verlag Arbeit & Gesellschaft 1991, S. 8.

diese umgehend schriftlich nach Berlin
übersenden.44 Eine Entschädigung in
Höhe von 9.000 Schilling wurde Hollit-
scher zugesichert.45 Auch kam man darü-
ber ein, ihm bei der Beschaffung einer
Wohnung behilflich zu sein und ein Re-
zept zur Herstellung und Entwicklung
von Geheimtinte mitzuteilen, um seine
schriftlichen Mitteilungen postalisch auf
der Rückseite eines inhaltlich unverfäng-
lich gehaltenen Typoskriptdurchschlags
machen zu können.46 Als Arbeitsaufträge
wurden Violetta und Walter Hollitscher
die Vertiefung ihrer Bekanntschaft zur
Gräfin sowie das Sammeln von Informa-
tionen über Broda mitgegeben. Erstere
sollte vor allem daraufhin durchleuchtet
werden, ob es möglich wäre, sie für das
MfS anzuwerben. Ferner sollten beide
versuchen festzustellen, ob Kontakte von
Mitgliedern des ZK der KPÖ zu Peter
Smolka oder anderen Personen, die im
Zusammenhang mit dem Slánský-Pro-
zess genannt wurden, bestünden.47

Eine zweite Zusammenkunft in Wien
fand im Rahmen von vier Tagen vom 19.
bis zum 22. Januar 1954 statt. Inhaltlich
ging es bei diesen Treffen um Hollit-
schers hohe Verschuldung aufgrund der
beauftragten Wohnungsbeschaffung, für
welche – so die Feststellung Hollitschers
– das MfS aufzukommen habe, was von
Seiten seiner Kontaktpersonen zugesi-
chert wurde. Außerdem wusste Hollit-
scher mitzuteilen, dass Gräfin Zeppelin
über „amerikanische Trainingsschulen“
spräche, in welchen „amerikanische Ar-
meeangehörige für ‚Arbeiten in den
Volksdemokratien‘ ausgebildet“ wür-
den.48 Umfängliche schriftliche Rapporte
Hollitschers wurden, wie bereits im Zu-
sammenhang mit dem vorherigen Treffen
festzustellen ist, aus den Akten entfernt,
somit sind weitere Details auf dieser
Grundlage nicht zu ermitteln. Man ver-
blieb nach diesen vier Tagen mit einem
klaren Arbeitsauftrag: Die Beziehung zur
Gräfin Zeppelin sollte vertieft und über
sie Informationen über angebliche ameri-
kanische Trainingsschulen gesammelt
werden. Außerdem war es ein Ziel, sie
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wurde von vielen bewundert, anderen
ging sie nicht weit genug. Einige seiner
Artikel aus dieser Zeit hielt Fischer spä-
ter für Machwerke und „schauerliche
Gehirngespinst(e)“. Eine Erklärung für
sein intellektuelles Versagen in diesen
Jahren fand er bei allem Willen zur
Selbstkritik nicht.2

In den meisten biographischen Darstel-
lungen gilt es als ausgemacht, dass sich
der Bruch Fischers mit Stalin (und dem
Leninismus) erst in den 1960er Jahren
vollzog, und zwar im Zuge der Kafka-
Konferenz in Liblice Ende Mai 1963 und
nach der Niederschlagung des Prager
Frühlings 1968. Das stimmt, aber meines
Erachtens zeigen sich erste Bruchlinien
bereits in diesen Baudelaire- und Verlai-
ne-Übersetzungen aus 1947. Die politi-
sche Abweichung ist zwar noch vorsich-
tig formuliert und eingekapselt in den
Bereich der Ästhetik, doch deutlich
sichtbar. Sichtbar werden auch die inne-
ren Konflikte und Widersprüche, die das
Denken und Handeln Fischers zeitlebens
gekennzeichnet haben: zwischen dem
Reich der Freiheit und der Notwendig-
keit, zwischen Eigensinn und politischer
Disziplin, zwischen der Eigenständigkeit
des bürgerlichen Intellektuellen, der ger-
ne alleine bleibt, und der Sehnsucht nach
Solidarität und Zugehörigkeit zu einem
Kollektiv.3

II.Lyrik hat einen festen Platz im
weitläufigen Werk von Ernst

 Fischer. 1920 erschien sein erster Ge-
dichtband „Vogel Sehnsucht“ im noch
jungen, konservativen Verlag Wiener
 Literarische Anstalt. Zwei Jahre nach
„Die schwarze Flamme“, 1949, dann
„Herz und Fahne“ im Erasmus Verlag,
1952 „Denn wir sind Liebende“ im Ver-
lag Rütten und Loening (Berlin/Pots-
dam), 1963 schließlich im Insel-Verlag
(DDR) die „Elegien aus dem Nachlass
des Ovid“, die man bei flüchtiger Lek -
türe für Übersetzungen aus dem Lateini-
schen halten könnte.

Blättert man heute durch „Vogel Sehn-
sucht“, so ist man überrascht: Den Zeit-
geist des „Morgen(s) einer neuen Zeit“
im „stählerne(n) Pulsschlag fiebernden
Blutes“, den Fischer in einem Artikel
über eine Ausstellung expressionisti-
scher Maler emphatisch begrüßt hat,4

sucht man in seiner Poesie vergeblich
ebenso wie Formexperimente oder Dar-
stellungen großstädtischen Lebens. Die
Gedichte des 21-Jährigen sind formal
konservativ, es dominiert eine romanti-
sche Sicht der Welt, voll Schwermut und
Sehnsucht (nach Gott, Heimkehr, Ein-
samkeit und Liebe); beschworen werden
Wald, Wiese, Wolken und (wie kann es
anders sein?) Nietzsche.

Ein Aspekt, den die frühen Gedichte in
„Vogel Sehnsucht“ mit der frühen
 Romantik teilen, ist die Absage an die
bürgerliche Gesellschaft und ihre Moral.
„Ich tauge nicht für eure Bürgerkronen“,
heißt es etwa im „Landstreicherlied“,
denn: „von tausend Wünschen ist mein
Blut erregt, von tausend Träumen ist
mein Sinn bewegt“.5 Wie die Helden und
Heldinnen in Georg Büchners „Leonce
und Lena“ ringt das lyrische Ich Fischers
mit dem Gefühl permanenter Langeweile
in der Kultur des Bürgertums. Der
Zweckrationalität der bürgerlich-merito-
kratischen Gesellschaft hält Fischer die
Zweckfreiheit des Spiels entgegen.
„Nichts als spielen“ lautet der Titel eines
der frühen Gedichte:

Komm wir wollen spielen, nichts als
spielen!
Worte plappern, von Bedeutung leer,
aber tun, als wäre diese Narrheit
ungeheuer wichtig, tief und schwer.6

Die Zeilen könnten auch von Büchner
stammen, nur selten folgt die frühe Lyrik
Fischers dem Pathos der expressionisti-
schen Gedichte seiner Zeit („O Mensch!
Du hast nur dich auf dieser Welt...“). Im
Grunde sind seine Gedichte unzeit-
gemäß, vielleicht bewusst anachroni-
stisch. Aber was immer sie sind: Formal,
das heißt was die Beherrschung von
Rhythmus, Metrik und Klang betrifft,
sind sie überraschend gut.

III.Ernst Fischer verfügte also über
Erfahrung, als er sich kurz nach

dem Zweiten Weltkrieg an die Überset-
zung der Gedichte Baudelaires und Ver-
laines machte. Er hat sich allerdings nie
explizit mit Übersetzungstheorie oder
mit vorgängigen Übersetzungen beschäf-
tigt, was gerade im Fall von Baudelaire
überrascht, denn es gibt eine Unzahl von

I.Das kleine Buch war leicht zu über-
sehen. In der Bibliothek  meines

 Vaters, im Regal mit Werken von Adam
Schaff, Leszek Kołakowski und neben
mehreren Bänden von Ernst Fischer,
fand sich zu meiner Überraschung „Die
schwarze Flamme. Gedichte von Char-
les Baudelaire und Paul Verlaine“, er-
schienen im Jahr 1947 im Wiener Eras-
mus Verlag. Das Buch enthält eine Aus-
wahl von 29 Gedichten von Charles
Baudelaire (1821–1867) aus den „Fleurs
du mal“ und 23 Gedichten von Paul Ver-
laine (1844–1896), zum größten Teil aus
dem Zyklus „Les fêtes galantes“. Der
Band war zerlesen, der Rücken fehlte
vollständig.

Die Position im Bücherkasten lässt
vermuten, dass das Interesse des Besit-
zers nicht unbedingt der Leidenschaft für
Lyrik geschuldet war, sondern der Per-
son des Übersetzers galt: Ernst Fischer
(1899–1972). Fischers Biographie ist be-
kannt. Sie kann vielerorts nachgelesen
werden und muss hier nicht ausführlich
dargestellt werden, nur so viel: In den
1920er Jahren war Fischer als Literatur-
kritiker, Lyriker und Dramatiker hervor-
getreten. 1927 wurde er Feuilletonchef
der Arbeiter-Zeitung und musste nach
den Februarkämpfen des Jahres 1934
über Prag nach Moskau fliehen. Er trat
im April 1934 der KPÖ bei und wurde in
Moskau Funktionär der Kommunis -
tischen Internationale. Fischer kehrte
1945 aus Mos kau nach Wien zurück, war
von April bis Dezember 1945 Staats -
sekretär für Kultur und Unterricht in der
Provisorischen Regierung und bis 1959
Abgeordneter zum Nationalrat. In den
1960er Jahren wurde Fischer einer der
bedeutendsten theoretischen Wegberei-
ter des Eurokommunismus. Er wurde
1969 aus der KPÖ ausgeschlossen. Zur
Zeit der Übersetzung der Gedichte war
Fischer überzeugter Stalinist.1

Während der Moskauer Schauprozesse
spielte Ernst Fischer eine zweifelhafte
Rolle. Er begrüßte die Ermordung Trotz-
kis ausdrücklich ebenso wie die
 Todesurteile in den Schauprozessen, ja
er arbeitete selbst publizistisch an Ver-
schwörungsmythen gegen die Angeklag-
ten wider besseres Wissens mit. Seine
späte Selbstkritik in seinem Memoiren-
werk „Erinnerungen und Reflexionen“

Vorbeugende Rechtfertigung
Zu Ernst Fischers „Die schwarze Flamme“

ernSt Strouhal
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Baudelaire-Übersetzungen.7 Seine Lyrik
stellt Übersetzerinnen und Übersetzer
vor Probleme auf allen sprachlichen
Ebenen: Die Alliterationen, die Vieldeu-
tigkeiten einzelner Begriffe, Anspielun-
gen, der ständige Registerwechsel Bau-
delaires zwischen erhabenem und niede-
rem Ton, schließlich die unterschied -
lichen Rhythmen und Klangfarben im
Deutschen und im Französischen berei-
ten in allen Übersetzungen erhebliche
Schwierigkeiten. Dennoch wagte sich
 Fischer an die Übersetzung, – es ist mir
im Übrigen ein Rätsel, wann Fischer, der
Vielbeschäftigte, nach der Regierungs -
arbeit, ermüdenden Sitzungen in Partei-
gremien und ständigen publizistischen
Verpflichtungen Zeit für die diffizile Ar-
beit an den Texten in „Die schwarze
Flamme“ fand.

„Übertragung“ nennt Fischer vorsich-
tig seine Anstrengung, der Begriff
scheint mehr Spielraum als „Überset-
zung“ zu lassen. Fischer nimmt sich
große Freiheiten, seine Übertragungen
sind Nachdichtungen in einem sehr spe-
ziellen Sinn. Ein Beispiel ist das Sonett
„Brumes et Pluies“ (Nebel und Regen)
aus den „Tableaux parisiens“ (1861).
Keine romantischen Frühlingsgefühle
werden darin von Baudelaire beschwo-
ren, sondern die „bleiche“ Schönheit von
Herbst und Winter. Die letzten beiden
Terzette des Sonetts lauten:

Französisch:
Rien n’est plus doux au cœur plein de
choses funèbres,
Et sur qui dès longtemps descendent les
frimas,
O blafardes saisons, reines de nos climats,

Que l’aspect permanent de vos pâles
ténèbres,
– Si ce n’est, par un soir sans lune, deux
à deux,
D’endormir la douleur sur un lit hasar-
deux.8

Interlineare Übersetzung:
Nichts ist dem Herzen, das von trüben
Gedanken erfüllt ist
und auf das seit langem der Frost herab-
fällt,
oh blasse Jahreszeiten, Königinnen
 unseres Klimas,

lieber als der beständige Anblick eurer
bleichen Finsternis,
– es sei denn, an einem mondlosen
Abend, zu zweit,
den Schmerz auf einem unsicheren Lager
in den Schlaf zu wiegen.9

wirft, ist an der dichterischen Praxis der
historischen Avantgarden, der Symbolis -
ten, Surrealisten und Formalisten, orien-
tiert. In ihr wird die Materialität der
Sprache und nicht ihre kommunikative
Funktion thematisiert. Indem in der
Kunst nach Benjamin nicht die „Mittei-
lung“ das Wesentliche ist, sondern das
„Unfaßbare, Geheimnisvolle“, gilt dies
auch für die Übersetzung.13 Sie muss
statt Vermittlung einer Botschaft bemüht
sein, dies Unfaßbare der Form des Ori-
ginals zu bewahren. Diese ist nicht sta-
tisch, ein für alle Mal im Text gespei-
chert, sondern verändert sich je nach
Zeitpunkt der Lektüre, das heißt der ur-
sprüngliche Text wird im Moment der
Lektüre jeweils neu geschaffen. Gute
Übersetzung kann deshalb gar nicht nach
Ähnlichkeit streben, da ja in Benjamins
Verständnis die Bedeutungsmuster des
Originals in Bewegung sind, sich perma-
nent verändern. 

Die Aufgabe des Übersetzers ist es da-
gegen, den „Ausdruck des innersten Ver-
hältnisses der Sprachen zueinander“ zu
erfassen, sich „mit der Fremdheit der
Sprachen auseinanderzusetzen“.14 In die-
ser Sichtweise geht es also nicht um Ver-
mittlung oder Wörtlichkeit, sondern dar-
um, ein „Gefühl von dem Wesen und der
Würde“ des Ausgangstextes zu geben:
„Die wahre Übersetzung ist durchschei-
nend, sie verdeckt nicht das Original,
steht ihm nicht im Licht, sondern lässt
die reine Sprache, wie verstärkt durch ihr
eigenes Medium, nur umso voller auf das
Original fallen.“15 Die „reine Sprache“
ist offenbar (wenn ich es richtig verstan-
den habe) pure Form, eine „Sprache, die
nichts mehr meint und nichts mehr aus-

Walter Benjamins Übersetzung (1923):
Im Herzen da Verdüstrung eingedrungen
Und Reif sich senkte kann kein Trost
mehr wohnen
Ihr blassen Königinnen unsrer Zonen

Als die Betrachtung eurer Dämmerun-
gen
Wenn nicht geteilter Gram zur Neu-
mondmette
Uns schlummern läßt auf heimatlosem
Bette.10

Simon Werles Übersetzung (2017):
Süßer ist Nichts fürs Herz, das Gram und
Schmerz bedrücken
und auf das sich seit langem schon der
Raureif senkt,
o fahle Jahreszeiten, die ihr unsere
 Witterung lenkt,

als ständig eure bleichen Finsternisse zu
erblicken,
– Es sei denn dies: An einem Abend ohne
Mond das Leid
auf schwankem Bett in Schlaf zu wiegen,
Seit an Seit.11

Ernst Fischers Übertragung (1947):
Nichts labt ein Herz, an dem die Toten
zehren,
ein Herz, das friert, so mild und gnaden-
reich
wie du, Antlitz der Heimat, kühl und
bleich;

O süße Schwermut, feucht von fernen
Meeren!
Es sei denn, dass, an fremden Mund
 geschmiegt, 
ein Bett des Zufalls in den Schlaf dich
wiegt.12

In der Gegenüberstellung werden die
enormen Differenzen der Übersetzungen
deutlich. Fischer überträgt den Rhythmus
von Baudelaires Gedicht, belässt das
Reimschema, allerdings wird der Konnex
zum Original auf semantischer Ebene
 lose: Vom „Antlitz der Heimat“, „feucht
von fernen Meeren“ ist bei Baudelaire
keine Rede, doch Treue zum Originaltext
im Sinne von Wörtlichkeit ist offenbar
nicht das Ziel Fischers. Er versucht, die
geheimnisvolle, melancholische Stim-
mungslage des Gedichts zu erfassen.

In der Diskussion um Wörtlichkeit und
Freiheit entspricht seine Übertragung am
ehesten der Position von Walter Benja-
min (ohne sie zu kennen). Benjamins
Übersetzungstheorie, die er 1923 in „Die
Arbeit des Übersetzers“, dem Vorwort
zu seinen Baudelaire-Übersetzungen ent-

Charles Baudelaire, ca. 1862
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 einen Beitrag dazu, „gegen das Gemeine
in den Menschen zu kämpfen, das Gute
in ihnen zu finden“ und sie „edel und
stark“ werden zu lassen“, was nach Gor-
ki die Aufgabe der Literatur ist, leisten
sie nicht.23 Wozu sie also übersetzen?

Fischer kannte die Positionen Plecha-
nows und Gorkis – nicht zuletzt aus sei-
ner Zeit in Moskau in der zweiten Hälfte
der 1930er Jahre, wo der Versuch einer
Übersetzung und Veröffentlichung bür-
gerlich-dekadenter Dichter lebensgefähr-
lich gewesen sein konnte; und weil er sie
in grandioser intellektueller Selbstver-
leugnung ein paar Jahre zuvor selbst ver-
treten hatte. „Jede gesellschaftliche und
kulturelle Erscheinung, jedes Denkresul-
tat und Gefühlserzeugnis,“ hatte Fischer
in einem Artikel 1932 geschrieben, „ist
nur danach zu werten, ob es dem Sozia-
lismus nützt, der Bürgerwelt schadet.“24

Dem Band stellt Fischer daher vorbeu-
gend eine „Rechtfertigung“ für seine
Leidenschaft für zwei Autoren der Deka-
denz voran. Sie mutet heute befremdlich
an, aber bedenkt man Fischers dezidiert
stalinistische, Moskau-treue Haltung zu
diesem Zeitpunkt, ist die Rechtfertigung
nicht ganz überraschend.

Einleitend betont Fischer den
 ursprünglich privaten Charakter seiner
Übersetzungen (sie seien für seine Frau
und Freunde und „zur eigenen Entspan-
nung und Erquickung“ gedacht gewesen,
er sei aber von „Repräsentanten des geis -
tigen Frankreichs“ zur Publikation er-
muntert worden). Aus den Texten Bau-
delaires spricht für ihn „die Synthese von
Freiheit, Klarheit, Vernunft und revolu-
tionärer Kühnheit, die wir aus tiefstem
Herzen bejahen“, bei Verlaine lobt er die
„schwermütige Melodik“, „Musik der
Dunkelheit“, „Farbe herbstlicher Verwe-

sung“.25 Die deutsche Décadence in der
Nachfolge Stefan Georges wird dagegen
kommenden Generationen nichts zu
 sagen haben: „Ihr hochmütiges und er-
künsteltes Aristokratentum, ihre kühle
und selbstgefällige Unmenschlichkeit
machen sie zu Virtuosen des deutschen
Imperialismus, dessen Trommler und
Trompeter zum Teil aus ihrer Schule
 kamen: mit den Resten des deutschen
Imperialismus werden sie untergehen.“26

Im Gegensatz dazu bleibt Baudelaires
„Herz von all dem Gift und Schmutz der
kapitalistischen Zivilisation“ frei, in ihm
„regt sich so viel Rebellentum, lodert so
viel Leidenschaft, brennt ein solcher Mut
der Wahrheit, und in Verlaine bricht aus
all der nervösen Reizbarkeit so viel
Volksnähe, so viel echte Verzweiflung
und eine solche menschliche Unmittel-
barkeit, daß ihre Werke – ich bin davon
überzeugt – dem unvergänglichen Erbe
der Menschheit angehören“.27

Wiewohl zwar „Kinder der verwesen-
den bürgerlichen Gesellschaft, ragen sie
hoch in eine neue Zeit hinein“. Aus -
gestattet mit einem besonderen Sensori-
um für gesellschaftliche Veränderungen
 lässt sich der Dichter nicht täuschen:
„Für Baudelaire ist schon Kadaver, was
andern noch warme Körperlichkeit,
schon Totentanz, was andern noch mun-
tere Maskerade, schon Inferno, was an-
dern noch erträgliche Gegenwart.28 Und
schließlich: „Die Schönheit hält Gericht.
Es ist als stehe die kapitalistische Zivili-
sation vor einem eigenartigen Revolu -
tionstribunal: die Schönheit hält Gericht
und fällt in erznen Versen ihr Todes -
urteil.“29

V.Die Rechtfertigung ist taktisch ge-
schickt. In einem ersten Schritt

drückt, sondern als ausdrucksloses und
schöpferisches Wort das in allen Spra-
chen Gemeinte ist.“16 Um dieses Ge-
meinte zumindest momenthaft zu erfas-
sen, hat der Übersetzer jede Freiheit. 

IV.In seiner Vorrede zu „Die
schwarze Flamme“ beschäftigen

Ernst Fischer aber nicht philologische,
sondern politische Fragen. Ein Jahr zu-
vor war Sartres vernichtende Kritik er-
schienen, in der er am Beispiel Baudelai-
res seine Theorie der existenziellen Frei-
heit entwickelt und exemplifiziert. Der
vermeintliche poète maudit (das Bild des
verfluchten Dichters, das Baudelaire ger-
ne von sich zeichnet) ist nach Sartre
nicht Opfer gesellschaftlicher Verhält-
nisse und schicksalhafter Bedingtheiten,
er hat einfach nicht die Freiheit gewählt,
die existenzielle Freiheit zum Wider-
stand, sondern sich der ständigen Selbst -
reflexion und Selbstinszenierung hinge-
geben; sein Verhältnis zur Welt, aus dem
seine Poesie erwächst und quasi der Be-
lastungszeuge seiner Existenz ist, rekru-
tiert sich aus „Kälte, Sterillität, sein(em)
völlige(n) Mangel an Güte“. Baudelaires
Kult um das eigene „Unbefriedigtsein ist
keine wahre Sehnsucht“ nach etwas,
schreibt Sartre, sondern ein Sehnen „das
sich im Leeren verflüchtigt“.17 Nichts als
„sich selbst will dieser Narziß umschlin-
gen und betrachten“.18 Nach Sartre ver-
dient der Dandy Baudelaire sein Schick-
sal (wie es jeder und jede verdient).19

Auf derartige Kritik musste Fischer ge-
fasst sein, sie könnte auch auf den Über-
setzer zurückfallen. Fischer kannte
natürlich auch die Standpunkte dogmati-
scher Marxisten in der Diskussion um
Kunst und ihre Funktion. Baudelaire und
Verlaine werden dabei vor allem als Kri-
senphänomen der morbiden bürgerlichen
Gesellschaft wahrgenommen. In den ein-
flussreichen Schriften zur Kunst und
 Literatur von Georgi Plechanow (1856–
1918) erscheint Baudelaire letztlich als
ein „Schwächling“, eine „negative
Größe, die man am besten von sich fern-
hält, um die Kraft der Bewegung nicht zu
schwächen“.20 Das l’art pour l’art, die
absolute Autonomie der Kunst, mündet
für Plechanow in eine reaktionäre Hal-
tung.21 Baudelaire mochte zwar den
Bourgeois gehasst haben, aber: „Unfähig
jedoch, sich von einem dauernden Mit-
gefühl für die Proletarier durchdringen
zu lassen, wird er von aristokratischen
Neigungen angesteckt.“22 Ähnlich die
Auffassung von Maxim Gorki (1868–
1936): Ob Baudelaire und Verlaine for-
mal nun gute Dichter sind oder nicht,

Umschlag, Einband und Innentitel von „Die schwarze Flamme“ (1947)
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werden Baudelaire und Verlaine von der
nihilistischen deutschen Dekadenz abge-
grenzt, danach werden reihum Begriffe
(Rebellentum, Volksnähe, Mut zur
Wahrheit, Erbe der Menschheit) versam-
melt, die in den leninistisch geschulten
Ohren eine positive Resonanz erzeugen.
Fischer brachte, könnte man sagen, Bau-
delaire hermeneutisch auf Parteilinie
(mit dem katholischen Erotomanen Ver-
laine, den er im Vorwort nur am Rande
erwähnt, fiel dies bedeutend schwerer),
aber nicht die Parteilinie auf Baudelaire. 

Konnte Fischer nicht einfach sagen,
dass Baudelaire und Verlaine großartige
Dichter sind, dass ihn die Sinnlichkeit,
die Hingabe an den flüchtigen Moment
und die melancholische Grundstimmung
in den Gedichten seiner Kollegen faszi-
nierte? Konnte er ganz offenbar nicht. In
Moskau hatte er im Umkreis der Interna-
tionalen Lenin-Schule gelernt, dass für
ihn als Kommunist keine von der stren-
gen Ethik der Partei abweichende Hal-
tung existieren durfte, dass jede Diffe-
renz zwischen Parteilinie und privaten
Vorlieben Gegenstand öffentlicher Kri-
tik war. „Man ist faktisch zum ‚Duck-
mäuser‘ erzogen worden“, erinnert sich
der österreichische Lenin-Schüler Josef

schenrecht und Menschenwürde, zur
Freiheit der Persönlichkeit“. Gilt das Be-
kenntnis zur Freiheit und Würde, musste
er sich wohl selbst fragen, nicht auch für
die Menschen und Völker in der Sowjet-
union?32

Im März 1953 verfasste er kurz nach
Stalins Tod eine „Kantate an Stalin“.
Darin heißt es:

Stirbt ein guter Mensch
wird es still im Haus,
nicht in der Welt.
Als aber Stalin starb
ging die Stille über die Erde [...]

Sein Herz war voll des Volkes 
und einfach und gross wie das Volk 
war, was er wollte: 
Menschlich werde die Welt [...]
Denn weil sein Herz so voll war des
Volkes
stirbt es nie.
Der vom Volke kam, ging zurück ins Volk.
Und wo das Volk sein Werk tut 
schlägt ohn’ Ende
Stalins Herz.33

Stalins Herz, Stalins Werk? Fischer
kannte den Großen Terror aus unmittel-
barer Anschauung, er hatte gesehen, wie
engste Freunde und Genossen täglich in
den Kellern der Lubjanka verschwanden,
gefoltert und ermordet worden waren.
Und konnte doch – Jahre danach, in
 Sicherheit, ohne Zwang – ein Loblied
auf den Mörder singen? 

Eine Person in zwei Teilen, der eine
tritt für Freiheit und Menschenwürde ein,
der andere für Diktatur und Gewalt, die
Spaltung kann noch Jahrzehnte lang zu-
gekleistert werden. Und doch: Die Bau-
delaire- und Verlaine-Übersetzungen
1947 und ihr Vorwort zeigen einerseits
diese innere Spaltung, aber sichtbar wird
eben auch Jahre vor der Kafka-Konfe-
renz in Liblice und dem Prager Frühling
eine feine Bruchlinie. Ich lese die Über-
setzungen, indem er sie publizierte, als
wenn auch versteckten aber doch öffent-
lichen Hinweis Fischers, dass eine Ent-
scheidung für einen der beiden Teile be-
vorstehen wird.

Ob er innerlich darüber jubelte oder
trauerte, ist ungewiss. Im erwähnten
Band „Denn wir sind Liebende“ heißt es
1952 voll Sehnsucht nach der Über-
schreitung der Grenzen zwischen der ei-
genen, bürgerlich-intellektuellen Welt
und der der anderen:

Gestattet mir Genossen, Kampfgefährten,
ein Glück zu haben, das sich abseitshält 

Meisel an die Zeit,
„Man hat tatsäch-
lich Dinge nicht
ausgesprochen, man
hat kritische Beob-
achtungen einfach
hinuntergeschluckt
[...] wider besseres
Wissen, wider das
Empfinden, weil
man einfach den
Mut verloren hat,
offen über die Din-
ge zu sprechen. [...]
Und die Menschen
wurden richtig ge-
brochen“. Später
wurden diese „so-
wjetischen Gepflo-
genheiten“ in die
 eigene Partei (also
die KPÖ) übernom-
men, so Meisel, was
„zu entsprechenden
Begleitumständen
geführt hat“.30

Fischer hegte seit
seiner Jugend eine
große Liebe zur Li-
teratur, zur Kunst
und zur Zukunft, ei-
ner seiner Ge-
dichtzyklen heißt ja

auch „Denn wir sind Liebende“. Der sen-
sible Intellektuelle konnte freilich auch
hassen, wie seine Schriften vor dem und
während des Zweiten Weltkriegs zeigen.
Und er konnte lügen, wenn es ihm not-
wendig erschien, um die Stalinherrschaft
in der Sowjetunion zu legitimieren.31 Wie
viele andere unterliegt er der „doppelten
Staatsbürgerschaft“: Er ist zwar öster-
reichischer Kommunist, aber doch auch
Leninist, das heißt, von der „Errichtung
des Sozialismus in einem Land“, der So-
wjetunion, überzeugt. Daher muss man,
dieser verqueren Logik folgend, im
Kampf für den Sozialismus die Sowjet -
union mit allen Mitteln verteidigen.

Was freilich das Leben in Österreich
betrifft, gilt ein anderes Maß. Als öster-
reichischer Staatssekretär tritt Fischer
1945 vehement und voller Pathos für die
Freiheit ein. „Für Freiheit und Vernunft“
ist der Titel seiner Ansprache an der
Wiener Universität, die Fischer in Druck
erscheinen ließ. „Ein Volk, das die Frei-
heit preisgibt“, heißt es da gleich zu Be-
ginn, „hört auf ein Volk zu sein.“ Und es
braucht „Freiheit, um atmen und leben
zu können.“ Vernunft und Freiheit sind
„die geschichtliche Bestimmung des
Menschen“, im „Bekenntnis zu Men-

Ernst Fischer (1899–1972)
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Baudelaire am Nachtkästchen. Ernst  Fischer als
Leser und Übersetzer, in: Bernhard Fetz (Hg.):
Ernst Fischer. Texte und Materialien. Wien:
Sonderzahl 2000, S. 123–134. Mein Beitrag ist
deshalb nur eine Ergänzung zu diesem grund -
legenden Text, zugleich halte ich ihn für eigen-
ständig genug, um ihn in dieser Form zu publi-
zieren.
4/ Jürgen Egyptien: Die Entwicklung des ästhe-
tischen Denkens bei Ernst Fischer, in: Fetz
(Hg.): Ernst Fischer, S. 48–67, hier S. 49ff.
5/ Ernst Fischer: Vogel Sehnsucht. Wien, Berlin:
Wiener Literarische Anstalt 1920, S. 31.
6/ Ebd., S. 37.
7/ Siehe Thomas Keck: Der deutsche „Baude-
laire“, Bd. 1: Studien zur übersetzerischen
 Rezeption der Fleurs du Mal. Heidelberg: Carl
Winter Universitätsverlag 1991.
8/ Charles Baudelaire: Les Fleurs du Mal / Die
Blumen des Bösen. Aus dem Französischen von
Simon Werle. Reinbek:  Rowohlt 2017, S. 290.
9/ Ich danke Maresi Strouhal für ihre Hilfe bei
der Übersetzung.
10/ Walter Benjamin: Charles Baudelaire,
 Tableaux parisiens. Deutsche Übertragung mit
einem Vorwort über die Aufgabe des Überset-
zers, in: Walter Benjamin. Gesammelte Schrif-
ten, Bd. IV/1, hg. von Rolf Tiedemann und Her-
mann Schweppenhäuser. Frankfurt am Main:
Suhrkamp 1991, S. 7–64. hier S. 55.
11/ Baudelaire: Les Fleurs du Mal, S. 291.
12/ Die schwarze Flamme. Gedichte von Charles
Baudelaire und Paul Verlaine. Übertragen von
Ernst Fischer. Wien: Erasmus Verlag 1947, S. 37.
13/ Walter Benjamin: Die Aufgabe des Überset-
zers. Vorwort zu: Benjamin. Gesammelte Schrif-
ten, Bd. IV/1, S. 9.
14/ Ebd., S. 12.
15/ Ebd., S. 15 und 18.
16/ Ebd., S. 19.
17/ Jean-Paul Sartre: Baudelaire. Reinbek: Ro-
wohlt 1997, S. 112.
18/ Ebd., S. 110.
19/ Sartre hat sich später von seinem Baudelai-
re-Essay distanziert. Siehe: Nachwort von Dolf
Öhler in Sartre: Baudelaire, S. 121.
20/ Georgi W. Plechanow: Kunst und Literatur.
Berlin: Dietz Verlag 1955, S. 225.
21/ Ebd., S. 238.
22/ Ebd., S. 307.
23/ Maxim Gorki: Читатель (Leser), 1898, zit.
nach: Die Zeit, 18.11.1948.
24/ Ernst Fischer: Diktatur der Idee, zit. in: Karl-
Markus Gauß: Nachwort, in: Ernst Fischer: Kul-
tur, Literatur, Politik. Frühe Schriften (Werk -
ausgabe in Einzelbänden, hg. von Karl-Markus
Gauß unter Mitarbeit von Ludwig Hartinger).
Frankfurt am Main: Sendler Verlag 1984,
S. 249.
25/ Ernst Fischer: Vorwort und Rechtfertigung,
in: Die schwarze Flamme, S. 7.
26/ Ebd., S. 8.
27/ Ebd., S. 8f.

28/ Ebd., S. 13.
29/ Ebd., S. 11.
30/ DÖW-Interviewsammlung 224, Interview
von Hans Schafranek mit Josef Meisel am
5.12.1984, S. 36 und 39. z.T. zit. in Julia Kös -
tenberger: Kaderschmiede des Stalinismus. Die
Internationale Leninschule in Moskau (1926 –
1938) und die österreichischen Leninschüler
und Leninschülerinnen. Wien: LIT Verlag 2016
(Wiener Studien zur Zeitgeschichte, Bd. 8),
S. 192ff. Siehe dazu auch: Barry McLoughlin:
Stalinistische Rituale von Kritik und Selbstkritik
in der Internationalen Lenin-Schule, Moskau,
1926–1937, in: Jahrbuch für Historische Kom-
munismusforschung. Berlin: Aufbau-Verlag
2003, S. 85–112.
31/ Zum Hass siehe die bislang wenig beachte-
ten Artikel Fischers in der Londoner Exilzeit-
schrift Zeitspiegel, z.B. sein Aufruf „Den Feind
muss man hassen“, in: Zeitspiegel, Nr. 29,
30.9.1944, S. 4. Zur Lüge siehe Fischers „Re-
portage“ über einen angeb lichen trotzkistischen
Mordanschlag, die jeder journalistischen Red-
lichkeit Hohn spottet und die Teil der Anklage im
Moskauer Schau prozess gegen Karl Radek
wurde (Ernst  Fischer: Der Arbeitermord von Ke-
merowo. Die verbrecherische Tätigkeit der
Trotzkisten. Zürich: Verlag Freie Schweiz 1937,
dazu Fischer: Erinnerungen, S. 12, 373 und
382.), sowie sein Persilschein für die Gulags in
der Sowjetunion, die in seiner Darstellung ei-
nem Ferienlager ähneln (Ernst Fischer an Hans
Thirring, 19.3.1949, zit. nach Kröhnke: Ernst
 Fischer, S. 85.)
32/ Ernst Fischer: Für Freiheit und Vernunft.
 Ansprache an der Wiener Universität zur
 Er öffnung der volkstümlichen Hochschulkurse.
Wien 1945 (Schriftenreihe „Neues Österreich“,
1. Heft), S. 3 und 10.
33/ Ernst Fischer: Kantate an Stalin, in: Öster-
reichische Volksstimme, 22.3.1953; siehe auch:
Österreichische Nationalbibliothek, Literatur -
archiv, Teilnachlass Ernst Fischer, ÖLA 37/96:
1.4.2.7 Gedichte A–Z [37/W309 bis W310],
S. 167a, b. Mitten in diesem Gedicht findet sich
eine vielleicht zweideutige Passage: Dass „Wür-
de habe der Mensch und Anmut / muss Unge-
heures getan sein. [...] Ungeheures hat Stalin
getan, / dass über den Krieg wachse / der Frie-
de der Völker.“ Ein Hinweis („Ungeheures hat
Stalin getan“) auf die Verbrechen Stalins und
zugleich seine Exkulpierung im Kampf gegen
 Hitler?
34/ Ernst Fischer: Denn wir sind Liebende. Vier-
zig Sonette mit einem Prolog und einem Epilog.
Berlin: Rütten & Loening 1952, S. 5.
35/ Ernst Fischer: Pour le 150e anniversaire de
Charles Baudelaire. La beauté du mal, in: Aus-
triaca: Cahiers universitaires d’information sur
l’Autriche, L'itinéraire d’Ernst Fischer,
Nr. 20/1985, S. 121–128.
36/ Ebd., S. 124 und 126f.
37/ Ebd., S. 128.

und wie ein Lied ist aus verlassnen Gärten
der Seligkeit! Ich bleib in eurer Welt,
in meiner Welt. Nur dass ich Lorbeer -
inseln ahne,
den Aetherwind, der von den Sternen
weht, den Abgrund unentdeckter Ozeane 
und eine Schönheit, die vor Göttern steht
[...]
Wir stehlen uns kein Glück. Wir sind
nicht Diebe.
Hier brennt ein Herz, das nie die Welt
vergisst.
Gestattet mir, Genossen, diese Liebe, 
die groß und rein und voll der Zukunft ist!34

VI.Baudelaire ließ Ernst Fischer je-
denfalls nicht los. 1971, zwei

Jahre nach seinem Parteiausschluss und
kurz vor seinem Tod, hielt er noch einen
Vortrag zum 150. Geburtstag von Bau-
delaire mit dem Titel „Die Schönheit des
Bösen“ (La beauté du mal).35

Fischers Leidenschaft für den Dichter
bedurfte nun keiner Rechtfertigung
mehr: Er thematisiert den Dandyismus
Baudelaires und den Versuch, der Erfah-
rung der Großstadt, der Einsamkeit, dem
„Protest gegen die triste Solidität, die
strenge Ehrbarkeit“, dem „Zwielicht und
Übergang“ eine dichterische Form zu ge-
ben. Baudelaire ist ihm ein „Romantiker
ohne Sentimentalität“, in der romanti-
schen Weltsicht besteht sein politisches
Engagement. Ob bewusst oder unbe -
wusst hat Fischer in der Interpretation
auch ein Stück eines Selbstportraits hin-
eingewebt. Er bewundert nun offen den
„schwachen, wankenden, unentschlosse-
nen Baudelaire“, der sich aber dann doch
„ohne Furcht dem ‚Noch-Nicht‘ stellt“,
aufbricht auf eine Reise mit unbekann-
tem Ziel und der eine Welt verneint, in
der „die Handlung nicht die Schwester
des Traumes ist“.36 Nach Fischer stand
Baudelaire „am Rand eines historischen
Abgrunds“.37 Er blickt darüber hinaus in
eine neue Epoche. Das gilt wohl auch für
ihn selbst.

Anmerkungen:
1/ Eine Kurzbiographie u.v.a.: Lilli Bauer/Werner
T. Bauer: Ernst Fischer, der „Dichter der Revo-
lution“, 31.7.2022, http://der-rote-blog.at/ernst-
fischer-der-dichter-der-revolution] [1.8.2026].
2/ Ernst Fischer: Erinnerungen und Reflexionen.
Reinbek: Rowohlt 1969; Karl Kröhnke: Ernst
 Fischer oder Die Kunst der  Koexistenz. Frank-
furt am Main: Büchergilde Gutenberg 1994.
3/ Mitten in der Arbeit stieß ich auf den Artikel
von Karl-Markus Gauß und Ludwig Hartinger,
worin die Quellen zur Baudelaire-Übersetzung,
die auch ich verwende, umfassend erschlossen
wurden. Karl-Markus Gauß/Ludwig Hartinger:
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A
m 18. März 2026 veröffentlichte
die österreichische Sektion der
Menschenrechtsorganisation Am-

nesty International einen umfassenden
Bericht über politische Repression gegen
jene Personen und Organisationen hier-
zulande, die sich im Zuge des nun fast
drei Jahre andauernden Genozids Israels
in Gaza mit den PalästinenserInnen soli-
darisiert haben.1 Dieser Bericht, der von
den Medien weitgehend ignoriert wur-
de,2 legt ausführlich dar, wie fragwürdi-
ge Antisemitismusvorwürfe zunehmend
instrumentalisiert werden, um Kritik an
Israels Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit3 im Keim zu ersticken: Diejeni-
gen, die sich trauen, eine Stimme gegen
diese Verbrechen (oder gegen die Kom-
plizenschaft der österreichischen Bun-
desregierung oder anderer heimischer
 Institutionen) zu erheben, müssen mit
beruflichen Nachteilen, öffentlichen
Verleumdungskampagnen oder gar straf-
rechtlicher Verfolgung rechnen. Was
Letzteres betrifft, so wurde im Juni die-
ses Jahres ein prominentes Beispiel etwa
am YouTuber Rafael Eisler statuiert, als
dieser von der österreichischen Außen-
ministerin Beate Meinl-Reisinger
(NEOS) nach wiederholter Kritik an
 ihrer Pro-Israel-Positionierung bei der
Direktion Staatsschutz und Nachrichten-
dienst (DSN) gemeldet wurde.

Eisler wurde zwar einen Monat später
vom Straflandesgericht Wien freigespro-
chen,4 dennoch ist unschwer erkennbar,
wie ein solcher Einsatz des repressiven
Staatsapparats bei anderen politischen
AkteurInnen zu weitreichender Selbst-
zensur führt – oder zu dem beiträgt, was
Amnesty als ein chilling effect, eine „ab-
schreckende Wirkung“,5 nennt. Somit
werde das Recht auf freie Meinungs-
äußerung nicht nur etwa durch das
behördliche Untersagen von einzelnen
Palästina-solidarischen Veranstaltungen
oder Demonstrationen verletzt, sondern
auch auf eine viel tiefgreifendere und all -
umfassendere Art und Weise: durch die
Schaffung eines gesellschaftlichen Kli-
mas, in dem nicht wenige Menschen lie-
ber zu einem Völkermord schweigen als
das Risiko eingehen, als „Judenhasser“
oder SympathisantInnen von TerroristIn-
nen abgestempelt zu werden.

Wie kann es sein, dass in einem neu-
tralen Land wie Österreich gesellschafts-
politische Zustände erzeugt werden kön-
nen, die eher an die McCarthy-Ära in
den USA erinnern?6 Als Erklärungsfak-
tor weist Amnesty International auf die
Rolle der IHRA-Arbeitsdefinition von
Antisemitismus hin – einer wissenschaft-
lich sowie völkerrechtlich höchst um-
strittenen Antisemitismusdefinition, die
nichtsdestoweniger bereits von 45 Län-
dern, einschließlich Österreich, adoptiert
wurde. Laut dieser Definition, die im
Jahr 2016 von der zwischenstaatlichen
Organisation International Holocaust
Remembrance Alliance (IHRA) verab-
schiedet wurde, sei Antisemitismus „eine
bestimmte Wahrnehmung von Jüdinnen
und Juden, die sich als Hass gegenüber
Jüdinnen und Juden ausdrücken kann. Der
Antisemitismus richte sich in Wort oder
Tat gegen jüdische oder nichtjüdische
Einzelpersonen und/oder deren  Eigentum
sowie gegen jüdische Gemeinde -
institutionen oder religiöse Einrichtungen“
(meine Hervorhebungen; AB).

Um ihre auffällig offenen Formulie-
rungen zu konkretisieren, werden im An-
schluss an die IHRA-Arbeitsdefinition
elf „aktuelle Beispiele von Antisemitis-
mus“ aufgelistet, von denen sich nicht
weniger als sieben direkt auf Israel be-
ziehen.7 Während einige dieser Beispiele
„tatsächlich sehr gut den Anspruch er -
füllen, den abstrakteren Begriff Antise-
mitismus anhand typischer, immer wie-
der auftretender Phänomene zu verdeut-
lichen“, lassen sich andere „allerdings
nicht ohne Weiteres aus der Kerndefini-
tion ableiten“, wie der deutsche Soziolo-
ge und Antisemitismusforscher Peter
Ullrich zu Recht festhält.8 Viele sind ge-
nauso vage formuliert wie die Kerndefi-
nition selbst, doch bei genauerer Be-
trachtung zeigt sich in ihrer mangelnden
analytischen Schärfe eine politische
 Logik: Diese besteht in dem Schmieden
diskursiver Äquivalenzketten,9 die jede
schwerwiegende Kritik an Israel mit An-
tisemitismus in Verbindung setzt.

Das lässt sich unter anderem am sieb-
ten Beispiel veranschaulichen, dem zu-
folge „das Aberkennen des Rechts des
jüdischen Volkes auf Selbstbestimmung,
z.B. durch die Behauptung, die Existenz

des Staates Israel sei ein rassistisches
Unterfangen“, Antisemitismus darstelle.
An der abstrakten Aussage, es wäre anti-
semitisch, etwa nur Jüdinnen und Juden
das im Artikel 1 der UN-Charta veran-
kerte Recht auf Selbstbestimmung zu
verweigern, ist nichts auszusetzen.10

 Allerdings kommt die konkrete Feststel-
lung, dass der real existierende Staat
 Israel ein „rassistisches Unterfangen“
sei, einer solchen Verweigerung keines-
wegs gleich, denn es gibt kein Naturge-
setz, wonach ein Projekt der nationalen
Selbstbestimmung nicht (auch) rassi-
stisch sein kann. Die Staatsgründung
 Israels ging mit einer Kampagne der eth-
nischen Säuberung, der Nakba (arabisch:
„Katastrophe“), einher, die zur gewalt -
samen Vertreibung von mehr als 700.000
nicht-jüdischen PalästinenserInnen führ-
te.11 Als Sohn eines jüdischen Vaters –
sprich, aufgrund meiner Zugehörigkeit
einer ethnisch definierten Bevölkerungs-
gruppe – habe ich Anspruch auf die isra-
elische Staatsbürgerschaft, obwohl mei-
ne jüdischen Vorfahren eigentlich in
Habsburgischer Bukowina und im Russi-
schen Zarenreich lebten. Dieser An-
spruch wird dem Enkel eines Flücht-
lings, der im Jahr 1948 aus seiner Heimat
im Völkerbundsmandat für Palästina von
zionistischen Milizen vertrieben wurde,
verweigert. Zwar wurde das Recht auf
Rückkehr für das palästinensische Volk
von den Vereinten Nationen mehrfach
bekräftigt,12 doch Israel kommt dieser
völkerrechtlichen Pflicht seit 78 Jahren
nicht nach, weil deren Erfüllung seine
 jüdische demographische Mehrheit und
damit ihren Charakter als jüdischen (Eth-
no-)Staat gefährden würde. Angesichts
solcher Realitäten sowie dem wachsen-
den Konsens unter Rechtswissenschaft-
lerInnen und HistorikerInnen, dass Israel
ein System der Apartheid betreibt13 und
in Gaza einen Genozid begeht,14 scheint
es so offensichtlich wie noch nie, dass
der Staat das (völkerrechtlich veranker-
tes) Ziel jüdischer Selbstbestimmung
durch eine (völkerrechtswidrige) rassis -
tische Bevölkerungspolitik und die prak-
tische Verweigerung palästinensischer
Selbstbestimmung verwirklicht. Dass die
analytischen Unterscheidungen, die die-
sem Schluss zugrunde liegen, durch die

Die IHRA-Arbeitsdefinition:
Wie Antisemitismus im Sinne Israels neu definiert wurde

adaM Baltner
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„Einfallstor für ihre politische Instru-
mentalisierung, etwa um gegnerische
 Positionen im Nahostkonflikt durch den
Vorwurf des Antisemitismus moralisch
zu diskreditieren“. Das sei besonders ge-
fährlich anhand der Tatsache, dass die
Definition als „quasi-rechtliche Grund -
lage von Verwaltungshandeln“ imple-
mentiert werde. Als solches könne sie
dafür verwendet werden, „um Grund-
rechte, insbesondere die Meinungs -
freiheit, in Bezug auf missliebige israel-
bezogene Positionen zu beschneiden“.18

Ullrichs Gutachten liefert eine äußerst
gründliche Zerlegung der IHRA-Arbeits-
definition, geht aber der Frage nach de-
ren Entstehungsgeschichte nicht näher
nach. Diese Geschichte wird zwar am
Anfang des Gutachtens angesprochen,
doch wird bloß die gängige Darstellung
der Arbeitsdefinition-BefürworterInnen
wiedergegeben, wonach eine „Vielzahl
judenfeindlicher Vorfälle in den frühen
2000er Jahren“ zu einem „verbreiteten
Bedürfnis verschiedener Institutionen
nach einem für die Praxis handhabbaren
Antisemitismusbegriff“ geführt habe.19

Dieser Darstellung widerspricht ein im
Februar 2026 erschienener Essay von
Antony Lerman, der seit den 1970er Jah-
ren als Antisemitismusforscher arbeitet
und in den 1990er und 2000er Jahren
mehrere jüdische Forschungsinstitute in
Großbritannien leitete.20 „In den ersten
Jahren des neuen Jahrtausends“, schreibt
Lerman, „gab es weder den Ruf nach
 einer neuen Definition noch wurde allge-
mein die Ansicht vertreten, dass die
Bekämpfung dieses vermeintlichen Anti-
semitismus durch das Fehlen einer sol-
chen Definition behindert würde […].
Dies war ein Narrativ, das man sich erst
Jahre später ausdachte.“21 Laut Lerman,
der nun ein Senior Fellow beim in Wien
ansässigen Bruno Kreisky Forum für
 internationalen Dialog ist, sei die IHRA-
Arbeitsdefinition nicht erst nach der
Jahrtausendwende als Antwort auf eine
Welle antisemitischer Vorfälle entstan-
den, sondern als Ergebnis jahrzehntelan-
ger Bemühungen staatlicher sowie
staatsnaher Akteure, den Begriff des An-
tisemitismus neu zu definieren. Im We-
sentlichen konzentrierten sich diese
Bemühungen auf die Beförderung des
Konzepts eines „neuen Antisemitismus“,
das sich wegen seiner Fokussierung auf
Israel vom klassischen Antisemitismus
qualitativ unterscheiden würde. Dieses
Konzept dreht sich nicht um die (völlig
unstrittige) Feststellung, dass Israel
manchmal auf antisemitische Art und
Weise kritisiert wird – etwa indem die

 israelische Unterdrückung der Palästi-
nenserInnen auf eine vermeintlich jüdi-
sche Boshaftigkeit zurückgeführt wird –
oder dass akute Episoden des israelisch-
palästinensischen Konflikts in der Regel
mit einer Zunahme antisemitischer Vor-
fälle einhergehen. Vielmehr behauptet
es, dass Kritik an Israel an und für sich
antisemitisch sei, oder zumindest so zu
benennen sei, wenn sie zu scharf ausfalle
– wenn etwa Israel „dämonisiert“ oder
dem Staat das „Existenzrecht“ abgespro-
chen wird.22

Lerman verortet den Ursprung des ge-
genwärtigen Diskurses zum „neuen An-
tisemitismus“ im Sechstagekrieg von
1967: Zwar habe es den Begriff schon
früher gegeben, doch als Vorwurf gegen
KritikerInnen der damaligen israelischen
Kriegsführung habe es an Bedeutung ge-
wonnen. In den späten 1970er und in den
1980er Jahren spielte dann der Diskurs
zum „neuen Antisemitismus“ eine zu-
nehmend prominente Rolle in „institutio-
nalisierten Gesprächsrunden“ über die
schwindende internationale Unterstüt-
zung für Israel – eine Entwicklung, die
unter anderem in der im Jahr 1975 von
der UNO-Generalversammlung verab-
schiedeten Resolution 3379 und deren
Bezeichnung von Zionismus als „eine
Form von Rassismus und Rassendiskri-
minierung“23 zum Ausdruck kam. Diese
Gesprächsrunden seien „von zionisti-
schen Einrichtungen oder von jüdischen
Gemeindeverbänden […], die den jüdi-
schen Staat vollumfänglich unterstütz-
ten“, organisiert worden, einige fanden
in Israel unter der Schirmherrschaft des

IHRA-Arbeitsdefinition von vorneherein
verunmöglicht werden, zeugt vom ten-
denziösen Charakter dieser Definition.

Trotz der Trugschlüsse der IHRA-
 Arbeitsdefinition ist es ihr gelungen, von
zahlreichen Staaten und zwischenstaat -
lichen Organisationen übernommen zu
werden, was ihr den Anschein von Wis-
senschaftlichkeit und Sachlichkeit ver-
leiht. Wie hat sie diesen maßgeblichen
Status erlangt? Im Folgenden wird an-
hand neuer Arbeiten des britischen Anti-
semitismusforschers Antony Lerman15

sowie eines im deutschsprachigen Raum
kaum beachteten Berichts des israelisch-
britischen Nahostwissenschaftlers Jamie
Stern-Weiner16 die Entstehungsgeschich-
te der IHRA-Arbeitsdefinition sowie ihr
Weg zu einer für eine Antisemitismusde-
finition „beispiellos und außergewöhn-
lich“17 breiten internationalen Anerken-
nung nachgezeichnet. Wie diese Recher-
chen belegen, beruhte dieser Anerken-
nungsprozess – anders als oft behauptet
wird – nicht auf einer demokratisch be-
gleiteten Konsensbildung unter unbefan-
genen WissenschaftlerInnen, sondern auf
vorsätzlichen Falschdarstellungen und
politischem Druck durch Akteure, die in
einer Zusammenarbeit mit dem Mossad,
dem israelischen Auslandsgeheimdienst,
gehandelt haben. Diese Einsicht bekräf-
tigt und ergänzt  Peter Ullrichs These,
wonach die IHRA-Arbeitsdefinition Teil
eines „autoritären Anti-Antisemitismus“
bilde. Im österreichischen Kontext wirft
sie zudem die Frage auf, inwiefern die
offizielle Übernahme dieser Definition
durch verschiedene Ministerien und
staatliche Behörden eine Aushöhlung der
Verfassungsneutralität durch die Her-
beiführung einer pro-israelischen Staats-
räson darstellt –und dadurch ebenfalls
 eine autoritäre Wende verstärkt.

Beförderung des Konzepts 
eines „neuen Antisemitismus“

Mittlerweile haben RechtsexpertInnen
sowie AntisemitismusforscherInnen
zahlreiche Kritiken der IHRA-Arbeitsde-
finition vorgelegt. Bereits 2019 verfasste
Peter Ullrich im Auftrag der Rosa Lu-
xemburg Stiftung sowie der Hilfs- und
Menschenrechtsorganisation medico in-
ternational ein Gutachten dazu, das bis
heute als die umfassendste deutschspra-
chige Kritik gilt. Diesem Gutachten zu-
folge sei die Definition „inkonsistent,
widersprüchlich und ausgesprochen vage
formuliert; mithin erfüllt sie nicht die
Anforderungen guten Definierens“. Ihre
Schwächen als Werkzeug im Kampf ge-
gen Antisemitismus seien zudem ein

Im März 2026 veröffentlichter Bericht
von Amnesty International über Repres-
sion gegen Palästina-Solidarität.
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Präsidialamtes statt.24 Obwohl bei diesen
Treffen zunächst kein Konsens über den
„neuen Antisemitismus“ herrschte, sei
ihren Grundannahmen eine eindeutige
Stoßrichtung immanent gewesen, so Ler-
man: „Zentral waren dort die Fragen, ob
die zionistische Erziehung irgendwie
falsch gelaufen sei und inwiefern diese
aufgefrischt, verjüngt und überdacht
werden müsse. Die Legitimität Israels
wurde hingegen niemals angezweifelt,
weder inwiefern es ein koloniales Unter-
fangen war noch welche Verbrechen es
im Zuge seiner Gründung begangen hat-
te – und auch nicht, wie es ,die Anderen‘
im eigenen Land behandelt. Anders ge-
sagt: Es waren Gespräche mit der klaren
politischen Agenda, Kritik an Israel und
am Zionismus mit Antisemitismus zu
verknüpfen.“25

Diese Agenda erhielt einen erheb -
lichen Institutionalisierungsschub durch
die Gründung des Israelischen Regie-
rungsforums zur Beobachtung von Anti-
semitismus (Israel Government Monito-
ring Forum on Antisemitism) im Jahr
1988 – kurz nach dem Beginn der Ersten
Intifada (arabisch: Aufstehen, Aufschüt-
teln), einer zunächst friedlichen Protest-
bewegung, die von der israelischen
 Armee mit massiver Gewalt unterdrückt
wurde, was zu einer weiteren Ver-
schlechterung des Ansehens Israels führ-
te.26 Bis zu diesem Zeitpunkt war die
Überwachung und Bekämpfung von
 Antisemitismus unabhängigen jüdischen
Forschungsinstituten in unterschied -
lichen Ländern überlassen worden. Mit
dem behördenübergreifenden Forum
sollte diese Arbeit nun unter die Führung
des Staates Israel gebracht werden. Wie
Antony Lerman festhält, wurde zu die-
sem Zweck ebenfalls der Mossad ein -
geschaltet: Dieser war im Forum vertre-
ten und übernahm dort die Aufgabe, die
Aktivitäten jüdischer Forschungsinstitu-
te mit staatspolitischen Zielen in Ein-
klang zu bringen.

Im selben Jahr wurde mit Mitteln des
Mossad das Project for the Study of Anti-
semitism an der Universität Tel Aviv
(heute: Stephen Roth Institute for the
Study of Contemporary Antisemitism and
Racism) ins Leben gerufen. Geleitet von
der israelischen Historikerin Dina Porat,
der heute die Idee für eine formale Anti-
semitismusdefinition zugeschrieben
wird,27 konzentrierte sich dieses Projekt
ab den frühen 1990er Jahren unter ande-
rem auf die Herausgabe eines jährlichen
Berichts mit Statistiken über antisemiti-
sche Vorfälle in verschiedenen Ländern.
Zu dieser Zeit war Lerman Direktor des

Begriffs beschreibt. Der Prozess dieser
Kodifizierung verlief allerdings weitaus
weniger gradlinig, als gemeinhin dar -
gestellt wird.

Antony Lermans Erinnerungen deuten
darauf hin, dass es in den frühen 2000er
Jahren kein „verbreitetes Bedürfnis“30 in
 jüdischen Forschungseinrichtungen nach
einer „offiziellen“ Antisemitismusdefini-
tion gab. Zu dieser Zeit wuchs aber sehr
wohl Israels Bedürfnis nach Image -
pflege. Im Juli 2000 scheiterte der Osloer
Friedensprozess, wenige Monate später
brach die Zweite Intifada aus. Heute
wird diese oft in Verbindung mit palästi-
nensischen Selbstmordattentaten ge-
bracht, doch sie verlief zumindest
zunächst nach einem ähnlichen Muster
wie ihre Vorgängerin: Sie begann als
friedliche Protestbewegung, ihr wurde
seitens Israels mit äußerster Gewalt be-
gegnet, was dementsprechend zu einer
Verstärkung internationaler Kritik an Is-
rael führte.31 Ein Jahr später hielten die
Vereinten  Nationen ihre dritte Weltkon-
ferenz gegen Rassismus in der südafrika-
nischen Stadt Durban ab. Ein
Entschließungs entwurf dieser Konferenz
erwähnte die „ethnische Säuberung der
arabischen Bevölkerung im historischen
Palästina“, bezeichnete den Zionismus
als „eine Bewegung, die auf rassischer
Vorherrschaft beruht“ und sprach in die-
sem Zusammenhang von  einer „neuen
Art Apartheid“.32 Diese Passagen wur-
den zwar aus der endgültigen Resolution
gestrichen, jedoch erst, nachdem die
USA und Israel durch den Rückzug ihrer
Delegationen einen internationalen
Skandal ausgelöst hatten.33

Vor diesem Hintergrund verstärkten
 israelische staatliche Akteure ebenfalls
erneut ihre institutionellen Bemühungen,
den Begriff des Antisemitismus zu ihrem
Vorteil umzudeuten. Bereits im Jahr
2000 wurde das Israelische Regierungs-
forum zur Beobachtung von Antisemitis-
mus durch das Koordinierungsforum zur
Abwehr von Antisemitismus (Coordina-
tion Forum for Countering Antisemitism,
CFCA) ersetzt. Im Februar 2004 wurde
von dessen Vorsitz Natan Scharanski,
 einem israelischen Minister der rechten
Likud-Partei, die Gründung einer weite-
ren Institution, des Globalen Forums zur
Bekämpfung von Antisemitismus (Glo-
bal Forum for Combatting Antisemitism,
GFCA), angekündigt. Das GFCA sollte
die nachrichtendienstliche Arbeit des
CFCA durch (offen) diplomatische In-
itiativen ergänzen und wurde ebenfalls
von Scharanski geleitet. Wie aus einer
Presseaussendung hervorgeht, wurde bei

Londoner Institute of Jewish Affairs
(IJA), das als Forschungsabteilung des
Jüdischen Weltkongresses bereits einen
Bericht dieser Art, den Antisemitism
World Report, herausgab. Lerman erin-
nert sich, wie er mehrere Monate lang –
zunächst von einem bei der israelischen
Botschaft in London arbeitenden Mos-
sad-Agenten, danach vom israelischen
Botschafter selbst – unter Druck gesetzt
wurde, den Antisemitism World Report
einzustellen und stattdessen den neuen
Bericht des Project for the Study of Anti-
semitism mitherauszugeben. Er lehnte
ab, da er der Ansicht war, dies würde die
wissenschaftliche Objektivität des IJA
beeinträchtigen. Ihm zufolge seien Dina
Porat und das Tel Aviv Projekt das „öf-
fentliche Gesicht“ des Mossad gewesen.
Anders als sie, weigerten sich er und sei-
ne KollegInnen, „den ‚neuen Antisemi-
tismus‘ – der in seiner embryonalen
Form den Mossad, die israelische Regie-
rung und Porats Institut anleitete, bald
darauf auch die großen internationalen
jüdischen Organisationen – zum leiten-
den Prinzip der Forschung des Institute
of Jewish Affairs zu machen.“ Im Gegen-
zug sei dem IJA der Zugang zu den Anti-
semitismus-Daten des Forums verwei-
gert, und es sei nicht mehr zu internatio-
nalen Tagungen der Antisemitismusfor-
schung eingeladen worden. Andere jüdi-
sche Organisationen seien durch das Fo-
rum unter Druck gesetzt worden, ihre
Kooperation mit dem IJA zu beenden.
Letztlich sah sich Lerman gezwungen,
das IJA zu schließen und es unter einem
veränderten Namen neu zu gründen, weil
dessen größter Geldgeber, der Jüdische
Weltkongress, es schließen und als ideo-
logisch angepassten „Abklatsch“ in New
York neu eröffnen wollte.28

Kodifizierung des „neuen 
Antisemitismus“-Begriffs durch

die IHRA-Arbeitsdefinition
Durch die Gründung des Israelischen

Regierungsforums zur Beobachtung von
Antisemitismus, die Einrichtung des Tel
Aviv Project for the Study of Antisemi-
tism sowie die Ausschaltung von For-
scherInnen, die nicht bereit waren, ihre
Arbeit staatspolitischen Prioritäten un-
terzuordnen, gelang es in den 1980er und
1990er Jahren dem Staat Israel, die insti-
tutionellen Rahmenbedingungen für eine
Neubestimmung von Antisemitismus in
seinem Sinne zu schaffen. Diese erfolgte
dann in den 2000er und 2010er Jahren
mit der IHRA-Arbeitsdefinition, die Ler-
man treffend als eine „formale Kodifi-
zierung“29 des „neuen Antisemitismus“-
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 Europäischen Union. Diese Definition
wurde im März 2005 auf die Website des
EUMC hochgeladen – allerdings mit
dem Hinweis, dass sie „Teil eines laufen-
den Prozesses [war], der keine Rechts-
grundlage hat[te]“ und „nicht unbedingt
die offizielle Position des EUMC wider-
spiegelt[e]“.39 Trotz Behauptungen von
Dina Porat und anderen, die IHRA-Defi-
nition sei das  Ergebnis einer breit ange-
legten Diskussion unter ExpertInnen, un-
terscheidet sich ihr Text kaum vom auf-
fällig betitelten „Entwurf für eine Neu-
bestimmung von Antisemitismus“, der
ein Jahr zuvor auf der Website des von
Porat geleiteten  Stephen Roth Institute
for the Study of Contemporary Antisemi-
tism and Racism (des Nachfolgers des
Project for the Study of Antisemitism)
veröffentlicht wurde.40 Verfasser dieses
Entwurfs war der US-amerikanische
Rechtsanwalt Kenneth S. Stern, eine der
damaligen Führungskräfte der in New
York ansässigen zionis tischen Vertre-
tungsorganisation American Jewish
Committee (AJC).41 Nachdem Sterns
Text veröffentlicht wurde, erfolgte Porat
zufolge eine Reihe von Beratungen, an
der „eine ganze Reihe von Wissenschaft-
lerInnen und Institutionen beteiligt“ ge-
wesen seien.42 Wie Lerman allerdings
feststellt, deutet die vom EUMC veröf-
fentlichten Liste der Beteiligten darauf
hin, dass keine unabhängigen wissen-
schaftlichen ExpertInnen dabei waren
und „nur Personen teilnahmen, die der
Vorstellung anhingen, dass es tatsächlich
einen ‚neuen Antisemitismus‘ gibt“. Ler-
man sei selbst zunächst zu den Ge-
sprächen eingeladen worden, doch seine

Einladung sei ohne formelle Begründung
zurückgezogen worden.43

Die Übernahme dieser Arbeitsdefiniti-
on von Antisemitismus durch das EUMC
trug in den 2000er Jahren zur institutio-
nellen Legitimierung des Konzepts des
„neuen Antisemitismus“ bei. Jedoch
stieß die Definition bald auf Kritik, und
nachdem das EUMC im Jahr 2007 durch
die EU-Grundrechtagentur (Fundamen-
tal Rights Agency, FRA) ersetzt wurde,
distanzierte sich deren Führung davon.
Letztlich wurde im Jahr 2013 die Defini-
tion von der Website der FRA entfernt.44

Dies provozierte eine heftige Reaktion
des israelischen Außenministeriums.45

Im Mai 2015 beschloss dann das von Na-
tan Scharanski begründete GFCA einen
Aktionsplan zur Bekämpfung von Anti-
semitismus, in dem empfohlen wurde,
dass europäische Institutionen und Re-
gierungen „eine formelle Definition von
Antisemitismus verabschieden“, die „ei-
nen eindeutigen Verweis auf Angriffe
auf die Legitimität des Staates Israel und
dessen Existenzrecht enthalten sollte“.
Die GFCA-Arbeitsgruppe „Recht, Ge-
setzgebung und Durchsetzung im Kampf
gegen Antisemitismus“, damals unter
dem gemeinsamen Vorsitz von Dina Po-
rat, forderte, „dass die [EUMC-]Arbeits-
definition […] wieder auf internationaler
Ebene eingeführt wird, mit dem Ziel, ihr
einen rechtlichen Status zu verleihen“.46

Dieser Empfehlung wurde im folgen-
den Jahr offensichtlich Folge geleistet,
als beim jährlichen Plenum der IHRA
 eine fast wortgleiche Arbeitsdefinition
wie die des EUMC anscheinend ange-
nommen wurde. Tatsächlich verabschie-

der Gründungskonferenz des GFCA eine
Definition des „neuen Antisemitismus“
offiziell festgelegt.34 Wenige Monate
später erläuterte Scharanski diese Defini-
tion im Vorwort der Herbstausgabe der
Jewish Political Studies Review, der
Zeitschrift des rechten Think-Tanks Je-
rusalem Center for Public Affairs (heute:
Jerusalem Center for Security and For-
eign Affairs).35 Laut ihm handle es sich
um den „neuen Antisemitismus“, wenn
Israel einer „Dämonisierung“ ausgesetzt
oder mit „Doppelstandards“ kritisiert
wird, oder wenn der Staat eine „Delegiti-
mierung“ erfährt, indem ihm das
„Grund recht auf Existenz“ abgesprochen
wird.36 Die so genannte 3D-Regel weist
zahlreiche Probleme begrifflich-theoreti-
scher Natur auf: Ab welchem Punkt gilt
Kritik als „Dämonisierung“? Wenn man
Menschenrechtsverbrechen durch Israel
kritisiert, muss man immer im selben
Atemzug ähnliche Menschenrechtsver-
brechen durch alle Staaten auf der Welt
kritisieren, um Antisemitismus zu ver-
meiden? Was soll unter „Grundrecht auf
Existenz“ verstanden werden, wenn das
Völkerrecht kein Existenzrecht für Staa-
ten vorsieht? Trotzdem wird – insbeson-
dere im deutschsprachigen Raum – oft
Bezug darauf genommen, ohne dass da-
bei erwähnt wird, dass diese Definition
nicht von WissenschaftlerInnen, sondern
von einem rechten israelischen Regie-
rungsmitglied verfasst wurde.37

Scharanskis 3D-Definition gilt als er-
ster Versuch, das Konzept des „neuen
Antisemitismus“ durch institutionelle
Anerkennung zu kodifizieren. Trotz ih-
res nicht unerheblichen Einflusses in ge-
wissen diskursiven Zusammenhängen ist
sie aber in einer wichtigen Hinsicht für
das Leisten hegemonialer Arbeit nur be-
grenzt geeignet: Da sie von einem israe-
lischen Parteipolitiker stammt, mangelt
ihr der Anschein von Objektivität. Die-
ses Problem hat die IHRA-Arbeitsdefini-
tion nicht. Doch wie ein genauerer Blick
auf ihre Entstehung zeigt, gehört sie zum
selben von staatlichen Akteuren ange-
triebenen Kodifizierungsprojekt wie die
3D-Definition, derer Kernelemente sie
auch beibehält.38

Obwohl die IHRA-Arbeitsdefinition
erst 2016 verabschiedet wurde, ging ihr
eine andere, fast wortgleiche Definition
voraus: die Antisemitismus-Arbeitsdefi-
nition des Europäischen Zentrums zur
Beobachtung von Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit (European Monitoring
Centre on Racism and Xenophobia,
EUMC), einer in Wien ansässigen ehe-
maligen Forschungseinrichtung der

Der britische Antisemitismusforscher Antony Lerman und sein 2022 erschienenes
Werk „Whatever Happened to Antisemitism?“.
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deten die IHRA-Mitglieder aber nicht
die  Arbeitsdefinition samt ihrer elf Bei-
spiele, sondern nur die ersten zwei Sätze
der Kerndefinition: Wie eine ausgiebige
Recherche von Jamie Stern-Weiner aus
dem Jahr 2021 offenbart, konnte die De-
finition erst verabschiedet werden, nach-
dem den nationalen VertreterInnen bei
der IHRA versichert worden war, dass
die Beispiele kein Teil der „offiziellen“
Definition sein würden. Diese Tatsache
wird allerdings bis heute von den Defini-
tionsbefürworterInnen und sogar von der
IHRA-Führung selbst aktiv verschleiert.
„Wiederholte Erklärungen von Vertre-
ter*innen der IHRA sowie Gesetze und
Maßnahmen von Staaten, die die IHRA-
Arbeitsdefinition von Antisemitismus
übernommen haben, legen nahe, dass die
Definition und die elf Beispiele ein
 Gesamtpaket bilden, das als Ganzes
 betrachtet werden sollte“, resümiert
 Amnesty International.47

Die autoritäre Wende 
in Österreich

Wie ein Blick auf ihre Entstehungsge-
schichte verdeutlicht, stellt die IHRA-
Arbeitsdefinition keinen Konsens unter
ExpertInnen darüber dar, was Antisemi-
tismus ausmacht. Im Sinne von Antonio
Gramsci kann sie jedoch als eine hege-
moniale Antisemitismusdefinition aufge-
fasst werden: Da sie samt ihrer Beispiele
durch Institutionen wie Staaten oder
 zivilgesellschaftliche Organisationen un-
terstützt und propagiert wird, wird sie als
„Alltagsverstand“ verfestigt. Demnach
wird die von ihr mehrfach unterstellte in-
haltliche Verbindung zwischen Kritik an
Israel und Antisemitismus unkritisch
hingenommen. Dass das Konzept des
„neuen Antisemitismus“ hegemonial ge-
worden ist, sieht man etwa am Rückgang
der Verwendung dieses Begriffs, wie
Antony Lerman feststellt: „Da die
 Arbeitsdefinition allgegenwärtig wurde
und als die Definition von Antisemitis-
mus gilt, besteht keine Notwendigkeit
mehr, Israelfeindlichkeit als ‚neuen Anti-
semitismus‘ zu bezeichnen.“48

Ebenfalls zeigt die Geschichte der
IHRA-Arbeitsdefinition, dass sie nicht
bloß als eine fehlgeleitete oder unzutref-
fende Antisemitismusdefinition aufge-
fasst werden sollte. Indem sie eine pro-
israelische Hegemonie herstellt, erfüllt
sie tatsächlich die Funktion, für die sie
entwickelt wurde. Diese Hegemonie ist
jedoch nicht nur diskursiver, sondern
auch rechtlicher Natur. Im Jahr 2017
wurde die IHRA-Arbeitsdefinition durch
Österreichs damalige ÖVP/FPÖ-Regie-

Neutralitätsgegnerin Beate Meinl-Rei-
singer, deren Anklage gegen den Aktivi-
sten Rafael Eisler als Teil dieser
Bemühungen verstanden werden muss.
Wie diese Entwicklung in einer Zeit zu-
nehmender Militarisierung und erneuter
Blockkonfrontation weitergehen wird, ist
noch ungewiss. Eines ist aber sicher:
Wie ihre Geschichte zeigt, ist die IHRA-
Arbeitsdefinition vor allem ein geopoliti-
sches Werkzeug, dessen Auswirkungen
weit über die Einschränkung der Mei-
nungsfreiheit hinausgehen.
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Ihre politische Bedeutung darf daher
nicht unterschätzt werden. Zu diesem
Schluss kommt auch Peter Ullrich. In
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der Antisemitismusforscher die eskalie-
rende Repression gegen die Palästina-
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Österreich – anders als Deutschland –
keine Waffen an Israel liefern. Die Über-
nahme der IHRA-Arbeitsdefinition trägt
jedoch zur ideologischen Integration
Österreichs in einen geopolitischen
Block bei, der von den selbst zunehmend
autoritären USA geführt wird. Aktuell
wird diese Integration besonders eifrig
vorangetrieben durch Österreichs
Außenministerin und wohl bekannteste
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Hierin bezeichnet die DÖW-Mitarbeiterin die
3D-Regel als praktisches Werkzeug zur Vermei-
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 israelischen Kolonialismus in der Westbank
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man (Hg.): „Hijacking Memory“, S. 75–99; An-
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tive Jew“. London 2022. Erstere Arbeit ist ein
Essay, der die wesentlichen Erkenntnisse der
zweiten Arbeit, eines englischsprachigen Bu-
ches, zusammenfasst. Wenn aus dem deutsch-
sprachigen Text zitiert wird, so wird daneben
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S. 128f. und S. 289, Anm. 16).
44/ Vgl. ebd., S. 84 (S. 133–135); Ullrich: Gut-
achten, S. 7.
45/ Vgl. Sam Sokol/Lahav Harkov: Israel urges
EU human rights body to return “anti-Semitism”
definition to website, in: Jerusalem Post,
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Hate Crime 2024. Wien, Juli 2025, S. 92; vgl.
Amnesty International: Meinungsfreiheit, S. 29
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men von Antisemitismus und Förderung jüdi-
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hier S. 98.
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kanzler Sebastian Kurz (ÖVP) 2018 eine pro-
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lich“: Martens hatte später noch nachge-
legt und seine Formulierung verteidigt:
„Wie werden Kriege beendet? Indem
Soldaten getötet und die Infrastruktur
des Gegners zerstört wird. Lest Memoi-
ren aus dem 2. Weltkrieg. Nur wenn die
freie Welt mehr russische Soldaten töten
kann, als Putin ersetzen kann, wird er ge-
zwungen, ihn zu beenden.“ FAZ-Logik?
Hatte doch die deutsche Wehrmacht im
Zweiten Weltkrieg bekanntlich viel mehr
Sowjetbürger, vulgo „Russen“, getötet
als Deutsche durch die Rote Armee um-
kamen – und dennoch nicht gesiegt. Die
FAZ setzte mit einem Dementi noch eins
drauf: Es sei nicht ihre „redaktionelle
 Linie“, „dass möglichst viele russische
Soldaten getötet werden sollten“. So weit
hat sich diese Journaille bereits barbari-
siert, dass sie dementieren muss, was aus
ihrem täglichen Buchstabensalat ge-
schlossen werden kann.

Szyszkowitz entdeckte daraufhin für
Martens einen „Albtraum: Er kann sich
seines Lebens nicht mehr sicher sein.“
Wie das? Die russische Justiz hat gegen
Martens ein Strafverfahren eingeleitet
und wirft ihm nach Artikel 282 des Straf-
gesetzbuches öffentliche Anstiftung zu
Hass und Feindseligkeit vor. Die russi-
sche Botschaft in Berlin ersuchte zudem
die Berliner Staatsanwaltschaft um eine
rechtliche Prüfung nach deutschem
Recht. Schlimm? Mehr als das, meinte
Frau Szyszkowitz und machte den
Schreibtischtäter zum Verfolgten, hinter
dem „die Russen her“ sind. „Seine Re-
portagen über die Bären in Rumänien hat
er erst einmal aufgeschoben.“ Dabei
räumt sie selbst ein, dass Martens kein
Fahndungsersuchen durch Interpol
fürchten muss, da man die Russen bei In-
terpol für derartige Fälle gesperrt habe.
Und die deutsche Justiz hat ohnehin
 sofort abgewunken. Volksverhetzung ge-
gen Russen gibt’s nicht.

Hingegen blieb eine Facette dieser
Causa durch die Falter-Autorin Szysz-
kowitz nobel ausgespart: Bei anderer
Gelegenheit hatte FAZ-Martens erklärt:
„Vor der Reise nach Breslau hatte ich
beschlossen, mich an keinen politischen
Diskussionen über Israel zu beteiligen,
sollten solche aufkommen. Als Deut-
scher und Nachkomme eines Offiziers
im Stab der Wehrmacht im Zweiten
Weltkrieg hielt ich es für angebracht, zu
schweigen.“ Die Vernichtung von Mil-

Seit langem hatten ukrainische und
EU-Unterhändler bei serbischen Re-

gierungsstellen und Präsident Aleksan-
dar Vučić antichambriert wegen Serbi-
ens mangelnder militärischer Unterstüt-
zung für die Ukraine. Und seit langem
wird Druck auf Serbien wegen seiner
fehlenden Anerkennung der staatlichen
Unabhängigkeit des Kosovo ausgeübt
(wobei seltsamerweise hierzulande me-
dial so gut wie nie davon die Rede ist,
dass auch Spanien, die Slowakei, Rumä-
nien, Griechenland und Zypern diese
nicht anerkennen). Nun hat also Vučić
Anfang August dieses Jahres Selenskyj
nach Belgrad eingeladen. Wohl auch, um
den EU-Druck zu dämpfen. Mehr war
 eigentlich nicht – weiterhin keine serbi-
sche Zusage für Militärhilfe, wohl Hilfs-
zusagen für den Wiederaufbau nach dem
Krieg. Und über Kosovo nichts Neues.

Die Pressekonferenz von Vučić und
Selenskyj am 8. August hätte also wenig
Aufregung verursacht. Wäre nicht der
deutsche Journalist der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung (FAZ) gewesen. Die-
ser fragte Selenskyj, Vučić ignorierend:
„Können Sie uns Europäern konkret sa-
gen, was wir tun können, um Ihnen zu
helfen, mehr Russen zu töten?“ Pause:
„Mehr russische Soldaten, natürlich.“
Nun scheint mittlerweile für deutsche
Eliten, ob aus dem Journalismus oder der
Politik, die Anmaßung üblich geworden
zu sein, für „uns Europäer“ zu sprechen
und so als „Führer der EU“ vulgo „Euro-
pas“ aufzutreten. Und es hat den An-
schein, dass das hierzulande weder die
dominierenden PolitikerInnen noch die
meisten JournalistInnen stört. Im Gegen-
teil, fast wie Sprechpuppen plappern vie-
le von ihnen den im Kriegswahn befind-
lichen „Piefkes“ munter nach.

Kürzlich stimmte auch die Journalistin
Tessa Szyszkowitz in der Falter-Aus -
gabe vom 1. September 2026 in diesen
Chor ein. Sie titelte: „Schüren von Hass
nach Artikel 282. FAZ-Korrespondent
Michael Martens hat eine missglückte
Frage gestellt. Jetzt sind die Russen hin-
ter ihm her.“ Schon die FAZ hatte kühn
behauptet, Martens angebotene Tötungs-
beihilfe sei „missverständlich“ formu-
liert gewesen; „missglückt“ ist da noch
eine zusätzliche Steigerung. Denn sein
demnach berechtigter Angriff auf den
aktuellen Weltfeind Nr. 1 „glückte“
nicht. Dabei war nichts „missverständ-

„Russen töten“
Mediale Barbarisierung als „Missverständnis“
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Heinrich Geiselberger (Hg.): Oben
rechts. Rechtspopulismus als Klassen-
projekt. Berlin: Suhrkamp 2026 (edition
suhrkamp, Bd. 2813), 271 S., 20,60 Euro

In diesem lesenswerten, vom Suhr-
kamp-Lektor Heinrich Geiselberger

herausgegebenen Band sind Texte ver-
sammelt, die aus verschiedenen Perspek-
tiven beleuchten, inwieweit der Rechts-
populismus (viele andere Begriffe mit
verschiedenen Bedeutungsnuancen wer-
den zur Benennung des Phänomens ver-
wendet) als Projekt bestimmter Kapital -
fraktionen gedeutet werden kann. Viele
Beiträge beinhalten begriffs-, ent -
stehungs- und vergleichende historische
Perspektiven. Zentrale Figuren sind
 dabei, so der Tenor durch das gesamte
Buch hinweg, „konservative Männer, die
ihr eigenes Unternehmen leiten“ (S. 2),
also Familien- oder Eigentümerunter-
nehmer.

Einleitend ist eine kurzweilige Repor-
tage des Journalisten Tobias Moorstedt
mit dem Titel „Heimat der Weltkleinbür-
ger“ zu lesen. Er bereiste den deutschen
Wahlkreis Schwäbisch Hall – Hohenlo-
he, um dort den Zusammenhang zwi-
schen einer hohen Dichte von Familien-
unternehmen und guten Wahlergebnis-
sen der AfD zu untersuchen. Die Region
war lange landwirtschaftlich geprägt und
arm gewesen, bis in den 1970er Jahren
der Bau der A6 eine späte Industrialisie-
rung bewirkte, wobei sich hier in der
Folge viele „Spätaussiedler“ nieder-
ließen. In der Fabriklandschaft, die zahl-
reiche Hidden Champions beheimatet,
fürchten die seither tonangebenden Un-
ternehmer aufgrund der vorherrschenden
Stagnation einen Niedergang, was sich
darin ausdrückt, dass sie von der hier tra-
ditionell besonders konservativen CDU
hin zur AfD tendieren, die sich als
„Stimme des Mittelstands“ präsentiert.

Die Harvard-Literaturwissenschaftle-
rin Moira Weigel liefert mit ihrem Bei-
trag „Elitärer Anti-Elitismus. Die lange
Geschichte einer immer wieder beste-
chend neuen Idee“ eine ausführliche
Darstellung der dem Buchtitel wider-
sprechenden Position, dass Rechtspopu-
lismus die Rache der ärmeren Gesell-
schaftsschichten an der arroganten links-
liberalen Professional-Managerial Class
sei, wobei sie sich auf den englischspra-
chigen Diskurs konzentriert, aber auch
zeigt, wie allen voran die Springer-Pres-
se diese Position in den deutschsprachi-
gen Raum brachte. Sie verfolgt die ver-
meintlich anti-elitäre Haltung der US-
amerikanischen Rechten zurück bis in

die 1930er-Jahre, in denen die „America
First“-Bewegung, die Nazideutschland
nahestand, gegen den New Deal mobili-
sierte, dabei erstmals ein angebliches
 liberales Bias der staatlich beeinflussten
Medien beklagte und sich gegen große
Unternehmen und Unis positionierte.

Im Text „Von Poujade über Berlusconi
zu Trump. Eine Genealogie des liber-
tären Patrimonialismus“ präsentiert der
Frankfurter Professor Thomas Biebri-
cher einen Begriff, hinter dem sich der
„libertäre Angriff auf den Staat in loser
Verbindung mit xenophoben und sozial-
konservativen Positionen und verkörpert
vom männlichen Politikunternehmer“
(S. 103) verbirgt. Heute ein häufiges
Phänomen, sei der libertäre Patrimonia-
lismus bis in die jüngste Vergangenheit
selten gewesen. Biebricher beschreibt
deshalb die wenigen erfolgreichen Pro-
jekte, die dieser Definition entsprächen,
angefangen beim Poujadismus des Frank-
reichs der 1950er Jahre, einer kleinbür-
gerlich geprägten Protestbewegung, de-
ren Jugendorganisation vom jungen Jean-
Marie Le Pen geleitet wurde, der sich
später als „Rechtspoujadist“ mit den
„Vichy-Nostalgikern“ aussöhnte, um
1972 den Front National zu gründen.

Mit Trump ist schließlich der Über-
gang zu Melinda Coopers Text „Der Fa-
milienkapitalismus und die Revolte der
Kleinunternehmer“ geschaffen. Die
 Soziologin der Australian National Uni-
versity legt dar, wie Familienunterneh-
men über Jahrzehnte die Voraussetzun-
gen für den Trumpismus geschaffen hät-
ten. Dass ArbeiterInnen Trump wählten,
sei nämlich vor allem dessen Propaganda
gewesen. Die Finanzkrise 2008 hatte pri-
vate Kreditmärkte wichtiger gemacht,
die als Multiplikatoren eigentümerunter-
nehmerischer Strukturen dienen würden,
so Cooper. Dies schwächte einerseits
Gewerkschaften und stärkte andererseits
„Bindungen zwischen kleinen Familien-
unternehmen und großen Dynastien.“
(S. 170) Aus dieser Gemengelage heraus
unterwanderten seit 2010 Mitglieder der
kleinbürgerlichen Tea Party die Republi-
kanische Partei. Der Trumpismus stelle
nun die Vollendung der Dominanz der
Familienunternehmen dar.

In seinem Beitrag „Staatsabbau als Er-
folgsformel. Wahlsoziologische Erkun-
dungen im Grenzgebiet zwischen FDP
und AfD“ untersucht der Genfer Poli-
tikwissenschaftler Lukas Haffert das
Wahlverhalten von deutschen Kleinun-
ternehmern. Selbstständige weisen die
Besonderheit auf, dass sie sowohl über-
durchschnittlich viel FDP als auch AfD

lionen Weißrussen, Russen und anderen
zivilen Sowjetbürgern veranlassten die-
sen Enkel eines Wehrmachtsoffiziers
nicht zum Schweigen gegenüber „Rus-
sen“. Deutsche Verbrechen gab es aller-
höchstens an Juden. Die geopolitische
Rücksicht wie gegenüber den Israelis gilt
für die Russen nicht, auch weil Leute wie
Martens die Ergebnisse des Nürnberger
Prozesses, bei dem nicht der Holocaust
im Mittelpunkt stand, offenbar nie zur
Kenntnis genommen haben.

Schließlich ist noch zu vermerken,
dass Frau Szyszkowitz auch auf den ser-
bischen Präsidenten schlecht zu sprechen
ist, weil er auf Martens Frage „sofort in-
digniert eine Augenbraue“ hob. Nicht
aufgefallen ist ihr, dass der Journalist
 eines führenden deutschen Mediums die
Tötungsbeihilfe just in einem Land an-
bot, das im vergangenen Jahrhundert
mehrmals seine einschlägigen Erfahrun-
gen mit der deutschen Tötungsindustrie
gemacht hat. Weshalb Vučić verstört auf
Martens antwortete: „Was das Töten an-
geht – ich hoffe, dass das Töten aufhört.“
Das aber war für den FAZ-Journalisten
kein Thema und interessierte auch Frau
Szyszkowitz nicht. Stattdessen rückte
 ihre Redaktion einen zusätzlichen Arti-
kel ins selbe Heft, Titel: „Was tut Öster-
reich gegen Putins Propaganda?“ Weil es
ja bekanntlich sonst keine Staaten gibt,
die Propaganda betreiben.

Karl wIMMler
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32 Rezension

wählen, was sonst keine Gruppe tut. Die
Gemeinsamkeit beider Parteien sei die
Hetze gegen den Staat, der Unterschied,
dass die AfD auch ArbeiterInnen anspre-
che. Haffert liefert einige Gründe für den
Zusammenhalt dieser paradoxen Koali -
tion: Die AfD unterscheide erstens zwi-
schen makers und takers, was es ihr er-
mögliche, ersteren keine Sozial -
leistungskürzungen in Aussicht zu stel-
len. Zweitens ist es eine vornehmlich
männ liche Koalition, drittens hätten Pro-
duktionsarbeiterInnen wie kleine Unter-
nehmen besonders unter der Corona-Pan-
demie gelitten, und viertens könne man
sich auf die (staatliche) Regulierung und
die Regulierenden als Feinde einigen.

Im letzten Text versucht der in Oxford
lehrende Historiker Anton Jäger unter
dem Titel „Trumpismus als vierte Spiel-
art kapitalistischer Ausnahmeherrschaft?
Eine kurze Ideengeschichte klassentheo-
retischer Erklärungen“, die vorangegan-
genen Beiträge zusammengefasst in Be-
ziehung zu setzen mit älteren marxisti-
schen Theorien zu Bonapartismus und
Faschismus, konkret Marx „Der acht-
zehnte Brumaire des Louis Bonaparte“
und Nicos Poulantzas „Faschismus und
Diktatur“. Kern beider Theorien sei er-
stens, dass eine Beziehung zur jeweili-
gen Entwicklung oder „Konjunktur des

Klassenkampfes“ (S. 228) hergestellt
werde, zweitens die Berücksichtigung
vieler verschiedener Klassenfraktionen
und drittens, dass Bonapartismus und
 Faschismus klar als von ‚oben‘ initiiert
dargestellt würden. Jäger sieht dabei die
Möglichkeit, auch den Trumpismus nach
diesem Schema zu charakterisieren,
 wobei er über die Skizze solch einer Cha-
rakterisierung (noch) nicht herauskommt.

Auch wenn sich die Beiträge teils in-
haltlich überschneiden und eine Unter-
teilung in gemeinsam bearbeitete Kapitel
wahrscheinlich gewinnbringender gewe-
sen wäre, gibt es doch keinen Beitrag,
der überflüssig ist. Der Band beantwortet
wichtige, hochaktuelle Fragen unter
Rücksichtnahme auf historische Grund-
lagen und wirft noch wichtigere auf. Ein
Aufruf Anton Jägers, der ganz am
Schluss steht, weist dabei in eine konkre-
te politische Richtung: Die Linke solle
„das Gegeneinander-Ausspielen ihrer
 diversen Fraktionen als ideologisches
Manöver“ (S. 258) durchschauen und
sich nicht selbst darin üben. Positiv for-
muliert findet sich dieses Einheitsgebot
bereits im Manifest der Kommunis -
tischen Partei („stets das Interesse der
Gesamtbewegung vertreten“), womit
man wieder bei Marx wäre.

phIlIp KruSchwItz

Die KPÖ im Spiegel ihrer Programme
Symposium der Alfred Klahr Gesellschaft

Ideologie und Programmatik haben in der KPÖ als „Weltanschauungspartei“ einen höheren Stellenwert als in anderen
Parteien. In der Ersten Republik veröffentlichte die KPÖ eine Reihe von Aktionsprogrammen, aber kein Grundsatz -

programm. Ab 1935 war für die KPÖ die Volksfrontpolitik prägend, die nach 1945 mit der antifaschistisch-demokrati-
schen Orientierung fortgeschrieben wurde. In den 1960er Jahren rückte, in Vorwegname „eurokommunistischer“ Über -
legungen, das Verhältnis von Demokratie und Sozialismus in den Mittelpunkt. Das 1982 verabschiedete erste Parteipro-
gramm der KPÖ mit dem Titel „Sozialismus in Österreichs Farben“ baute auf dem Konzept einer antimonopolistischen
Demokratie als Übergangsetappe zum Sozialismus auf. Die 1994 beschlossenen „Grundzüge einer Neuorientierung“
 fixierten erste Überlegungen einer programmatischen Erneuerung nach dem Ende der Staaten des realen Sozialismus.
1990 wurde erstmals ein Frauenprogramm beschlossen, das seither mehrmals aktualisiert wurde.

Samstag, 21. November 2026, 14 bis 18 Uhr

Veranstaltungssaal der KPÖ, Gußhausstraße 14/3, 1040 Wien

Winfried R. Garscha: „Volksfront“ in Österreich? Zur Programmdiskussion in der KPÖ vor
und nach dem VII. Weltkongress der Kommunistischen Internationale (1935)

Manfred Mugrauer: Die antifaschistisch-demokratische Orientierung der KPÖ nach 1945

Michael Graber: Demokratie und Sozialismus. Die Programmdiskussion der 1960er Jahre

Gerhard Mack: Antimonopolistische Demokratie und Sozialismus in Österreichs Farben

Ines Konnerth: Die frauenpolitische Programmatik der KPÖ

Martin Konecny: Nach dem Ende der Geschichte: programmatische Erneuerung nach
1990 und aktuelle Debatten


